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22. Bundesparteitag 

der 

Christlich Demokratischen 

Union Deutschlands 

Niederschrift 

Hamburg, 18.-20. November 1973 





Sonntag, 

i a November 1973 

Beginn 11 Uhr 



Tagesordnung 

1. Eröffnung 

2. Wahl des Tagungspräsidiums 

3. Beschlußfassung über die Tagesordnung 

4. Beschlußfassung über die Verfahrensordnung 

5. Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten 
Antragskommission 

6. Wahl der Mandatsprüfungskommission 

7. Wahl der Sfimmzählkommission 
8. GruBworte 

9. Bericht des Generalsekretärs 
Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf 

10. Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion des 
Deutschen Bundestages 
Dr. Karl Carstens 

11. Bericht des Bundesschatzmeisters 
Walther Leisler Kiep 

12. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

13. Soziales Baubodenrecht 

14. Vermögenspolitische Leitsätze 

15. Reform des Unternehmensrechts 

16. Reform der beruflichen Bildung 

17. Bericht, Diskussion und Beschlußfassung Ober die t; . H tS 
Grundsatzarbeit der Partei 

18. Bericht der Rechnungsprüfer und Entlastung des 
Bundesvorstandes für das Rechnungsjahr 1972 

19. Verschiedenes 

20. Schlußrede des Parteivorsitzenden 
Ministerpräsident Dr. Helmut Kohl 



SoBjitap;, 18. Movem'ber 1975 

Gedenkstunde zum Volkstrauertag 

Beginn: 11.oo Uhr 

Pr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Verehrte Gäste von nah und fern! Liehe Delegierte und 
Gastdelegierte! Liebe Freunde! Dieser Bundesparteitag der Christ­
lich Demokratischen Union fällt an seinem Eröffnungstag mit dem 
Volkstrauertag in der Bundesrepublik Deutschland zusammen. Wir 
halten es - hier stehen wir in einer großen Tradition unserer Par­
tei - aus diesem Grunde für angemessen, zu Beginn des eigentlichen 
Parteitages in einer Gedenkstunde unserer Toten zu gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich 
von ihren Plätzen) 

Wir gedenken der Toten beider Kriege, der Toten, die im •J?elde 
oder in der Heimat fielen. Wir gedenken der Opfer der Unmensch­
lichkeit und der Diktatur. V/ir gedenken der Toten des Nahostkrie­
ges und des Leides, das über ihre Familien kam. 

Wir wollen zu Beginn dieser Gedenkstunde auch aller Parteifreunde 
gedenken, die seit dem letzten Bundesparteitag für immer von uns 
gegangen sind. 

Stellvertretend für viele, die von uns schieden, nenne ich hier 
namentlich: Frau Sibille Hartmann, gestorben am 23. September 
1973» Hitbegründerin der Christlich Demokratischen Union im Rhein­
land, langjährige Vorsitzende der Frauenvereinigung des Landesver­
bandes Rheinland, Stadtverordnete in Köln von 1919 bis 1933, von 
1945 bis 1967. 

Wir denken an Mathias Hesohen, gestorben am 1. Oktober 1973, Mit­
begründer der CDU in Essen, von 19^5 bis 1966 Kreisgeschäftsfüh­
rer der CDU, Stadtverordneter in Essen und Mitglied des Landesvor­
standes der CDU des Rheinland.es. 

V/ir denken an Dr. Berthold Martin, gestorben am 12. November 1973) 
19^5 Mitbegründer der CDU in Gießen, von 1954 bis 1957 Mitglied 
des Hessischen Landtages, seit 1957 Mitglied des Deutschen Bundes­
tages. 
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Wir wollen dieser unserer toten Freunde in Dankbarkeit gedenken, 
und wir wollen ihnen allen ein stilles Gebet widmen. - Ich danke 
Ihnen! 

(Die Anwesenden nehmen 
ihre Plätze wieder ein) 

Meine Damen und Herren, wir haben Plerrn Prof. Dr. Helmut Thielicke 
gebeten, in dieser Gedenkstunde zu uns zu sprechen. Ich danke ihm 
sehr herzlich dafür, daß er diesem unserem Wunsch sofort nachkajn. 
Ich bitte ihn nunmehr, das Wort zu nehmen, und danke ihm von mir 
aus schon jetzt sehr herzlich für seine Ausführungen. 

(Beifall) 

Prof. Thielicke: Verehrte Zuhörer! Immer wenn ein schwerer Flieger­
angriff gewesen war, ging ich wie viele andere los. um die zerstör­
ten Viertel aufzusuchen und nach den Freunden zu sehen. Darm roch man 
den Brandgeruch der Vernichtung, sah die Menschen, die einen wei­
nend, die anderen in dumpfer Ergebenheit vor ihren rauchenden Trüm­
mern stehen, und dachte an die vielen, die in unterirdischen Ver­
liesen ihre letzten Stunden durchgekämpft hatten. Immer, wenn ich 
diese frischverwundete Erde sah, überfiel mich eine beklemmende Vi­
sion. Ich glaubte zu sehen, wie all die Erde und all der Schutt nach 
wenigen Jahre mit Gras bewachsen oder neu überbaut sein würden und 
wie dies alles also dann einmal historisch sein würde; die Natur 
würde ihr versöhnendes Grün und den Teppich des Vergessens darüber 
breiten, und niemand - auch wir nicht, die wir dabei waren - könntfi 
rückschauend ermessen, was an Leid und Angst gelitten worden ist, 
was einst um die Gräber in der Wüste, in den Steppen Rußlands, über 
dem Meeresgrund, auf dem sie ruhten, geschehen ist. 

Was tun wir eigentlich jetzt in dieser Stunde, wenn wir deî  totnn 
Brüder und Schvfestern gedenken? Helfen wir nicht violleicht - das 
ist meine Frage - in einer unwahren Idealisierung, eben den Samen 
jenes Grasep der Vergessenheit oder auch der Idealisierung auf ihre 
Gräber zu werfen? 

Früher war ein Volkstrauertag ja v'on versöhnender Eindeutigkeit. 
Man feierte seine gefallenen Hell den und schloß Lebende und Tote zu 
einer Gemeinschaft zusammen, die keine Infragestellung kannte. Doch 
wieviel Unvereinbares und Auseinandersti'ebendes ist jetzt in unserer 
Trauer beieinander! Da sind die Millionen Toten auf den Schl.icht-
feldorn, "gefallen für Führer und Reich", wie es damals hieß. Doch 
wofür waren sie wirklich gefallen? Da sind aber auch die Millionen 
Juden, die den Pogromen zum Opfer fielen und in den Gasöfen umka­
men. Da sind die ü"np;ezählten, die in den besetzten Ländern als TJn-
tergrundkämpfer fielen. Und nicht zuletzt sind da die Männer des 
20. Juli,, die einsam, auf verlorenem Posten das andere Deutschland 
signalisierten und einen grausamen Tod erlitten. 

Nun frage ich mich: kann es eine Trauer geben, die alles dies mit­
einander umschließt, und kann es Worte geben, die das zusammenzu­
fassen vermöchten? Auch die Haltung derer, die da starben, war ja 
extrem verschieden. Die einen starben in verzeifeltem oder auch 
heroischem Nihilimus; sie gingen einfach in das Dunkle. Andere 
starben in einem Glauben, der den Sinn alles dessen natürlich auch 
nicht begriff, aber der dem vertraute, der ihn wußte und der sie 
durch das Dunkel hindurchgeleitete. 



In den Briefen aus Stalingrad schrieben zwei Soldaten Abschieds-
briefe an ihre Väter, die hohe Offiziere waren. Hier zeigt sich, 
wie kein Sterben dem anderen gleicht. Der eine schreibt in ver­
zweifeltem Spott seinem "Durchhalte"-Vater: "Es gibt keinen Sieg, 
Herr General, es gibt nur noch Fahnen und Männer, die fallen, und 
am Ende wird es weder Wänner noch Fahnen geben." Der andere Ab-
sohiedsbrief schließt mit den Worten: "Du kannst Dich darauf ver­
lassen, Vater, daß alles anständig zu Ende gehen wird. Ist ein 
bißchen früh mit 30 Jahren, ich weiß, keine Sentiments, Händedruck 
für Lydia und Helene, Kuß für Mama, vorsichtig sein, alter Herr, 
Herzfehler bedenken! Kuß für Gerda! Hand an den Helm, Vater! Ober­
leutnant meldet sich bei Dir ab." 

Wofür sind sie also gestorben? Inmitten aller Ideologien, die ihnen 
den abgründigen "Führer" zum Ziel ihres Sterbens verklären wollten, 
suchten sie doch am Ende lebendige und geliebte Menschen, die sie 

bedroht wähnten und denen sie sich zum Opfer bringen wollten. 
"Mir kann man nicht einreden", so heißt es noch einmal in einem 
Gefallenenbrief, "daß die Kameraden mit dem Worte 'Deutschlan.d' 
oder 'Heil Hitler' auf den Lippen starben. Gestorben wird, das 
läßt sich nicht leugnen; aber ihr letztes Wort gilt der Mutter 
oder dem Menschen, den man am meisten liebt." 

Roch einmal also: Wessen Trauer vermöchte dieses alles zu umfan­
gen? Es sperrt sich doch gegen jede schlüssige Formel. 

Unsere Unfähigkeit zu trauern hat viele und zum Teil auch diffa­
mierende Gründe. Aber diese Unfähigkeit zu trauern, gründet doch 
auch in der Ohnmacht, aus diesem Diffusen einen Kranz zu winden, 
der auf jedes dieser Gräber paßte. Diese Ohnmacht versinnbild­
licht sich etwa in unserer Hilflosigkeit, ein Denkmal der Trauer 
zu gestalten. Der tödlich getroffene Reiter auf sprengendem Pferd 
paßt- nicht,einfach deshalb nicht, weil wir gegen ein Pathos sehr 
empfindlich sind, das auch nur Spurenelemente von Verklärung ent­
hält. 

Im Dom zu Eatzeburg hier in der Nähe gibt es das einzige Krieger­
denkmal, das mir jedenfalls glaubwürdig zu sein scheint. Es ist 
das Fragment einer Ghristusfigur mit abgebrochenen Armen. Es sind 
nicht einmal mehr Hände da, die segnen können. Aber ein schmerz­
bewegtes Antlitz zeigt die Züge unergründlichen Wissens, und d.ieser 
Blick umfängt das Leiden, das wir nicht mehr ermessen können. Hier 
weiß einer um uns nicht deshalb, weil er die Weltvernunft in ir­
gendeinem Himmel wäre, sondern weil er mitleidet. In diesem Bilde 
kann unsere Trauer das versammeln, was Verstand oder Phantasie 
nicht mehr begreifen können. 

Doch keine Ohnmacht unseres Verstehens darf uns daran hindern, 
den Fragen standzuhalten, die diese schmerzliche Vergangenheit 
unserer jüngsten Geschichte uns stellt. Wir würden diesen Tag 
. jetzt und diese Stunde sozusagen im Dunst der Feierlichkeit ver­
gehen lassen, wenn wir uns dieser scharfen Befragung nicht stellten. 
Es sind vor allem drei Themen des Nachdenkens, die ich gestellt 
zu sehen glaube. Einmal geht es darum, daß jeder Gedenk- und Trauer­
tag, daß jede Erinnerung für uns zugleich eine kritische Funktion 
haben muß und daß er uns zu Revisionen aufruft. Das, worum es da­
bei geht, ist in einem Modeslogan zusammengefaßt, den ein Mensch 
von Geschmack nicht mehr gerne in den Mund ninmt, vjeil er allzu 
abgegriffen ist; aber ich will ihn doch einmal hier nennen. Er 



heißt: Bewältigung der Vergangenlieit. Diese an sich richtige Auf­
gabe hat sich bei uns mit einem selbstzerstörerischen Irrtum ver­
bunden, nämlich mit einer totalen Lossagung von der Vergangenheit, 
mit der Flucht in die Geschichtslosigkeit. Der vielbeklagte Kommu­
nikationsverlust besteht auch im Abschied von den Vorfahren und 
von den Traditionen. Die punktuel]e Existenz im Augenblick des 
Jetzt läßt aber leicht aus dem Gleichgewicht geraten und verstößt 
besonders eine Jugend, die nicht nur keine Geschichte kennt, son­
dern die auch kaum Geschichte erlebt, in eine beklagenswerte La­
bilität. 

Der vom lOOOjährigen Reich ausgelöste und immer noch nachwirkende 
neurotische Schock läßt uns Bilderstürmer sein, z-.B. auch Krieger­
denkmäler abtragen, nur weil wir uns nicht mehr in ihnen reprä­
sentiert sehen. Und so nehmen wir Abschied von Tradition und 
ahnen weithin nicht, wie wir uns damit selbst preisgeben. V/enn 
die richtige These, daß wir keine passiven Konsumenten, keine 
bloßen Passagiere der Tradition sein dürften, wenn diese richtige 
These bis ins äußerste Extrem vorgetrieben wird - und ins Extrem 
vorzutreiben ist ja unsere nationale Krankheit -, dann vergessen 
wir dabei, daß Überlieferungen stets auch noch den Sinn gehabt 
haben, uns herauszufordern, "challenges" im Sinne von Toynbee zu 
sein und in Annahme und Verwerfung zu unserer eigenen Identität 
zu finden. Wir finden die Identität nicht ohne Tradition, sondern 
nur mit Tradition. Wir finden sie nur in der Begegnung mit einer 
Geschichte, die man aushält und der man sich stellt. Statt uns 
selbst in der Begegnung mit der Vergangenheit zu finden, traten 
wir heute weithin die Flucht in die Zukunft an, treiben ]?uturo-
logien noch und noch und erfüllen das Futurum mit utopischen Bil­
dern, die uns im Gegensatz zu der sich ereignenden, konkreten Ge­
schichte nicht zui' Selbstfindung, sondern zur Selbstverfehlung 
führen. 

Die toten Brüder, deren wir heute gedenken, erheben die Forderung, 
uns der Vergangenheit zu stellen, in der sie lebten und litten. Die 
Toten und die Lebendigen, die Vergangenen und die Gegenwärtigen 
agieren Ja in derselben Arena. Wer geschichtslos wird, vegetiert im 
Niemandslande. 

Ich nenne noch eine zweite Frage, die uns an diesem Tage zu kri­
tischer Selbstprüfung nötigt. Die Gefallenen und Ermordeten des 
Zweiten Weltkrieges starben als Gläubige und als Nihilisten, sie 
waren fromm oder atheistisch, sie lebten im Gehäuse ihrer Ideo­
logien oder im Leerraum der Indifferenz. Der Pluralismus, der un­
sere Gesellschaft bestimmt, gilt auch von den Totenfeldern. Das 
Kreuz von Golgatha wäre kein Symbol, in dem sich diese Heerscharen 
gemeinsam wiedererkennen könnten, sosehr der Gekreuzigte sie sei­
nerseits kennt und von sich sagt, daß er für diese alle gestorben 
sei, für Christen und Heiden, Gläubige und Glaubenslose gleicher­
maßen. 

Wir müssen uns diese Vielfalt der Lebens- und Sterbenshaltungen 
klarmachen und sie respektieren und dürfen sie nicht christlich 
vereinnahmen wollen. Und doch frage ich mich, was dies millionen­
fache Sterben in Tempeln, Wiemandslanden und ideologischen Kraft­
feldern für uns Christen bedeute, inwiefern es also das berühmte 
hohe "C" angehe, ob hier nicht ein Schlüssel läge, nicht um das 
unbegreifliche Rätsel der Geschichte aufzulichten, aber vielleicht 
um das Unbegreifliche in einen tieferen Zusammenhang zu rücken. 
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In seiner großen "Kultargesoliichte der Neuzeit" sagt Egon Priedell 
eirnial, angesiolits der schauerlichen Vernichtungsorgien der Ge­
schichte sei m.an fast versucht, an das traurige Wort Goethes zu 
denken: Die Menschen sind nur dar/a da, einander zu quälen und zu 
morden. So war es von jeher, so ist es, und so wird es allezeit 
sein. 

Und dennoch, so fährt Friedeil fort, "besitzt der nachchristliche 
Mensch einen ungeheuren Vorsp-rung vor dem antiken: das schlechte 
Gewissen. Die Menschen haben sich zwar nicht geändert, sie lehen 
den Sinn, denken auf ihren Vorteil, liehen sich selber, gebrauchen 
Gevfalt, Betrug und Unrecht; aber, so meint Friedell, sie tun es 
nicht mehr unbefangen und gutgläubig, sondern sie tun-es bleich 
und ängstlich; sie haben nicht mehr die gute Laune des Raubtieres. 
Das sei vielleicht, so meint er, der einzige bisherige Erfolg des 
Christentums auf dem Gebiet der Politik. 

In der Tat! Dem Raubtier die gute Laune genommen zn haben und 
unsere tigerartige Anlage, von der Adalbert Stifter ja zu reden 
wußte, vor dem schlechten Gewissen scheuen zu lassen, das könnte 
der entscheidende christliche Beitrag zu einer Humanisierung der 
Politik sein. 

Wer die radikalen Forderungen der Bergpredigt in sich aufgenommen 
hat, der erkennt darin ja eine Infragestellung unserer Weltordnungen, 
eine tiefgehende Krise, die übrigens auch für Bismarcks Selbstver­
ständnis als Politiker eine immense Rolle gespielt hat. Da taucht 
etwa das Verbot des Sohv;örens auf. Und der Grund dieses Verbotes 
ist doch die entlarvende Feststellung, daß in unserer V/elt so etvjas 
wie Wahrheit und Aufrichtigkeit eben nicht selbstverständlich sei, 
wenn es dieser gesteigerten Form beschwörender Versicherung bedürfe. 

Da wird weiter die Liebe gegen das Echo der Geschichte gesetzt, vfird 
sie gegen das "Auge um Auge, Zahn um Zahn" aufgerufen, weil Liebe ja 
einen schöpferischen Neubeginn setzt, während das Echo-Gesetz nur 
Eskalationen der Zerstörung erzeugt. 

Man kann, wie wiederum Bismarck gesagt hat, mit der Bergpredigt 
natürlich nicht die Welt regieren. Man kann mit Hilfe ihrer Radika­
lismen keine Verfassungsbestimmungen konzipieren. Und dennoch wird 
allen geschichtlich Handelnden hier ein Spiegel vorgehalten, von 
dem kreative Impulse ausgehen. Indem die Ordnungen unserer Welt, 
die des Rechtes, des Staates, der Gesellschaft, überhaupt als vor­
läufig, als bloße Notordnungen einer nicht heilen Welt, einer 
grundsätzlich nicht heilen V/elt, charakterisiert werden, ist uns 
die Möglichkeit genommen, sie zu verabsolutieren und ideologisch 
zu verklären. 

Auf diesem Boden kann es keinen totalen Staat mehr geben und wird 
man jede ideologische Überhöhung von Systemen und Strukturen abbau­
en. Wie sollte das in seiner Fragvriirdigkeit Entlarvte denn auch 
Gegenstand solcher Verklärungen sein können? Nicht nur die gute 
Laune des Raubtieres, auch die Glorifizierung seiner .Gewohnheiten 
hört hier auf. 
Und, nicht wahr, wir sehen ja heute, was das bedeutet. In dem Maße, 
vjie die Bergpredigt, wie das Wissen um die große Infragestellung 
unserem Blickfeld entschwindet - schon bei Hitler war das ja sehr 
betont so - , beginnt die Bestie aufs neue zu erwachen, beginnt 
eine Reaniraalisier'ung, die uns erschrecken läßt, und dies wahr-
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lieh nicht nur in den Kriegen und in der Politik unserer 
Zeit, sondern auch au.f dem Bildschirm in ITorm des Terrors, der Bru­
talität, des Losgelassenseins jeder Art; ich brauche das hier nicht 
näher zu schildern. 

Wie vielen der Gefallenen und Ermordeten hat der Gedanlce einen Trost 
bedeutet, daß sich eine andere und bessere Welt aus dem Qualm der 
Untergänge erheben würde! Ich frage mich manchmal, was sie sagen 
würden, wenn sie das sehen müßten, was sich unter uns tut. Die 
Menschen haben sich - im Sinne Goethes - in der Tat nicht geändert. 
Aber sie drohen zunehmend das zu verlieren, was ihre bedenkliche 
Identität zu mildern wußte: das schlechte Gev/issen. Die gute Laune 
des Haubtieres feiert Urständ. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, noch eine letzte Frage in 
dieser Stunde ansprechen. Früher sprachen die Menschen an solchen 
Trauertagen von ihren gefallenen Helden. Dieses Wort ist ja seltsam 
überfällig geworden und verbraucht. Schon im Ersten Weltkx-ieg hat 
sich Walter Elex dagegen gesträubt. Wie ist es, frage ich mich, zu 
dieser Demontage eines Begriffs gekommen, der durch Jahrtausende hin­
durch immerhin die Macht eines Leitbildes ausgeübt hat? 

Eben diese Leitbilder sind es, denen wir kritisch gegenüberstehen. 
Wir fürchten, unter ihrer Herrschaft zu bloßen Kopien und Klischees 
zu werden. Der Held der Schlachten steht unter besonderem Ideologie­
verdacht, weil er die, denen wir das Prädikat "Helden des Alltags" 
zubilligen, in den Schatten verweisen könnte. Schon Nietzsche deutet 
in seiner "Kritik an der monumentalen Historie" an, wie der Blick 
auf die erhabenen Gebirgsriesen all das, was in den Tälern und in 
den Hütten geschieht, vergessen lassen kann. Bert Brecht läßt seine 
Mutter Courage gar sagen - und gerade weil sie so etwas vjie eine 
Heldin des Alltags ist, geht uns das unter die Haut -: Weh dem 
Volk, das Helden braucht. 

Ich glaube zu wissen, vor welchem Hintergrund dieses zunächst 
schockierende Wort gesehen werden muß. Es will auf seine Weise 
gleichfalls jene monumentale Historie entlarven, die hinter der 
großen Dramatik der Geschichte Kampf und Not der Kleinen, der im 
Schatten Stehenden verschwinden läßt. 

Und doch frage ich mich, ob dieses Wort so stehenbleiben darf. 
Könnte es nicht sein, daß wir hier wieder einmal - aus la\iter Angst 
vor falschem heroischem Pathos und ideologischer Heldenverklärung, 
also aus unserer Vergangenheitsneurose heraus -das Große und Monu­
mentale abwehren, daß wir uns in den DIN-Formaten des Nivellierten, 
daB wir uns im kollektiven Durchschnitt, in allem also, was uns aiif 
billige Art bestätigt, heute am wohlsten zu fühlen beginnen? 

Im "Zarathustra" heißt es einmal: Einst dachten sie, Helden zu 
werden. Lüstlinge sind sie jetzt, ein Gram und Grauen ist ihnen 
der Held. 

Muß uns das nicht an einem Tage wie diesem geradezu als eigene 
kollektive Autobiographie erscheinen, als die Innengeschichte 
unseres Volkes, seit der Vorhang über dem Grauen von Terror, 
Tyrannei und Untergang gefallen ist und nun die Wohlstandsgesell­
schaft in Massenszenen über die Bühne flaniert, als ob nichts ge­
schehen, als ob nichts gelitten worden wäre? Ein Gram und Grauen 
ist uns der Held. V/arum, warum? 
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Weaa es so ist, werden wir uns auch den anderen Zuruf Nietzsches 
gefallen lassen: Bei meiner Liebe und Hoffnung beschwöre ich dich, 
wirf den Helden in deiner Seele nicht weg, halte heilig deine 
höchste Hoffnung. 

Hier spricht jemand kritisch vom Helden, aber er spricht immerhin 
von ihm. Er bekennt sogar, daß er selber nicht heroisch sei, doch 
hört er nicht auf zu verehren. 

Meine Frage ist, ob nicht - fern aller Heldenverklärung - ein 
neuer Respekt unter uns und auch in unserer jungen Generation 
vor denen entstehen sollte, die nicht nur im Feuer der Schlachten, 
sondern auch unter dem Galgen der Henker und in den Kellern der 
Folterknechte -and heute in der terrible Isolation, die einen 
Solschenizyn umgibt, oder den psychiatrischen Kerkern für bekennen­
de Intellektuelle standgehalten haben. 

Wir gedenken zwar heute auch der Millionen Opfer in aller Welt, die 
wie Schafe zur Schlachtbank geführt wurden, der verhungerten und 
verstümmelten Kinder vor allem, der Preisgegebenen in den Eassen-
kämpfen, im Streit der Ideologien und wildgewordenen Nationalismen 
damals und heute, aber v̂ ir sollten über all diesen Geopferten 
gerade derer nicht vergessen, die nicht nur geopfert wurden, sondern 
die sich geopfert haben, willentlich. In diesem Sinne gilt unser 
respektvolles Gedenken den Männern des So.Juli, die die Flagge des 
anderen Deutschland zeigten und für die Ehre unseres Volkes -
ich gebrauche diesen altmodischen Begriff hier ganz bewußt -
ihren Blutzoll entrichteten. 

Ich frage mich aber zugleich, ob wir das alles noch verstehen 
können, wir, denen das Wort "Volk" fast ebenso fremd geworden ist 
wie das Wort "Vaterland". Haben wir nicht beides längst gegen die 
fast ausschließlich gebrauchte Vokabel "Gesellschaft" ausgetauscht, 
die zum Refrain aller Heden und Leitartikel, zum verbalen Klein­
geld des Alltags geworden ist? In Wirklichkeit verhält sich dieses 
synthetische Gebilde der Abstraktion zu jenen Worten "Volk" und 
"Vaterland" wie. ein Betonriese zu einem aus Naturstein gebauten 
Haus. In einer verarmten und ausgebluteten Sprache, die mehr und 
mehr zum bloßen Mittel technischer Verständigung degeneriert, wir­
ken Worte wie "Held" und "Vaterland" in der Tat wie Meteore von 
einem anderen Gestirn. 

Wieder erhebt sich das Problem unserer Geschichtslosigkeit. Wir 
verstehen unsere eigene Geschichte nicht mehr, wenn wir nur ihre 
Schrecken beschwören und zu sehen bereit sind und nicht mehr ihre 
Größe. Die genannte Sprachbarriere gegenüber unserer Vergangenheit 
ist dafür nur ein Symptom. 

Ist dieser Abschied von der Geschichte vielleicht der Grund dafür, 
daß wir uns selbst nicht mehr verstehen? Denn das tun wir doch 
nicht, das tut besonders die nachwachsende Generation nicht. Es 
ist ja nicht von ungefähr, daß sie unter einer Krankheit leidet, 
die sie selbst als Identitätskrise bezeichnet, und daß die Kern­
frage eines jungen Menschen - und ich habe sehr viel Verbindung 
mit jungen Menschen - heute immer ist: Wer bin ich, wie fdnde ich 
mich selbst, wie komme ich zu meiner Identität? 

Ich frage also: Was ist das Vermächtnis unserer Toten, die uns aus 
der Tiefe unserer Geschichte anrufen? Ich wage es kaum, mit ei­
genen Worten zu sagen, und will ein Glied dieses grauen Heeres 
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selbst sprechen lassen: Antoine de Saint-Exupery hat einmal im 
letzten Kriegsjahr vor seinem Tode geschrieben: 

Was wird aus uns in dieser Epoche eines 
allgemeinen Punktionärstums werden, der 
Epoche des Hobotermenschen, des Termiten­
menschen, des Menschen, der hin und her 
pendelt zwischen Fließbandarbeit und Skat­
spielen? Ach, Herr General, 

- so heißt es weiter in diesem Brief -

es gibt nur ein Problem, ein einziges 
in der Welt: Wie kann man den Menschen 
eine geistige Bedeutung, eine geistige 
Unruhe wiedergeben, etwas auf sie her­
niedertauen lassen, was einem Gregori­
anischen Choral gleicht? Sehen Sie, man 
kann nicht mehr leben von Eisschränken, 
von Politik, von Bilanzen, Kreuzwort­
rätseln ohne Liebe, man kann es nicht 
mehr. 

Wenn irgendwo, dann sehe ich in diesen Worten das Vermächtnis, 
nach dem wir fragten. 

Und so möchte ich schließen mit einem sehr stillen Vers, in dem 
das innigste Gedenken an die toten Freunde und die guten Kame­
raden eingeschlossen ist. Wir wollen von diesem Vers nicht nur 
die toten Soldaten, sondern auch die ermordeten Männer, Frauen 
und Kinder umschlossen sehen. Diese alles umfangenden Worte sind 
das Vermächtnis eines jungen Offiziers, der auch zu denen ver­
sammelt wurde, für die er jene Worte betend sprach: 

Alle, die gefallen in Meer und Land, 
sind gefallen in Deine Hand, 
alle, die kämpfen auf weitem Feld, 
sind auf Deine Gnade gestellt, 
alle, die weinen in dunkler Nacht, 
sind von Deiner Güte bewacht. 
Gib uns Augen, daß wir es sehen, 
wie Deine Hände mit uns gehen. 
Gib uns Herzen, die Deine Gnad' 
gläubig ergreifen früh und spat. 
Gib uns das Leben durch Deinen Sohn, 
uns und den Toten vor Deinem Thron. 

14 



1. Plenarsitzung 

Beginn: 11.53 Uhr 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Verehrte Gäste von nah und fern, vor allem liebe 
Freunde aus den ausländischen Delegationen, die hierher gekommen 
sind! Ich darf diesen Parteitag eröffnen und Sie alle sehr herz­
lich begrüßen. Ich begrüße die Gäste aus dem Ausland, aus unseren 
Schwester- und Bruderparteien. Ich begrüße die Repräsentanten 
wichtiger Organisationen aus der Bundesrepublik. Ich begrüße die 
Vertreter und Eepräsenta:"ten von Presse, Rundfunk und Fernsehen. 
Ganz besonders herzlich begrüße ich die vollzählig erschienenen 
Delegierten der Landesverbände der CDU Deutschlands und alle Gast­
delegierten in diesem Saal. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, um es gleich vorab zu sagen: V/ir beginnen 
hier einen Parteitag der Diskussion, der uns allen ein hohes Maß 
an Disziplin abverlangt. Wer in diesem Staat führen will, muß 
auch bei einer solchen Gelegenheit selbstverständlich beweisen, 
daß er fähig ist, einen solchen Parteitag in den Formen zu ge­
stalten, die er jedem zwingend abverlangt. 

(Beifall) 

Bevor ich zur eigentlichen Eröffnung komme, darf ich Ihnen namens 
des Bundesvorstands den Vorschlag für das Tagungspräsidium unter­
breiten. Auf Vorschlag unserer Hamburger Freunde und insbesondere 
des Vorsitzenden des Landesverbands Hamburg, Dietrich Rollmann, 
schlägt der Bundesvorstand als Parteitagspräsidenten den Bürger­
meisterkandidaten der CDU für die Hamburger Landtagswahl unseren 
Freund Erik Blumenfeld vor. 

(Beifall) 

Weiter werden vorgeschlagen: Frau Ursula Benedix, 

(Beifall) 

Rolf Bremer, 

(Beifall) 

Siegfried Duebel, 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, 

(Beifall) 

Peter Lorenz, 

(Beifall) 
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Gerhard Mahler, 

(Beifall) 

Adolf Müller (Remscheid), 

(Beifall) 

Bernd Neumarm, 

(Beifall) 

Dietrich Rollmann, 

(Beifall) 

Hermann Schnipkoweit, 

(Beifall) 

Friedrich Vogel, 

(Beifall) 

Walter Wallmann, 

(Beifall) 

Rita 
und Frau Waschbüsch. 

(Beifall) 

Das sind die Vorschläge des Bundesparteivorstands für das Tagungs­
präsidium dieses Parteitages. Ich frage den Parteitag: Werden wei­
tere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. 

Dann darf ich Sie fragen, oh Sie mit dem Vorschlag einversteoiden 
sind, und Sie bitten, mit der Stimmkarte abzustimmen. Wer dem Vor­
schlag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Damit hat 
der Parteitag, soweit ich es erkennen kann, diesen Vorschlag ein­
stimmig übernommen. Ich darf die Damen und Herren bitten, hier 
ihres Amtes zu walten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Mit 
dieser Eröffnung beginnen wir einen Bundesparteitag, der in der 
deutschen Öffentlichkeit ungewöhnlich viele Erwartungen, Hoff­
nungen, aber auch Befürchtungen wachgerufen hat. Es ist ein Par­
teitag der CDU, der hi-er in Hamburg beweisen muß und beweisen 
wird, daß'diese CDU Deutschlands die große Alternative und Ant­
wort zur Regierungskoalition in Bonn ist. 

(Beifall) 

Meine Freunde, bei allem notwendigen Ringen um den besten Weg, 
bei aller Diskussion wollen wir diese Feststellung hier in Ham­
burg keinen Augenblick vergessen! 

(Beifall) 
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Unser Land, unsere Mitbürger, unsere Wähler und Freunde ervjarten 
von uns klare und überzeugende Aussagen. Aber, meine Damen und 
Herren, sie erwarten vor allem, daß wir uns nicht nur mit uns 
selbst, sondern mit der Lage dieses Landes und seinen Fragen be­
schäftigen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Wir alle erleben, daß knapp ein Jahr nach der Bundestagswahl, an 
der Wende zum neuen Jahr, immer mehr Mitbürger in diesem Land 
voller Sorge in die Zukunft blicken. Die Euphorie des Wahlkampfs, 
die Euphorie der großen Versprechungen ist im Wind zerstoben. Wir 
müssen in diesem Land mit Inflationsraten leben wie nie zuvor. 
Wir müssen erleben, daß wir .uns mitten in einer Energiekrise be­
finden, über deren Ausmaß und Ernst die Bundesregierung die Bürger 
in unserem Land nur sehr beiläufig und keineswegs überzeugend voll­
ständig informiert. 

(Beifall) 

Wir müssen feststellen, daß die Hoffnimgen auf die neue Ostpolitik 
immer mehr enttäuscht werden. 

(Beifall) 

Wir hören, wie viele Jahre zurück, aus Ost-Berlin Haßtyraden ge­
gen unsere Biondesrepublik. Wir beobachten Schaüprozesse gegen 
Fluchthelfer, und statt mehr Menschlichkeit in Deutschland müs­
sen Rentner mehr zahlen, wenn sie zueinander kommen wollen. 

(Pfui! - Hufe) 

Wir erleben, daß Zweifel an der Bündnistreue unserer Bundesrepu­
blik bei unseren Freunden aufkommen, und wir erleben, daß andere 
Freunde, wie im Nahostkonflikt, sich im Stich gelassen fühlen. 

(Beifall) 

Dies ist die traurige Bilanz dieser Regierung. Und ich füge hin­
zu: Wir, die CDU, haben auch als Opposition keine Freude an dieser 
Entwicklung; denn dies ist unser aller Land, meine Damen und Her­
ren. 

(Beifall) 

Um so erstaunlicher, so finde ich, waren die selbstgerechten Äu­
ßerungen, die wir dieser Tage vom Parteitag der FDP in Wiesbaden 
vernahmen. 

(Beifall) 

Sicherlich - dies sei klar gesagt - es ist die Sache einer jeden 
Partei, selbst ihren Weg zu bestimmen; das gilt natürlich auch 
für die FDP. Wir, die Union, gehen davon aus, daß die Landschaft 
der politischen Parteien im v;esentlichen auch in Zukunft SPD, FDP 
lind CDU/CSU als die entscheidenden Faktoren der Bundesrepublik 
sehen wird. Aber - auch das sei gesagt - wir gehen auch davon aus, 
daß dieses System auf die Dauer nur funktionieren kann, wenn alle 
Parteien, die auf dem Boden des Grundgesetzes stehen, prinzipiell 
untereinander koalitionsfähig sind. 

17 



Meine Freunde, dies sei ganz klar gesagt: Wir machen vernünftige 
Angebote, aber wir laufen niemandem nach. Und es gibt kein Lie-
beswerben der CDU/CSU. 

CBravo! - Rufe 
und anhaltender lebhafter Beifall) 

Es ist ausschließlich Sache der FDP selbst, sich durch Parteitags­
erklärungen wie in Wiesbaden auf lange Zeit ins Beiboot der Sozi­
aldemokraten zu setzen. Aber: Es wirkt schon beinahe komisch, 
wenn etwa Herr Mischnik den Jusos den Kampf erklärt. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Denn, meine Freunde, die FDP sitzt doch nicht in einer Koalition 
mit den Jusos, sondern sitzt in einer Koalition mit der SPD. Die 
SPD ist ihr Partner. Sie soll sich also mit den Sozialdemokraten 
auseinandersetzen und nicht mit den Jusos. 

Dieser Partner SPD - und nicht die Jusos - hat doch gerade auf 
seinem Landesparteitag in Nordrhein-Westfalen die Verstaatlichung 
der Banken als ein Mittel der Ordnungspolitik der Bundesrepublik 
gefordert. Und es war der Bundesparteitag der SPD, der das Ver­
bot des Maklerberufes verlangt hat. Es sind Kultusminister der 
SPD, die beispielsweise in Hessen, in Nordrhein-Westfalen und in 
Niedersachsen über die Geschichtskunderichtlinien entscheidende 
und irreparable Veränderungen im Selbstverständnis unseres Landes 
vornehmen wollen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, das imperative Mandat wird nicht irgend­
wo in der Welt oder in Europa, sondern mitten in unserem Lande 
\ind außerhalb der verfassungsmäßigen Ordnung dieses Landes in 
München, in Frankfurt, in Hannover und in der Stadt, in der die 
FDP tagte, nämlich in Wiesbaden, befohlen und befolgt. Dies alles 
passiert in der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands unter 
der Führung Willy Brandts. Ich finde, gerade für Liberale sind 
das wahrlich genug Themen, nachdenklich zu werden. 

(Beifall) 

Meine Damen \xnd Herren, die Wähler in unserem Lande denken offen­
kundig nach; denn wer die demoskopischen Daten der letzten Monate 
bis zum heutigen Tag verfolgt, kann es spüren. Ich will hinzufügen: 
Es ist für uns eine schöne und gute Sache, wenn v/ir demoskopische 
Daten wie seit Jahren nicht mehr vorzeigen können. Aber, meine 
Freunde, dies ist kein Ersatz für Politik. 

(Beifall) 

Wenn wir heute feststellen im Zustrom an neuen Mitgliedern, vor 
allem aber im Gespräch mit der heranwachsenden jungen Generation, 
daß sich da für uns als christliche Demokraten neue Chancen auf-
tixn, dann werden wir diese Chance nur gewinnen, wenn wir unsere 
Überzeugungen offensiv und kämpferisch vertreten. 

Denn unser Land lond unsere Mitbürger erwarten die klare Alterna­
tive der Christlich Demokratischen Union. 

18 



Dieser Parteitag in Haintiurg wird ein Parteitag der Diskussion 
sein. Wir wollen den Streit der Meinungen offen und fair austra­
gen. Dies wollen und müssen wir, weil wir Volkspartei sind und. 
bleilDen wollen. Eine Volkspartei, meine Damen und Herren, kann 
verschiedene Meinungen und Interessen nur an sich binden und in 
ein Handeln zizm Wohl des Ganzen integrieren, wenn sie sich zum 
obersten Gebot macht, nicht Macht und Einfluß von Gruppen, son­
dern allein und ausschließlich die Kraft der Argumente zu wägen. 

(Beifall) 

Ich fordere uns alle auf, gerade auf diesem Parteitag exempla­
risch aus dieser" Grundüberzeugung heraus zu handeln. Jeder Dele­
gierte, der hier spricht, wer hier zuhört und entscheidet, soll 
und muß dies tun als freies Mitglied einer freien Partei, allein 
dem Gewissen und dem Gemeinwohl verpflichtet. 

(Beifall) 

Überlassen wir es den Sozialdemokraten, sich als Partei des Inte­
resses zu verstehen, auch wenn sie behaupten, dies sei ein Inte­
resse der Vielen, Wir sind die Partei der Verantwortung für das 
Ganze. Das war unser Weg in 25 Jaliren, und das muß er bleiben. 

(Beifall) 

Wir wollen nicht Gegensätze aufreißen. Wir wollen unser Volk nicht 
in den unversöhnlichen Haß eines neuen Klassenkampfes treiben. 

(Zustimmung) 

Wir wollen Menschlichkeit, wir wollen Freiheit, und wir wollen 
Frieden überall in dieser Welt, auf unserem Kontinent und doch 
auch zuerst in den Grenzen dieses unseres Landes. 

(Beifall) 

Meine Freunde, der Friede, zu dem wir beitragen können und müssen, 
fängt nicht im Nahen oder Fernen Osten an. Er beginnt auch nicht 
an der Elbe oder an Oder und Neiße. Dieser Friede muß zu aller­
erst hier innerhalb unserer Bundesrepublik geleistet und bewahrt 
werden. 

(Beifall) 

Laßt uns, meine Freunde, auf diesem Parteitag ein Beispiel setzen, 
wie Konflikte hart in der Sache, freimütig im Wort, voller Re­
spekt für die Überzeugungen des anderen und fruchtbar für unsere 
Partei und unsere Politik ausgetragen werden können. Der Wider­
streit der Meinungen kann und darf die Einheit der Union nicht 
unterminieren; er muß sie festigen. 

(Beifall) 

Es gibt - und dies sei mit aller Deutlichkeit und nach allen 
Seiten gesagt - keine Triumphe, die auf Kosten der Partei er­
rungen werden, es sei denn die Triumphe unserer Gegner. 

(Lebhafter Beifall) 
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Wir wollen aber nicht allein einen Parteitag der Diskussion ver­
anstalten. Wir wollen vor allem einen Parteitag der Entscheidung, 
einen Parteitag der Entscheidung über unseren Standort, über 
unsere Fähigkeit, Führung zu "beanspruchen und Führung zu tragen. 

(Zustimmung) 

Wir stehen in Bonn zur Zeit nicht in der Verantwortung der Re­
gierung. Meine Freunde, das heißt aber nicht, daß es uns ge­
stattet wäre, unsere Theorien und Programme verantwortungslos 
zu diskutieren und zu verabschieden. Nicht die Fallgesetze der 
öffentlichen Meinung, sondern die Gebote des Gewissens, der Moral 
un.d des Glaubens an eine freiheitliche Zulcunft unseres Volkes 
müssen unsere Beschlüsse bestimmen. Nichts davon kann durch 
Emotionen ersetzt werden, denn. Erfolge dieser Art zerstieben 
über Nacht. 

(Beifall) 

Was wir brauchen, sind Erfolge, die uns und alle, denen wir ver­
pflichtet sind, über Jahre hindurch tragen, Erfolge, die nicht 
Halbzeitergebnisse eines ehrgeizigen Tabellenzweiten sind, son­
dern die Bestand haben als Fundament einer friedlichen, freien 
und gerechten Zukunft unseres Landes. Wir alle haben auch gegen­
über der Geschichte und der Tradition dieser unserer Partei zu 
bestehen, dem Gesetz des Anfangs, in dem die christlich-sozialen, 
die liberalen und die konservativen Ströme eingebunden sind. Wir 
müssen auf diesem Wege kämpfen, mutig und entschlossen, denn wir 
setzen auf Sieg und nicht auf Platz. 

(Beifall) 

Aus der Verantwortung des Vorsitzenden dieser Partei fordere ich 
alle auf, die nach mir an dieses Pult treten, ihre Worte und ihre 
Handlungen an diesem Maßstab zu messen. Wir reden und diskutieren 
hier nicht aus Gefälligkeit für diese oder Jene Organisation und 
schon gar nicht um das Linsengericht vordergründiger Zustimmung. 
Wir entscheiden nicht - auch das sei klar gesagt - über die Mög­
lichkeit zukünftiger Koalitionen. Es geht hier in Hamburg über­
haupt nicht um Taktik, um Anpassung oder um Überholmanöver. 

(Beifall) 

Meine Freunde, es geht hier und heute um die Zukunft dieser Union 
und um unseren Beitrag für die Zukunft unseres Landes. Wir sind 
hier, um Entscheidungen zu treffen, die keinem anderen Maßstab 
genügen müssen als jenem, das Beste zum Wohle unseres Landes, 
seiner Freiheit, seinem Fortschritt und seinem Frieden zu tun. 
Lassen wir uns um Himmels willen nicht von den Rauchschwaden des 
Zeitgeistes umnebeln. Es gibt Notwendigkeiten, die stärker sind 
als jede Mode. Dies haben wir zu erkennen und auch beim Namen zu 
nennen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich sage dies als einer, der sich immer gegen eine 
statische und für eine dynamische Politik der Union ausgesprochen 
hat. Ich sage dies, weil wir v/issen, daß wir den herausfordernden 
Anspruch der DDR, Vollstrecker des Geistes der deutschen Nation 
zu sein, nur mit unserem Modellstaat "Bundesrepublik Deutschland" 
begegnen können, 
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einem Staat, der nach den Grundsätzen unserer Verfassung dem 
einzelnen ein Höchstmaß an Freiheit, Gerechtigkeit und sozialer 
Sicherheit eröffnen kann. Wir waren und wir sind für Reformen. 
Niemand von uns, auch hier in Hamburg, sollte denen, die in der 
Sache anderer Meinung sind, Mangel an reformatorischem Eifer 
vorwerfen dürfen. Dazu - dies sage ich klar und deutlich - eignet 
sich keines der Themen, über die hier in Hamburg entschieden wird. 

(Beifall) 

Was wir zur Zeit in unserem Lande erleben, meine Freunde, ist 
eine schon fast gespenstisch anmutende Konsequenz, mit der die 
Fund mente von Stabilität und Ordnung, von staatsbürgerlichen 
Tugenden und Überzeugungen und damit die Fundamente eines poli­
tisch und geistig beherrschten Fortschritts in den Strudel kunst­
lich erzeugter Fragvrürdigkeit gezogen werden. Was sich forsch 
und oft genug anmaßend "Zeitgeist" nennt, ist oft genug nichts 
anderes als die Lust am Erzeugen eines Schwindelgefühls, dessen 
Gestaltlosigkeit von manchen mit Freiheit verwechselt wird. 

(Beifall) 

Ich sage: Dies kann, nicht unser Spiel sein; dies i s t nicht 
unser Spiel. Die Christlich Demokratische Union, für die wir 
stehen, ist nicht dazu berufen, ideologischen Irrungen und Wir­
rungen den Schein der Rechtfertigung zu verleihen. Ich erkenne 
für uns die Aufgabe, dafür Beiträge zu leisten, diese Bundes­
republik nicht zum geistigen und moralischen Niemandsland werden 
zu lassen. Wir werden nicht zulassen, daß ein Klima der inneren 
Neutralität zwischen Freiheit und Unfreiheit erzeugt wird, dem 
dann die äußere Neutralität folgen wird wie die Wirkung der Ur­
sache. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir haben auch hier in Hamburg Pflöcke einzu­
schlagen, Strukturen zu schaffen, die für jedermann und für 
jedermanns Recht und Chance verläßliche Garanten sind. Wir 
wollen nicht Auflösung, sondern Mobilität. Wir wollen nicht 
Zerstörung, sondern Erneuerung. Wir wollen nicht trügerische 
Ruhe durch Gleichmacherei, sondern Frieden durch Freiheit. 

(Beifall) 
Als christliche Demokraten wissen wir, daß Politik in stets un­
vollkommener Wirklichkeit für eine letzte Wahrheit gestaltet sein 
muß. Das unterscheidet uns prinzipiell und grundsätzlich von den 
Sozialdemokraten, die ideologische Unfehlbarkeit für sich in An­
spruch nehmen und die reine Lehre allein gepachtet haben. Dieser 
Unterschied, der unsere Auffassung von Staat, Gesellschaft, Poli­
tik und Freiheit entscheidend beeinflußt, darf nicht vervjischt 
werden. Wir müssen uns zu ihm bekennen und unsere Position, die 
Position der Freiheit, klar und deutlich machen. Wenn nach der 
Diskussion der Themen dieses Parteitags, des Bau- und Boden­
rechts, der beruflichen Bildung, der Vermögensbildung und der Mit­
bestimmung, nicht deutlich wäre, was CDU und SPD unterscheidet, 
v̂ enn wir alle, vjenn unsere Anhänger und Kritiker nach diesen drei 
Tagen nicht mehr darüber wissen, dann, meine Freunde, wäre diese 
Zeit vergeudet gewesen. 

(Beifall) 
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Nun glaube niemand von uns, es sei möglich, sich im Zuge der 
Verwirrung, die von Teilen der SPD teils fahrlässig, teils 
bewußt gestiftet wird, durch anpasserische Tarnung am. die Macht 
schmuggeln zu können. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir sind eine Partei, die keinen latenten Radi­
kalismus zu übertünchen hat. Wir stehen nicht in heimlichem 
Widerspruch zum Lebensgesetz dieser Bundesrepublik. Wir geben 
uns weder mit doppelten noch mit halben Wahrheiten in diesem 
Zusammenhang ab. Frei und offen wollen wir hier beraten und ent­
scheiden, was wir für richtig und notwendig halten, ohne etwas 
zu beschönigen, zu verschweigen oder zu vertuschen. Bloße An­
passung ist uns genauso fern wie die Ratifikation einer Ideolo­
gie, die zu unseren Grundsätzen im Widerspruch steht. 

Diese unsere Union geht ihren eigenen Weg, weil wir glauben, daß 
dies der bessere Weg ist, der Weg, der zu mehr Freiheit, zu mehr 
Frieden und zu mehr Gerechtigkeit führt. 

Meine Damen und Herren, der 22. Bundesparteitag der CDU Deutsch­
lands ist eröffnet. 

(Starker, sich immer wieder 
erneuernder Beifall) 

Erik Blumenfeld (Parteitagspräsident): Meine Damen und Herren! -
Der Parteitag, lieber Herr Kohl, hat Ihnen für Ihre große politi­
sche Rede großen und berechtigten Beifall gespendet. Wir danken 
Ihnen für diese Eröffnung. 

Meine Damen und Herren, gleichzeitig darf ich im Namen des Partei­
tagspräsidiums Ihnen allen den Dank der Mitglieder des Tagungsprä­
sidiums für die Wahl aussprechen, und wir hoffen, daß das in uns 
gesetzte Vertrauen bei der Leitung unseres Parteitages gerecht­
fertigt wird. 

Es obliegt mir als Parteitagspräsident, ein herzliches Begrüßungs­
wort an alle Gäste unseres Parteitages zu richten. Zunächst be­
grüße ich als Vertreter des.Senats der Freien und Hansestadt Ham­
burg den Präses der Arbeits- und Sozialbehörde, Herrn Senator 
Ernst Weiß. 

(Beifall) 

An der Spitze der Gäste unseres Parteitages darf ich dann den Prä­
sidenten des Bundesverfassungsgerichtes begrüßen, unseren lang­
jährigen Freund Ernst Benda. 

(Beifall) 

Sodann begrüße ich sehr herzlich die zahlreich erschienenen pro­
minenten Vertreter aus befreundeten europäischen und südamerika­
nischen Parteien und Organisationen. Mit diesem Gruß darf ich ein 
ebenso herzliches Wort des Dankes für ihr Erscheinen zu unserer 
Tagung verbinden. 

(Beifall) 
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Ich darf in diesen Gruß einschließen die Herren Botschafter und 
Repräsentanten der diplomatischen Vei'tretungen in der Bundesrepu­
blik und der konsularischen in Hamburg, die ebenfalls Gäste dieses 
Parteitages sind. 

(Beifall) 

An der Teilnahme so zahlreicher Gäste aus dem kulturellen und 
wirtschaftlichen Lehen der Bundesrepublik läßt sich die Bedeutung 
dieser Tagung ablesen, die ihr allseits zugemessen wird. Ich bitte 
daher um Verständnis, wenn ich auf eine namentliche Begrüßung ver­
zichte; wir freuen uns über die Anwesenheit von Vertretern der 
Evangelischen und der Katholischen Kirche sowie des Zentralrates 
der Juden in Deutschland. 

(Beifall) 

Ich begrüße die Herren Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschafts­
bundes , 

(Beifall) . 

der Deutschen Angestelltengev/erkschaft und des Deutschen Beamten­
bundes, 

(Beifall) 

des Christlichen Gewerkschaftsbundes 

(Beifall) 

sowie alle Vertreter der Arbeitnehmerorganisationen. 

(Beifall) 

Mit gleicher, aufrichtiger Freude begrüßen wir die führenden Re­
präsentanten der Arbeitgeberorganisationen, 

(Beifall) 

des Deutschen Bauernverbandes, 

(Beifall) 

der komm\inalen Spitzenverbände, 

(Beifall) 

des Deutschen Industrie- und Handelstages und den Präses der Han­
delskammer Hamburg, 

(Beifall) 

die führenden Repräsentanten des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks 

(Beifall) 

und die Vertreter der Union der leitenden Angestellten. 
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Ich begrüße sehr herzlich die Vertreter der Bundeswehr 

(lebhafter Beifall) 

und den Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, unseren alten 
Freund Stingl. 

(Beifall) 

Unser Gruß gilt ebenso den Organisationen der Heiinatvertriebenen 
und Flüchtlinge, der Kriegsgeschädigten und der Kriegshinter­
bliebenenverbände . 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, dem großen Interesse der deutschen Öffent­
lichkeit an diesem Parteitag entspricht auch die Zahl der hier an­
wesenden Vertreter der öffentlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten, 
an ihrer Spitze die Herren Intendanten. Wir begrüßen sie und alle 
Vertreter der in- und ausländischen Presse von Funk und Fernsehen 
auf das allerherzlichste. 

(Beifall) 

Verlauben Sie mir auch, daß ich die Vertreter aller Organisationen 
aus dem kulturellen, dem sozialen, wirtschaftlichen und wissen­
schaftlichen Bereich unserer Gesellschaft insgesamt sehr herz­
lich auf unserem Parteitag willkommen heiße. 

(Beifall) 

Ich möchte jedoch nicht versäumen, zum Schluß meiner Begrüßungs­
liste ein ganz herliches Wort des Dankes auch an alle unseren lang­
jährigen Parteifreunde zu richten, die oft ihre ganze Kraft, meine 
verehrten Freunde, in den Dienst unserer Partei gestellt haben, die 
vielen Parteifreunde, die an entscheidenden Stellen in unserer Par­
tei und im Staat Verantwortung getragen haben und durch ihre Teil­
nahme an diesem Parteitag ihr unvermindertes Interesse und ihre 
beständige Treue zu unserer Partei aufs neue beweisen. Für alle 
diese stellvertretend darf ich hier unsere beiden Ehrenvorsitzenden, 
Prof. Ludwig Erhard und Dr. Kurt Georg Kiesinger, nennen. 

(Anhaltender lebhafter 
Beifall) 

Last not least begrüße ich unsere Freunde von der Christlich 
Sozialen Union in Bayern. 

(Beifall) 

Ihr Vorsitzender, Franz Josef Strauß, wird am Dienstag zu uns 
auf diesen Parteitag kommen. Hier wird nachher ein Grußwort der 
stellvertretende Vorsitzende, unser Kollege Dollinger, sprechen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren und liebe Freunde, die große Hede unseres 
Parteivorsitzenden hat klargemacht, daß noch nie eine deutsche 
Regierung nach dem Kriege so ratlos war wie die jetzige. Koch nie 
spürte Europa den kalten Griff der Krise so schmerzhaft, und nie 
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bedurfte unser Land so dringend einer tatkräftigen ]?ührung. Unsere 
Partei muß bereit sein, jederzeit volle Verantwortung in der Bundes­
republik Deutschland zu übernehmen, illusionslos, realistisch, 
mutig. Die großen Erfolge unserer Partei waren stets der Lohn für 
die Bereitschaft, dem Bürger die Wahrheit zu sagen, Entscheidungen 
zu treffen und Eisiken zu tragen. 

Heute, da der freie Teil Deutschlands vielerorts von Erpressung 
bedroht ist, erkennen wir den. Rang der Herausforderung. Die Union 
muß und wird auf ihrem Parteitag eine Antwort auf die großen Fra­
gen der nationalen wie der internationalen Politik geben. Wenn 
wir uns in Hamburg als Partei der Verantwortung präsentieren, und 
wenn das mehr sein soll als eine Verheißung, so gehört Einigkeit 
in den Grundsätzen und Zielvorstellungen zu den Tugenden. Jeder 
Deutsche, meine Freunde, muß künftig wieder genau wissen, was ge­
meint ist, wenn er den Namen Christlich Demokratische Union hört. 
Jeder Deutsche muß eine feste Vorstellung davon besitzen, wie sich 
die Partei in aktuellen Fällen von grundsätzlichem Belang entschei­
den wird, in der Eegierung wie in der Opposition. Wir müssen Ge­
wißheit verbreiten und die Ungewißheit den anderen überlassen. 

(.Beifall) 

Wir haben eine neue Führung in Partei und Fraktion. Wir haben in 
Hamburg also die Chance, unsere Fähigkeit zur Solidarität und Loya­
lität unter Beweis zu stellen. Immer mehr Bürger in Deutschland 
blicken auf uns. Sie erwarten nicht, wie Helmut Kohl schon sagte, 
daß wir anpassen, sondern sie erwarten, daß wir sagen, wie unser 
Land besser regiei-t werden kann. 

(Beifall) 

Die internationalen, die nationalen, die wirtschaftlichen und 
sozialen Fragen hängen zusammen. Sie bilden ein Ganzes. 

Ich wünsche unserem Parteitag Stärke, Einigkeit und Selbstbewußt­
sein,, vor allem jedoch überzeugende Antworten auf die Frage 
unserer Bürger, vrarum CDU und nicht mehr SPD oder FDP. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. 
Ich rufe Punkt 3 - Beschlußfassung über die Tagesordnung - auf. 
Der Vorschlag des Bundesvorstandes für die Tagesordnung ist den 
Delegierten mit der Einladung zum Bundesparteitag zugegangen und 
ihnen außerdem noch einmal mit den Tagungsunterlagen im Tagungs­
büro überreicht worden. 

Wer der vorgeschlagenen Tagesordnung des 22. Bundesparteitages sei­
ne Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen mit der 
roten Stimmkarte. - Danke schön! Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? 
Einstimmig angenommen! 

Wir treten damit in die Tagesordnung ein. Ich darf Ihnen zum Ab­
lauf folgendes mitteilen. Wir werden, wenn es die Zeit zuläßt, den 
Tagesordnungspunkt 11 - Bericht des Bundesschatzmeisters - noch 
heute vormittag abvjickeln. Heute nachmittag beginnt die Tagung um 
15 Uhr mit dem Bericht des Vorsitzenden der Bundestagsfraktion der 
CDU/CSU, Professor Carstens. Daran schließt sich der Bericht des 
Herrn Generalsekretärs Prof. Biedenkopf an. Weiter schlägt das 
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Tagungspräsidium dem i'arteitag vor, daran unmittelbar anschließend 
eine Generaldebatte über wichtige aktuelle politische FraRen ab­
zuhalten, 

(Beifall) 

die aber - das wird das Tagungspräsidium noch festlegen - zeit­
lich begrenzt werden wird, damit wir mit dem Tagesordnungspunkt 
13 - Soziales Baubodenrecht - noch heute am späten Nachmittag 
beginnen und, wie vorgesehen, bis in den späten Abend oder in 
die Nacht diskutieren können. 

Am Montag, dem 19. Hovember: Fortsetzung, soweit notwendig, der 
Debatte und Verabschiedung des Tagesordnungspunktes "Soziales 
Baubodenrecht" sowie Beginn des Tagesordnungspunktes 14: Ver­
mögenspolitische Leitsätze; Beratungsbeginn am Montag, also 
morgen, um 9.30 Uhr pünktlich. Das Beratungsende ist für 12.30 Uhr 
vorgesehen. Unmittelbar nach Beginn der Nachmittagssitzung am 
Montag, dem 19. November, 14 Uhr pünktlich, wird Tagesordnungs­
punkt 15 - Reform des Unternehmensrechts - aufgerufen; Beratungs­
ende abends, eventuell nachts. 
Gegebenenfalls werden die Beratungen dazu am Dienstag, 2o. Novem­
ber 1973, um 9.30 Uhr fortgesetzt. 

Im übrigen ist für Dienstag Tagesordnungspunkt 17 vorgesehen: Be­
richt, Diskussion und Beschlußfassung über die Grundsatzarbeit 
der Partei. Wir werden zu diesem Punkt gleich um 9-5o Uhr kommen, 
sofern, wie ich ehen schon erwähnte, die Beratungen vom Vortage 
nicht noch weitergehen. 

Der Tagesordnungspunkt I7 wird im Laufe des Vormittags beendet 
sein. Es folgen die Eegularien - Tagesordnungspunkte 18 und 19 -, 
und am Schluß wird als Punkt 2o die Rede unseres Parteivorsitzen­
den Dr. Helmut Kohl stehen. 

Ich komme zu Punkt 4 unserer Tagesordnung: 

Beschlußfassung über die Verfahrensordnung. 

Der Bundesvorstand hat Ihnen entsprechend der Übung bei den letz­
ten Parteitagen eine Verfahrensordnung zur Ergänzung der Geschäfts­
ordnung vorgeschlagen; Sie finden den Entwurf in Ihren Tagungsmap­
pen. Ich darf Sie fragen, ob sich gegen die vorgeschlagene Verfah­
rensordnung Widerspruch erhebt. - Das ist nicht der Eall. Dann 
darf ich feststellen, daß diese Verfahrensordnung angenommen wor­
den ist. 

Ich möchte mir noch den Hinweis darauf erlauben, daß Initiativan­
träge aus der Mitte des Plentims mit Unterschriften von mindestens 
30 stimmberechtigten Delegierten versehen sein und beim Sekretariat 
des Tagungspräsidiums so rechtzeitig abgegeben werden müssen, daß 
erstens die Unterschriften geprüft werden können und zweitens die 
Anträge zugeordnet, numeriert, verfielfältigt, verteilt und gege­
benenfalls auch in der Antragskommission beraten werden können. 
Ich-gebe diesen Hinweis schon jetzt, damit sich eventuelle An­
tragsteller darauf einrichten können. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Bestätigung der Antragskommission, 
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die vom Bundesvorstand eingesetzt worden ist. Die Fülle der aui 
diesem Parteitag anstehenden Themen und der dazu eingegangenen 
Anträge hat den Bundesvorstand bewogen, abweichend von der bis­
herigen Übung schon eine Antragskommission einzusetzen. Ich glau­
be, daß sich diese Kaßnahme des Bundesvorstandes als hilfreich 
erwiesen hat, was Sie daraus ersehen mögen, daß es möglich gewor­
den ist, Empfehlungen der Antragskommission zur Behandlung der 
vielen Anträge Ihnen allen bereits in Broschürenform zuzusenden. 

Ich darf fragen, ob hierzu noch das Wort gewünscht wird. - Das 
ist nicht der Fall.. Wird die eingesetzte Antragskommission vom 
Parteitag bestätigt? - Widerspruch erhebt sich nicht; damit ist 
so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: 

Wahl der Nandatsprüfungskommlssion. 

Ihnen liegt der Vorschlag des Bundesvorstandes vor. Werden ande­
re Vorschläge gemacht? - Wer die Mandatsprüfungskomitiission be­
stätigen will, gebe das Zeichen mit der Stimmkarte. - Danke schön. 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Die Mandatsprüfungskommission 
ist einstimmig gewählt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Wahl der Stimmzählkommission. 

Entsprechend der Verfahrensordnung wird die Auszählung der Stim­
men bei schriftlichen Abstimmungen von einer Kommission vorgenom­
men, die der Parteitag wählt. Der Vorschlag des Bundesvorstandes 
befindet sich in Ihren Tagungsunterlagen. Wer damit einverstanden 
ist, den darf ich tun das Handzeichen bitten. - Gegenprobe! -
Danke, damit ist auch die Stimmzählkommission vom Parteitag bestä­
tigt. 

Meine Damen und Herren, ich kann jetzt, zum Tagesordnungspunkt 8: 

Grußworte 

überleiten. Ich darf zuerst dem Vertreter der gastgebenden Stadt, 
dem Senator der Freien "und Hansestadt Hambur^g, Weiß, das Wort ge­
ben. Bitte! 

(Beifall) 

Weiß, Senator der Freien und Hansestadt Hamburg: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für den Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg möchte ich allen Delegierten des 22. Bun­
desparteitages der CDU in Hamburg herzliche Grüße entbieten und 
möchte Ihnen bei Ihrer Arbeit in dieser Stadt einen guten Erfolg 
wünschen. 

Bundesparteitage der großen demokratischen Parteien unseres Lan­
des haben weit über die Problematik und des Alltags und des Augen­
blicks hinaus eine grundsätzliche Bedeutung. Ihrer Tagesordnung 
ist zu entnehmen, daß die großen demokratischen Parteien unseres 
Landes trotz luiterschiedlicher politischer Standorte und Auffas­
sungen in einer übereinstimmenden Situation stehen: bis tief in 
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ihre Gliederungen hinein erfolgt ]p.ämlioh der Meinungsstreit über 
die brennenden politischen und sozialen Probleme, für-die es in 
dieser Zeit neue Antworten geben muß. Die gewachsene selbstbe­
wußte Mündigkeit des bixndesdeutschön Bürgers in allen Schichten 
drängt nach demokratischer Mitwirkung und Mitbestimmung. Sicher 
weichen in den großen Fragen unserer Zeit die Standpunkte weit 
voneinander ab. Diese Kontroversen aber heizen den Meinungsbil­
dungsprozeß auch im positiven Sinne an. 

Aber all diese Vorgänge führen schließlich wieder zu dem Ausgangs­
punkt, daß die große Aufgabe der parlamentarischen Demokratie da­
rin besteht, daß alle Postulate der Verfassung - sprich: des 
Grundgesetzes - nicht Papier bleiben, sondern Wirklichkeit wer­
den müssen. Die Wirklichkeit, die alle politischen Mandatsträger 
in großer Verantwortung woT.len müssen, ist, dem !Frieden in der 
Welt zu dienen und die Welt - in Europa und darüber hinaus - auf 
den Weg größerer sozialer Gerechtigkeit zu bringen. 

Auf diesem Wege wird es viele Bewährungsproben geben. Ich meine, 
daß die großen Auswirkungen der schrecklichen Vorgänge der jüng­
sten Vergangenheit, aber auch der Zeit davor - von Vietnam bis 
Nahost -, nicht Dinge sein dürfen, angesichts derer wir uns in 
diesem Lande gegenseitig beschuldigen. 

Hamburg ist als Wirtschaftsmetropole, als Begegnungsstätte mit 
weltbürgerlichem Zuschnitt und als Stadt der Arbeit bekannt. 
Hambixrg - auch die Stadt mit dem größten Hafen der Bundesrepublik 
Deutschland - sieht seine Aufgabe darin, dem Geist der guten Zu­
sammenarbeit aller Völker in der Wirtschaft und im Handel und im 
Geist des Priedens als Brückenpfeiler auch zwischen den großen 
Weltmächten zu dienen. 

In dieser Stadt ist die Demokratie lebendig. In dieser Stadt be­
finden wir uns gerade gegenwärtig in einer neuen politischen Aus­
einandersetzung über den künftigen Kurs und die künftige Zug,ammen-
setzung der Landesregierung im sogenannten Vorwahlkampf. Solange 
die großen demokratischen Parteien ihre Auseinandersetzungen zwar 
in schonungsloser Härte und Offenheit, aber dennoch in grundsätz­
licher Fairneß zueinander führen, ist unsere demokratische Ord­
nung intakt. Trotz der großen Unruhe in unserer Zeit und der 
tiefgreifenden Diskussionen um die aktuellen Probleme unseres 
Zusammenlebens bleibt - und das macht die gegenwärtige Situation 
wohl am meisten deutlich - eine gemeinsajne Verpflichttmg, nämlich 
die, sich gemeinsam den Lebensinteressen der Bürger unseres Lan­
des, ihrer Sicherheit und ihrem Portschriftt verpflichtet zu füh­
len. 
In der Hamburgischen Verfassung heißt es: 

Jedermann hat die sittliche Pflicht, 
für das Wohl des Ganzen zu wirken. 

Mögen die Ergebnisse Ihrer Arbeit in dieser Stadt dem Wohl des 
Ganzen dienen, das wünsche ich Ihnen. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Ich erteile jetzt mit besonderer 
Freude das Wort dem Vorsitzenden des gastgebenden Landesverbandes, 
unserem Freund Dietrich Rollmann.. 
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Dietrich Rollmarm, Hamburg (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Hamburger CDU grüßt den 
22.Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union und heißt 
Sie alle in unserer Stadt herzlich willkommen. Wir danken dem Prä­
sidium und dem Bundesvorstand der CDU, daß sie sich für Hamburg als 
Ort des 22.Bundesparteitages entschieden haben, und wir danken Ihnen 
allen, daß Sie nach Hamburg gekommen sind. 

Dieser Parteitag ist mehr als jeder andere ein Parteitag der Arbeit. 
Hamburg aber ist nicht nur eine Stadt der Arbeit, sondern auch eine 
Stadt des Frohsinns und des Humors, der Kunst und der Kultur, der 
G-astliohkeit und der guten Küche. Mögen Sie in den kommenden Tagen 
auch Stunden finden, diesem Hamburg zu begegnen. Lassen Sie sich in 
diesen Tagen, wenn es hier im Congress Centrum vielleicht auch ein­
mal zu heiß werden sollte, an der Alster und an der Elbe eine fri­
sche Brise um die Nase v/ehen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte in dieser Stunde an den ersten 
Bundesparteitag der CDU erinnern, der je in Hamburg stattfand, an 
den 4.Bundesparteitag 1953 im Curio-Haus. Ich v/ar damals, gleich 
vielen von Ihnen, dabei, allerdings nicht als Delegierter, sondern 
als Mann am Vervielfältigungsapparat irgendvro im Keller. Dieser 
Parteitag wird mir immer unvergeßlich bleiben. Damals kehrte Bundes­
kanzler Adenauer mit Professor Hallstein von seiner ersten Amerika-
Reise, die uns nach den Jahren des Krieges und der Nachkriegszeit 
das Vertrauen und die Freundschaft mit den USA brachte, nach 
Deutschland direkt zum Bundesparteitag nach Hamburg zurück. Tausende 
der gev;iß nüchternen Hamburger haben damals stundenlang am Flughafen 
in Puhlsbüttel und auf den Zufahrtsstraßen auf den Bundeskanzler 
gewartet und ihm begeistert für den Erfolg seiner ersten Amerika-
Reise gedankt. 

Ludwig Erhard sprach damals auf diesem Parteitag mit der ihm eige­
nen Klarheit und Deutlichkeit über die Gefahren der sogenannten 
Marktwirtschaft von links, und Kurt Georg Kiesinger war es, der 
damals das Hamburger Programm der CDU maßgeblich gestaltet und 
verkündet hat, mit dem wir dann in den Wahlkampf der Bundestags­
wahl 1953 gegangen sind. 

1957 fand ein weiterer Bundesparteitag in Hamburg statt. Ich 
freue mich, daß der Präsident dieser beiden Bundesparteitage, 
unser alter Preund Hugo Scharnberg, unter uns weilt. 

Beiden Bundesparteitagen in Hamburg folgten damals bei den darauf­
folgenden Bundestagsvfahlen Wahlsiege der CDU/CSU mit der absoluten 
Mehrheit der Sitze im Deutschen Bundestag. Aus diesem Grunde meine 
ich, daß Sie gut daran getan haben, nach manchen Wahlniederlagen 
wieder nach Hamburg zu kommen, 

(Beifall) 

denn ich glaube an den Genius loci dieser Stadt, und ich vertraue 
darauf, daß auf diesen Bundesparteitag in Hamburg v/ieder ein Wahl­
sieg der CDU bei der nächsten Bundestagswahl folgen wird. 

(Beifall) 

Dafür, meine Damen und Herren, lassen Sie uns in diesen Tagen 
arbeiten und kämpfen. 
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Gleich vielen anderen Großstädten haben wir Christlichen Demokraten 
es in Hamburg niemals leicht gehabt. Die Machtstellung der SPD ist 
in dieser Stadt traditionell stark. In den vergangenen Jahren aber 
haben die Sozialdemokraten in Hamburg ihre Macht mehr -und mehr miß­
braucht. Sie haben über unsere Stadt ein feingewirktes Netz von 
Abhängigkeiten geworfen. Wo immer ein Bürger an eine Masche dieses 
Netzes stößt, immer ist es die SPD, die dahintersteht und die alles 
gängelt, mag diese Masche nun heißen Senat oder Behörde, Hamburger 
DBG oder Neue Heimat, Bank für Gerneinwirtschäft oder Coop, Alte 
Volksfürsorge oder gar der Großhamburgische Bestattimgsverein, 
Hamburgische Elektrizitäts- und Gaswerke oder die Hamburger Hoch­
bahn-Aktiengesellschaft, immer ist es die SPD, auf die jeder Bürger 
dieser Stadt unaufhörlich stößt. 

Die Sozialdemokraten sprechen so gerne, so oft und so anklagend 
von der unkontrollierten Macht von Konzernen, Trusts und Monopolen. 
Der größte Konzern, der größte Trust, das größte Monopol in Ham­
burg und in allen anderen deutschen Großstädten ist die Sozial­
demokratische Partei selbst. 

(Zustimmung) 

Sie übt mehr sichtbare und unsichtbare Macht über jeden einzelnen 
Bürger aus als das größte Privatunternehmen. Diese Macht ist un­
kontrolliert. Paritätische Mitbestimmung, kollektivistische Ver-
mögensbilduag und Sozialisierung der Banken nach den Plänen der 
SPD sollen diese Macht noch ausdehnen und verstärken. Das, meine 
Damen und Herren, ist unhamburgisch, und das widerspricht den 
freiheitlichen und liberalen Traditionen dieser Stadt. 

(Beifall) 

In dieser Situation versteht sich die Hamburger CDU mehr denn je 
als die Partei des einzelnen, als die Partei der Preiheit. Wir 
sind als CDU hier und heute dazu aufgerufen, die Rechte und die 
Freiheiten des einzelnen Bürgers in dieser Zeit übermächtiger 
gesellschaftlicher Zwänge, in dieser Zeit des anbrandenden 
Sozialismus zu wahren und zu verteidigen. 

Wir haben im Frühjahr in Hamburg Bürgerschaftswahlen. Die Ham­
burger CDU geht guten Mutes in diesen Wahlkampf. Wir sind uns der 
Bedeutung dieser Wahl für Hamburg und für Deutschland wohl bewußt. 
Mit unserem Bürgermeisterkandidaten Erik Blumenfeld wollen wir 
einen Wahlerfolg erringen, der der absoluten Vorherrschaft der 
SPD in dieser Stadt ein Ende bereitet. 
Meine Damen und Herren, ich habe ein Präsent an unseren Partei­
vorsitzenden Helmut Kohl mitgebracht. Ich möchte es ihm mit einem 
alten Schifferwort von der Küste überreichen: 

Gottes sind 
Wogen und Wind, 
Segel aber und Steuer, 
daß Ihr den Hafen gewinnt, 
sind Euer. 

Ich möchte Herrn Dr.Kohl ein kräftiges Steuerrad überreichen, 
damit er unser CDU-Schiff alle Zeit immer richtig durch die 
Untiefen und Klippen dieser Zeit hindurchsteuern möge. 

(Lebhafter Beifall) 
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Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Lieber Herr Rollmann, Ihnen 
wie auch natürlich Herrn Senator Weiß für seine Begrüßungsworte, 
aber vor allen Dingen Ihnen für Ihre Begrüßung und Ihre zukunft-
weisenden Ausführungen einen sehr herzlichen Dank. Nachdem wir 
nunmehr das Steuer hier vor uns haben, kann nichts mehr schief­
gehen. 

Meine Damen und Herren, ich sagte vorhin bei den Begrüßungsworten, 
daß unter uns Preunde befreundeter Parteien auch aus dem fernen 
Südamerika sind. Ich habe hier mit ganz besonderer Freude den Vor­
sitzenden der Christlich Demokratischen Partei Chiles, Dr. Patricio 
Alwyn, zu begrüßen und darf ihn bitten, jetzt gleich das Wort zu 
ergreifen und ein Grußwort an uns zu richten, 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, hier fand gestern eine Demonstration links­
gerichteter junger Kreise und Menschen statt, die gegen unsere 
Freunde aus Chile gerichtet v;ar. 

Ich möchte daran erinnern, daß die christlichen Demokraten in Chi­
le von der herrschenden Militärjunta genauso suspendiert sind und" 
damit derzeit nicht an irgendeiner Verantwortung in Chile teilha­
ben wie alle übrigen Parteien, die in Chile verboten worden sind. 
Es ist uns desv/egen eine besondere Genugtuung, hier einem hervor­
ragenden Repräsentanten christlich-demokratischen Gedankengutes 
und der Christlich Demokratischen Partei in Chile das Wort geben 
zu können, damit er zur deutschen Öffentlichkeit spricht. 

Dr. Patricio Alwyn (Niederschrift auf der Grundlage der deutschen 
Übersetzung): Herr Präsident! Liebe Freunde der Christlich Demo­
kratischen Partei! Als Lateinamerikaner und Chilene danke ich für 
die Ehre, einige Worte an den Kongreß einer Partei richten zu dür­
fen, die sich an den V/erten des christlichen Humanismus, der Ge­
rechtigkeit und der Demokratie orientiert, die ihr Land wieder­
aufgebaut und entscheidend an der historischen Aufgabe mitgewirkt 
hat, dem jahrtausendealten Europa einen Weg in die Zukunft zu 
öffnen. Das ist ein außergewöhnliches Werk, das in der Welt Be­
wunderung genießt und das ewige Streben des Menschen nach Fort­
schritt, Leistung, Freiheit und Solidarität verdeutlicht. 

Wir, die wir an die Ideale des christlichen Humanismus glauben, 
wissen, daß es im Leben der Völker keinen Stillstand und kein 
vollendetes Werk geben.kaiin. Jeder Tag erneuert den ständigen 
Kampf des Menschen gegen den nie ermüdenden Egoismus, gegen die 
Unterdrückung und gegen intellektuelle Verschleierungstaktiken 
und fordert das Suchen nach neuen Wegen,die uns den Rechten, des 
Menschen, der Demokratie und der Solidarität näherbringen sollen. 

(Beifall) 

Es gibt uns neue Kraft, zu sehen, daß die politische Diskussion 
in der Bundesrepublik Deutschland lebendig geblieben ist, und 
zwar ein ViertelJahrhundert nachdem Konrad Adenauer, dieser groß­
artige Vertreter des christlichen Humanismus, mit dem Wiederauf­
bau Ihres Landes begann. 

Sie werden auf Ihrem Parteitag Fragen der Mitbestimmung, der Be­
rufsausbildung und anderer sozialer Reformen, die das Leben ge­
rechter und humaner machen sollen, diskutieren. Sie haben dieses 
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Bestreben mit den Christdemokxaten in Chile und Lateinamerika ge­
mein, wo die Armut das Gewissen noch mehr belastet und die impe­
rative Forderung nach Gerechtigkeit stellt. 

Wir Christdemokraten in Chile haben hart gekämpft, um das wirt­
schaftliche Leben demokratischer und gerechter zu gestalten. In 
den letzten Jahren sahen wir uns starken Parteien gegenüber, die 
sich zwar einen demokratischen Anschein gaben und erweckten, aber 
nicht verbergen konnten, daß sie geistige Erben Stalins und Ul­
brichts sind, 

(Beifall) 

traurige Mystifikatoren auf der Suche nach Lehren und überholten 
Formeln, die in der Welt schon immer Unterdrlickung und primitive 
Gewalt bedeutet haben. 

(Beifall) 

Nachdem wir in Chile die schmerzliche Erfahriong gemacht haben, daß 
unsere mehr als hundert Jahre alte Demokratie, die wir mit all un­
serer Kraft verteidigt haben, zerstört wurde, glauben wir mehr denn 
je an die Hacht der Völker, allen Herausforderungen der Leideschaft 
zum Trotz ihr eigenes Schicksal zu bestimmen. Wir sind überzeugt, 
daß nur die Gerechtigkeit und die soziale Solidarität solide Funda­
mente des Friedens sind und daß sich der menschliche Geist nur in 
einer Atmosphäre der Freiheit entwickeln und entfalten kann. 

Unseren Prinzipien getreu haben wir gegen die botalitäre Aggression 
in unserem Lande gekämpft, und wir werden auch in Zukunft nicht in 
unserem historischen Bemühen nachlassen, in Chile wieder demokrati­
sche Verhältnisse herzustellen. 

(Anhaltender Beifall) 

In ihrem Land, das im Verlauf der Jahrhunderte Zerstörung und 
Schmerz kennengelernt hat, versteht man wohl besser als anderswo 
den Aufruf Solschenizyns und Sacharows gegen Unterdrückung und Bru­
talität. 

(Beifall) 

Glauben Sie uns, daß wir uns diesen Aufruf zu eigen gemacht haben. 

Wir wünschen Ihnen für Ihren Parteitag viel Erfolg. Wir sind sicher, 
daß die CDU auf Grund ihrer reichen Erfahrung weiterhin eine ent­
scheidende Kraft in Ihrem Lande bleiben und weiterhin eine bedeu­
tende Rolle in der starken und progressiven christ-demokratischen 
Bewegung in dieser Welt spielen wird. 

(Anhaltender Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Der Parteitag dankt Ihnen, 
Herr Dr, Alwyn, ganz besonders für Ihre Worte, die Sie an uns ge­
richtet haben, und für die Hoffnung, die Sie - mit und zusammen -
ausgesprochen haben, bezüglich der Wiedererrichtung demokratischer 
Verhältnisse in Ihrem Lande. Sie werden uns, die Christlichen De­
mokraten Deutschlands, an Ihrer Seite finden, und ich bitte Sie, 
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das in Ihr Land zu Ihren Freunden mit zurückzunehmen als unsere 
Verpflichtung Ihnen gegenüher. 

(Beifall) 

Runmehr, meine verehrten Damen und Herren, möchte ich für die "be­
freundeten und mit uns in der Europäischen Union Christlicher De­
mokraten zusammenarbeitenden christlich-demokratischen Parteien 
den früheren Präsidenten der EG-Kommission \ind derzeitigen ita­
lienischen Kultusninister, Herrn Eranco Maria Malfatti, "bitten, an 
uns ein Grußwort zu richten. 

Herr Malfatti! 

(Beifall) 

Franco Maria Halfatti (Niederschrift auf der Grundlage der deut-
schen Übersetzung): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte Ihnen die brüderlichen Grüße der italienischen Christde­
mokraten überbringen und auch herzliche Grußworte von dem Gene­
ralsekretär der italienischen Christdemokraten, Herrn Fanfani, 
sagen. 

(Beifall) 

Wir stehen im Augenblick in einer diffizilen und heiklen Periode 
sowohl in unseren nationalen Angelegenheiten als auch auf interna­
tionaler und europäischer Ebene. Wir erleben im Augenblick sicher­
lich einen historischen Zeitraum, und wir haben gegenwärtig die 
testen Chancen, nun endlich einen Schritt, einen Sprung nach vorn 
auf dem Wege der europäischen Einigung zu machen. 

(Beifall) 

l'/ir haben jetzt endlich die Möglichkeiten, unsere Strukturen zu 
vei-ändern, um eine neue Gesellschaft zu raod.ellieren, die mehr Frei­
heit und mehr Gerechtigkeit für den einzelnen mit sich bringen vjird. 
Wir haben die einmalige Chance, ein neues Muster der Gesellschaft 
zu schaffen. Ich glaube, in der "Vergangenheit gab es niemals so 
gute Möglichkeiten wie jetzt, um endlich diesem Ziel nahezukommen. 
DsH materielle Wachstum in allen unseren Ländern, gestattet es uns, 
eine neue Phase zu beginnen. Wir haben endlioh Möglichkeiten, den 
armen liändern in der dritten Vfelt unter die Ai'me ?.u greifen. In 
unseren eigenen Ländern haben wir die Möglichkeit, jedem Mitbürger 
bessere Lebensqualität zu verschaffen. 

Obvjohl es so viele günstige Asriekte gibt, muß man aber wohl doch 
Kugeben, daß wir im Augenblick eine Periode der Unsicherheit vmd 
Unruhe.erleben, die viele Risiken in sich birgt. Sogar die nationale 
und (iie internationale Identität stehen auf dem Spiel. Sie laufen 
Gefahr, eventuell zu verschvfinden. Vi'ir haben das bei den letzten 
Ereignissen im Nahen Osten nur allzu deutlich spüren müssen. 

Es eröffnet sich somit die Chance zu großen Erfolgen. Gleichzeitig 
besteht aber auch die Möglichkeit, daß all unser Unterfangen zum 
S-heiter": verurteilt ist. Deshalb sollten wir di(=! Chance nutzen, 
um uns das Erbe von Adenauex'. de Gasperi und Schuuan zunutze zu 
machen, um zu einer besseren, freieren Gesellschaft zu gelangen. 



Ich meine, daß ein vereintes Europa doch .in der Lage sein müßte, 
über das Stadium des Gemeinsamen Marktes hinauskukommon und end­
lich eine solidarische Gemeinschaft zu werden. 

(Bei.fall) 

Ich meine, Europa sollte sich nicht einen zu engen Rahmen setzen. 
Es sollte sich nicht nur auf Handelsgeschäfte einlassen. V/ir stre­
ben doch alle danach, das Ideal in die Wirklichkeit umzusetzen, 
d.h. die politische Identität, die politische Einheit zu erreichen. 

(Zustimmung) 

Nur so wird es uns möglich sein, auf internationaler Ebene eine 
wichtige Rolle zu spielen und uns für den Frieden und die Soli­
darität zu verwenden. Die europäische Demokratie wäre damit in 
der Lage, den Mitbürgern mehr Mitspracherechte zu geben, insbe­
sondere wenn wir daran denken, daß wir ein direktes Wahlrecht 
für das Europäische Parlament haben werden. Wir hoffen deshalb, 
daß sich die nächste europäische Gipfelkonferenz nicht nur darauf 
beschränken wird, einen neuen Zeitplan setzen zu wollen. Ich glaube, 
die Ereignisse haben uns in dieser Hinsicht längst überholt. Wir 
hoffen, daß die nächste Gipfelkonferenz es uns gestatten wird, 
einen weiteren Schritt auf dem Weg zur politischen Einheit Europas 
zu tun. 

(Beifall) 

Unsere politischen Kräfte in den jeweiligen Ländern arbeiten kon­
tinuierlich daran, unsere Ideale endlich in die Praxis umzusetzen. 
Sie, die Christdemokraten, spielen eine wesentliche Rolle in Ihrem 
Lande. Das gleiche gilt für die Chx'istdemokraten bei uns in Italien. 
Sie und wir, die europäischen Christdemokraten - ich habe das Ver­
gnügen, hier den neugewählten Präsidenten, Herrn vor Hassel, be­
grüßen zu können -, 

(Beifall) 

stellen doch ein neues Element .für die Demokratie Europas dar, 
denn wir können jetzt die Rolle der initiativgebenden Avantgarde 
auf dem Wege zur europäischen Einheit spielen. Ich wünsche Ihnen 
für Ihren Parteitag viel Erfolg. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Der Parteitag dankt Ihnen, 
Herr Minister Halfatti, für Ihre Worte und Ihre Wünsche. Wir hoffen 
mit Ihnen auf eine immer enger werdende und von Vertrauen ge­
tragene Zusammenarbeit im Rahmen der Union Europäischer Christ­
demokraten im Blick auf die Einigung Europys. In diesem Zusammen­
hang möchte ich den Parteitag doc'j noch einmal darauf aufmerksam 
machen, daß vor wenigen Wochen ein neuer Präsident der Un:'.on Euro­
päischer Christdemokraten gewählt worden ist, unser Freund 
Kai-Uwe von Hassel. Ihn möchte ich hier besonders herzlich be­
grüßen. 

(Beifall) 

Mit dem Dank an Herrn Malfatti möchte ich den herzlichen Dank an 
die beiden ebenso befähigten wie attraktiven Dolmetscherinnen 
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verbinden, die die Ausführungen von Herrn Malfatti und Herr Alwyn 
für uns gedolmetscht haben. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich begrüße nunmehr den Vorsitzenden 
der konservativen Partei im norwegischen Storting, Herrn Kare 
Willoch. Herr Willoch wird im Namen der befreundeten konserva­
tiven Parteien in Europa ein Grußwort an uns richten. Bitte schön, 

Herr Willoch! 

Kare Willoch (mit Beifall begrüßt): Liebe Parteifreunde! 
Es freut mich wirklich sehr, daß mir der ehrenvolle Auftrag er­
teilt vrorden ist, Ihnen von den konservativen Parteien Großbri­
tanniens, Dänemarks, Finnlands, Norwegens und Schwedens herz­
liche Grüße überbringen zu dürfen. Unsere Parteien haben, wie 
Sie wissen, mit den christlich-demokratischen Parteien sehr 
viele gemeinsame Grundlagen und verfolgen daher mit großem Inter­
esse die Arbeit der CDU. Zwei von diesen konservativen Parteien 
arbeiten schon heute mit der CDU im Europäischen Parlament zu­
sammen. Die drei anderen sind nicht in dieser glücklichen Lage; 
ich möchte sagen: sie sind leider noch nicht in dieser glücklichen 
Lage. 

(Beifall) 

Aber alle gemeinsam legen wir großes Gewicht auf eine enge und 
intensive Zusammenarbeit in Europa. Wir glauhen, daß diese euro­
päische Zusammenarbeit nicht nur eine Sache der Regierungen ist, 
sondern auch durch gute, freundschaftliche Beziehungen zwischen 
den Parteien, die sich auf gleiche Grundlagen berufen, noch stär­
ker aufgebaut vjerden kann. Wir dürfen uns auch hier nicht von den 
zusammenarbeitenden sozialistischen Parteien übertreffen lassen. 

(Beifall) 

Die so sehr kraftvolle, lebensfähige und echte demokratische Re­
publik, die hier im V/esten aufgebaut worden ist, im Gegensatz zu 
dem von Zwang und Unmenschlichkeit geprägten Staat weiter östlich, 
der die Bezeichnung "demokratisch" sehr mißbraucht, 

(Beifall) 

bedeutet ungeheuer viel für das Gleichgewicht und die Entwicklung 
in ganz Europa. Die Bundesrepublik besitzt einen der Schlüssel 
zur Entspannung zwischen Ost und V/est. Dabei dürfen aber die Ide­
ale der Freiheit nicht geopfert 

(Beifall) 

imd die Widerstandskraft der wahren Demokratien nicht geschwächt 
werden. Es ist daher von weltweitem Interesse, daß der Wille der 
CDU in außenpolitischen Fragen so'stark von dieser Haltung geprägt 
ist. Das deutsche Beispiel auf dem innenpolitischen Gebiet spielt 
aber auch für andere eine besondere Rolle. Hier geht es darum, 
das Gleichgevjicht zwischen den sozialen Gruppen und das Gleichge­
wicht zvjischen Staat und Bürger zu sichern, was ja eine sehr we­
sentliche Voraussetzung für eine demokratische Entwicklung ist. 
Fragen, die auf der Tagesordnung dieses Kongresses stehen, sind 
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gerade in diesem Zusammenhang sehr bedeutend. Seihst wenn diese 
Themen die Bundesrepublik betreffen, können sie fruchtbar und 
wichtig auch für die Debatten in anderen Ländern sein. Ich denke 
hier u. a. an soziales Bau- und Bodenrecht, vermögenspolitische 
Leitsätze und die Mitbestimmung. 

Kurz gesagt, nicht nur wir, die wir das Glück haben, dabei sein 
zu dürfen, sondern Parteifreunde in vielen Ländern, warten auf 
die Ergebnisse der Besprechungen dieser Tage und wünschen der 
CDU weiterhin Glück und Erfolg in den politischen Besprechungen. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld (Parteitagspräsident): 

Auch Ihnen, lieber Herr Willoch, einen sehr herzlichen Dank des 
Parteitages. Uns verbinden seit vielen Jahren vertrauensvolle 
Beratungen und Freixndschaften. Ich möchte Ihren Worten nur noch 
eines hinzufügen dürfen: Die Zusammenarbeit zwischen den konser­
vativen Parteien Europas und den Christdemokraten kann und muß 
enger werden. Dann werden wir gemeinsam auch das politische Eu­
ropa bauen können. 

(Beifall) 

Bevor ich jetzt unseren Freund, den stellvertretenden Vorsitzen­
den der Christlich Sozialen Union, Herrn Dollinger, bitte, das 
traditionelle Grußwort der CSU zu uns zu sprechen, möchte ich -
auch schon wegen der geographischen und nachbarlichen Nähe zu 
Bayern - dem Parteitag noch besonders vorstellen und hier be­
grüßen die Delegation aus unserem Nachbarland Österreich unter 
der Führung des Landeshauptmannes der Steiermark, Dr. Niederl 
von der ÖVP. 

(Beifall) 

Darf ich nunmehr Herrn Dollinger bitten, sein Grußwort zu sprechen. 

Dr. Dollinger (mit Beifall begrüßt): 

Sehr verehrter Herr Bundesvorsitzender, sehr verehrter Herr Frak­
tionsvorsitzender, meine sehr verehrten Damen und Herren und, ich 
glaube, ich darf mir erlauben zu sagen, liebe Parteifreunde! 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich bin gern der Aufforderung meines Parteivorsitzenden Franz 
Josef Strauß, der leider heute verhindert ist, heute hierher 
zu kommen, nachgekommen, um Sie herzlich zu grüßen in seinem 
Namen und für die Christlich Soziale Union in Bayern. 

(Beifall) 

Meine Damen -und Herren, der Sinn eines Parteitages ist es, immer 
wieder aus der Diskussion der Mitglieder und aus der politischen 
Problematik heraus neue Zielpunkte zu setzen und Entscheidungen 
zu treffen. In dieser Beziehung ist, meine ich, auch dieser 22. 
Bixndesparteitag der CDU eine wichtige Entscheidung zur Stärkung 
der Partei nach innen und nach außen. 
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Meine Damen und Herren, eine Partei iDraucht eine klare Zielsetzung, 
und eine Partei, die in der Opposition ist, muß ein Kontrastpro­
gramm zu den herrschenden Regierungsparteien entwickeln. 

(Beifall) 

Deshalb hoffe ich, daß auch dieser Parteitag zu Ergebnissen führt, 
an denen sich unsere Gegner die Zähne werden ausheißen können-

(Beifall) 

Wir hahen vor wenigen Wochen in Wünschen auf unserem Parteitag 
ähnliche Hauptprobleme zur Diskussion und Entscheidung gehabt 
wie Sie hier in Hamburg: Bodenrecht, Vermögensbildung, berufliche 
Bildung, Mitbestimmung - entscheidend wichtige Fragen für eine 
Partei, die von dem festen Willen beseelt ist, 1976 in Deutschland 
wieder die Verantwortung zu übernehmen. 

(Beifall) 

Dabei sollten wir allerdings auch daran denken, daß es nicht un­
sere Aufgabe sein kann, der .ietzigen Koalition durch unsere Ent­
schlüsse aus der eigenen Verlegenheit zu helfen. 

(Beifall) 

Bei solchen Problemen ist es klar, daß Widerstreit der Meinungen 
vorhanden ist. Wir wissen ja alle, wie bei den erwähnten Punkten 
auch viele Spekulationen dahin vorhanden sind, daß nun zwischen 
CDU und CSU eine besondere Problematik auftauchen könnte. Meine 
Damen und Herren, ich denke, daß alle, die darauf hoffen, am Ende 
dieses Paxteitages enttäuscht sein werden. 

(Beifall) 

Wir wissen um die Bedeutung der paritätischen Mitbestimmiing. Wir 
wollen eine klare Partnerschaftsordnung im Sinne eines ordnungs­
politischen Ausgleichs zwischen Tarifautonomie und Koalitionsfrei­
heit, zwischen Eigentutnsgarantie und Unternehmensautonomie, zwi­
schen Betriebsverfassung und Mitbestimmung, und wir wollen nicht 
den unabhängigen Arbeiter als Objekt, sondern wollen den gesell­
schaftlich gleichberechtigten Bürger, ganz gleich, wo er steht. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, der Parteitag der PDP in Wiesbaden hat 
\ins, glaube ich, klsorgemacht, daß CDU/CSU bei diesen Auseinan­
dersetzungen, die vorhanden sind, im Grunde genommen auf sich 
allein gestellt sind. Daraus sollten wir die entsprechenden Kon­
sequenzen ziehen. Das Liebeswerben, das zum Teil vorhanden ist 
oder das man uns zum Teil andichtet, hat keinen Sinn, wenn keine 
Gegenliebe vorhanden ist. Bei uns in Bayern sagt man, man solle 
sich nicht unnötigerweise einen Korb holen. Ich meine, aus diesem 
Griande sollten wir uns hier entsprechend einstellen. Bei den jet­
zigen Auseinandersetzungen müssen wir sehen, daß auch die Frage 
der Sozialen Marktwirtschaft zur Debatte steht, die einst unter 
Adenauer von Ludwig Erhard durchgesetzt worden ist. Wir dürfen 
es nicht zulassen, daß diese Marktwirtschaft heute in Frage ge­
stellt und zerstört wird. 
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Wir können es auch, nicht hirniehmen, daß die FDP den Versuch macht, 
sich heute zum Hüter der Marktwirtschaft in einer Entwicklung auf­
zuspielen, wo wir Tag für Tag feststellen, wie an dieser Markt­
wirtschaft geknabbert wird. 

Deshalb, meine Damen und Herren, meine ich, daß wir zu den Fragen 
der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik eine klare Antwort zu 
geben haben und daß wir die Alternative zur jetzigen Politik dar­
stellen müssen. Die soziale Marktwirtschaft zu stärken und zu 
sichern, ist eine Aufgabe, wenn wir den Menschen in Freiheit und 
in Bindung ein menschenwürdiges Dasein in der Berufswelt, in der 
Arbeitswelt, und wo immer er sonst zu stehen hat, geben wollen. 

Meine Damen und Herren, wir haben im nächsten Jahr eine Reihe 
von Wahlen. Die ersten sind in Hamburg - ich wünsche alles Gute -, 
und wir in Bayern sind ebenfalls dran. Ich hoffe, daß wir uns 
dann gegenseitig kräftig unterstützen werden. 

(Beifall) 

Wenn der Vorsitzende der SPD, Herr Brandt, vor wenigen Tagen laut 
Pressemitteilungen gesagt hat, wenn die SPD die Wahlen in Bayern 
nicht gewinnen würde, dann wäre das auch keine Katastrophe, so 
spricht das bereits für sich. 

(Beifall) 

Wir werden alles dazu beitragen, daß auch in den anderen Bundes­
ländern die SPD die Antwort bekommt, die sie auf Grund ihrer 
Politik verdient. 

(Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihrem Parteitag - Parteitage 
sind Ja souverän - gute Entscheidungen. Es wird dann dahin kommen, 
daß die souveränen Entscheidungen Ihres Parteitages und jene des 
CSU-Parteitages an einer Koordinierungsstelle landen, nämlich dort, 
wo sie in die Praxis \imgesetzt werden müssen. Das geschieht sicher 
zum Teil in den Landesparlamenten; das geschieht aber mit Gewiß­
heit in der gemeinsamen Fraktion der CDU/CSU. Herr Fraktionsvor­
sitzender, ich glaube, Sie stimmen mir zu, v/enn ich sage: wir 
wollen nicht supermodern sein. Warum? Unsere Ehe, die Fraktions­
gemeinschaft, existiert seit 24 Jahren. Die Silberhochzeit sollten 
wir alle gemeinsam mit großer Freude begehen. 

(Beifall) 

Bei dieser Silberhochzeit wollen wir nicht nur an die Vergangen­
heit, sondern auch an die Zukunft denken, und zwar, wie es Ehe­
paare in diesem Alter tun, in besonderem Maße auch an die Kinder 
und Kindeskinder, d.h. an unsere Jugend. 

(Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich wünsche dem Parteitag klare Aus­
sagen für eine klare Politik. Die CSU ist bereit, gemeinsam den 
Weg zu gehen. Wir wissen, daß die Regierung Brandt/Scheel von 
einem guten Erbe der Vergangenheit schon ein Großteil in Frage 
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gestellt hat. Unsere Aufgabe muß es sein, weiteren Entwicklungen 
dieser Art zu v/ehren, zum Wohle unseres ganzen Volkes. 

Ihrem Parteitag viel Erfolg! 

(Lebhafter Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Auch Ihnen, lieber Herr Dol-
linger, einen sehr herzlichen und ganz besonderen Dank! V/ir 
wissen, daß Sie unseren Parteitag mit besonderer Aufmerksamkeit 
begleiten. Wir wissen aber auch, daß wir uns in den entschei­
denden Augenblicken immer auf die CSU verlassen können. Deswegen 
bin ich sicher, daß wir auch gemeinsam Silberhochzeit werden 
feiern können, und zv;ar ungebrochen und miteinander vereint. 

Meine Damen und Herren, das bringt uns an das Ende unserer Vor­
mittagssitzung. Ich hatte zu Beginn darauf aufmerksam gemacht, 
daß wir, wenn die Zeit ausreichen würde, den Punkt 11 der Tages­
ordnung noch heute vormittag abhandeln würden. Angesichts der 
Tatsache, daß wir nunmehr den gesetzten Zeitrahmen schon ge­
sprengt haben, bitte ich Sie, davon Kenntnis zu nehmen - ich 
sage das im Einvernehmen mit Herrn Leisler Kiep -, daß der Nach­
mittag wie vorgesehen verlaufen wird. Herr Leisler Kiep wird 
seinen Bericht erstatten, nachdem der Generalsekretär seinen 
Bericht gegeben hat. 

Ich unterbreche nunmehr die Sitzung bis 15.00 Uhr und gebe gleich­
zeitig bekannt, daß die Mandatsprüfungskommission unmittelbar 
nach Beginn der Mittagspause im Büro der Organisationsleitung 
hinter der Bühne zusammentreten möge. 

Die Sitzung ist bis 15-00 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.^6 Uhr 
bis 15.05 Uhr) 
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Sonntag, 18. November 1973 

2. Plenarsitzung 

Beginn: 15-08 Uhr 

Dietrich Eollmann, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich möchte Sie bitten, Platz zu nehmen, damit wir mit den 
Beratungen des Parteitages fortfahren können. Ich habe hier jetzt 
eine große Schiffsglocke, vromit dem Steuerrad ein vjeiteres Hambur­
ger oder norddeutsches Symbol hinzugefügt wird. 

Zu Beginn unserer 2. Plenarsitzung rufe ich Punkt 10 der Tagesord­
nung auf: 

Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Wir haben die große Freude und die große Ehre, daß jetzt Prof. Karl 
Carstens über die Arbeit der Bundestagsfraktion zu uns sprechen 
wird. 

(Beifall) 

Wir sind Ihnen, lieber Herr Prof. Carstens, sehr dankbar dafür, daß 
Sie sich in einer schwierigen Situation unserer Fraktion in Bonn 
zur Verfügung gestellt und die Leitung dieser Fraktion übernommen 
haben. 

Ich darf Ihnen das Wort geben. 

(Erneuter Beifall) 

Prof. Dr. Karl Carstens, Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfrak­
tion: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!Liebe Freunde! Es 
entspricht einem guten alten Brauch, daß der Vorsitzende Ihrer Bun­
destagsfraktion dem Parteitag Bericht erstattet. Ich habe versucht, 
mich dieser Verpflichtung dadurch zu entledigen, daß ich darum ge-' 
beten habe, Ihnen einen schriftlichen Bericht vorlegen zu können. 
Diesen Bericht haben Sie in Gestalt einer ziemlich dicken blauen 
Drucksache vor sich liegen, und ich darf vielleicht, was die De­
tails unserer Arbeit betrifft, darauf verweisen. 

(Zustimmung) 

Ich möchte aber gern in Ergänzung dieses Berichts zwei Bemerkungen 
machen dürfen. Die Bundestagsfraktion hat mir vor genau 6 t̂ onaten 
das Amt ihres Vorsitzenden übertragen. Ich habe dieses Amt aus der 
Hand eines Mannes übernommen, der die Fraktion vorher lo Jahre lang 
geführt hatte und der für die Union Großes geleistet hat. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich möchte Ihnen, lieber Herr Kollege und Freund Dr. Barzel, da­
für auch an dieser Stelle sehr herzlich danken. 

(Erneuter Beifall) 
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Meine D̂ jnen und Herren, die zweite Bemerkung: Die gemeinsame Frak­
tion von CDU und CSU befindet sich zrir Zeit, so möchte ich. sagen, 
in einem politischen Aufwind. Wir haben zu wichtigen und schwieri­
gen Fragen in der letzten Zeit einstimmige Beschlüsse gefaßt und 
haben damit nicht nur ein hohes Maß an Geschlossenheit dokumen­
tiert, sondern es ist uns auch gelungen, dadurch auf die politi­
sche Entwicklung Einfluß zu nehmen. Ich sage das mit besonderer 
Freude, weil diese Feststellung natürlich die einscliließt, daß 
zwischen den beiden Teilen der Fraktion, zwischen CDU und CSU, in 
wichtigen Fragen ebenfalls volle 'Jbereinstimm-ang besteht, denn 
sonst hätte es keine einstimmigen Eieschlüsse geben können. 

(Beifall) 

Aber ich möchte sj: dieser Stelle auch sagen, wie wichtig es für 
den Erfolg der Arbeit der Fraktion ist, daß vi.v eng mit den von 
CDU und CSU regierten liändern zusammenarbeiten. Ihnen möchte ich 
aji dieser Stelle ebenfalls für die enge und vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit herzlich danken. 

("Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, ich möchte die Ge­
legenheit dieses Berichtes auch dazu benutzen, um einige mehr 
grundsätzliche Ausführungen zur politischen Lage zu machen. Ich 
möchte mit der außenpolitischen Lage beginnen. 

Der Konflikt, dessen Ende hoffentlich hinter uns liegt und der • 
die Welt an den Rand eines großen Konfliktes zwischen den Super­
mächten gebracht hat, hat uns meiner Meinung nach eine Reihe von 
Lehren erteilt oder, richtiger gesagt, hat uns Lehren wieder in 
die Erinnerung gerufen, die uns die letzten beiden Jahrzehnte 
schon des öfteren erteilt hatten. 

Die erste dieser Lehren ist, daß die Bundesrepublik Deutschland 
mehr als viele andere Länder von der internationalen Lage und 
von der Erhaltung und Bewahrung des Friedens auf der V/elt abhängt. 

Die zweite Lehre, meine Damen und Herren, ist die, daß die Vereinig 
ten Staaten von Amerika nach wie vor der wichtigste Garant für den 
Frieden auf der Welt sind. 

(Beifall) 

Die amerikanische Regierung hat durch eine Reihe meisterhafter 
politischer und diplomatischer Schritte zu der Beendigung des 
Konflikts im Mähen Osten beigetragen und, wie vjir hoffen können, 
die Grundlage für eine dauerhafte Lösung der dort seit Jahrzenten 
schwelenden Schv;ierigkeiten gelegt. Ich bedaure es unter diesen 
Umständen außerordentlich, daß die Regierung dieses Landes, die 
Bundesregierung, in der Öffentlichkeit nicht ein einziges aner­
kennendes Wort über diese Leistung gesprochen hat. 

(Beifall) 

Statt dessen hat sie die Vereinigten Staaten öffentlich scharf 
wegen der Verschiffung von Kriegsmaterial von deutschem Boden 
aus nach Israel gerügt und kritisiert. Ich will jetzt gar nicht 
untersuchen, ob da alles ganz korrekt zugegangen ist. Das weiß 
ich nicht. Ich bin aber der Meinung, wenn hier etwas zu beanstan-
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den war, hätte dies Gegenstand eines vertraulichen Gesprächs mit 
unserem Verbündeten sein sollen. 

(Beifall) 

Man hätte die großen Leistiingen für den Frieden öffentlich aner­
kennen sollen. 

Meine Damen lind Herren, was jetzt geschehen ist, kann doch zu nichts 
anderem führen, als daß in Amerika die Kräfte gestärkt werden, die 
auf einen Abzug der amerikanischen Truppen aus Deutschland dringen. 
Denn wie soll man es der amerikanischen Bevölkeriong klarmachen, daß 
sie zwar 3oo ooo Mann ihrer Truppen ständig in der Bundesrepublik 
Deutschland stationiert halten muß, um die Sicherheit unseres Lan­
des zu garantieren, daß sie aber niclii; in der Lage sein soll, in 
einer Krisenseit über diese Truppen zu verfügen? 

Die dritte wichtige Lehi'e, die ich aus dem ITaliostkonflikt ziehen 
möchte, lautet, daß auf die Vereinigten Staaten Verlaß ist und 
daß die Vereinigten Staaten helfen, aber nur dem, der sich selbst 
hilft. Ich glaube, es ist gut und notwendig, daran zu erinnern, 
daß die wichtigste Last der Verteidigung unseres eigenen Landes 
bei uns selbst liegt. 

(Beifall) 

Ich meine, dies ist die Stunde, auch der Bundeswehr für die her­
vorragende Weise zu danken, in der sie diese Aufgabe löst, 

(Beifall) 

und sie zu ermutigen, auf diesem Wege fortzufahren. 

Die vierte traurige Lehre, die wir aus diesem Konflikt ziehen 
müssen, ist die, daß die Entspannungspolitik den Frieden leider 
nicht sicherer gemacht hat, wie uns das so oft verkündet worden 
ist. 

(Zustimmung) 

Die Entspannungspolitik hat leider auch nicht die Erleichterungen 
für die Menschen gebracht, wovon so oft die Rede war. Die Rück­
führung der Deutschen aus Polen hat einen absoluten Tiefstand 
seit Abschluß des Warschauer Vertrages erreicht. Uns allen steht 
deutlich die Entscheidung der DDR vor einigen Tagen vor Augen, 
die Umtauschgebühr zur verdoppeln und damit die Möglichkeiten des 
Besuches von Westdeutschen und V/estberlinern in Ost-Berlin und in 
der DDE außerordentlich zu erschweren. Überhaupt muß man sagen, 
daß die Entwicklung, die durch diese Entspannungspolitik eingelei­
tet worden ist, für Berlin in vieler Hinsicht enttäuschend ver­
läuft. Im Viermächteabkommen hieß es, daß die bestehenden Bindungen 
zwischen Berlin und der Bundesrepublik Deutschland nicht nur erhal­
ten, sondern weiterentwickelt werden sollten. Damals hat man uns 
diese Tatsache, daß sie nämlich weiterentwickelt werden könnten, 
als einen großen Erfolg der westlichen Seite bezeichnet. Jetzt 
beim ersten Versuch, sie weiterzuentwickeln, nämlich eine zusätz­
liche Bundesbehörde nach Berlin zu legen, stößt man auf den 
schroffen und scharfen Protest der Sowaetunion und der DDR. Aber 
das ist nur eine von vielen Tatsachen, die hier zu erwähnen sind. 
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Die Warschauer-PaLkt-Staaten betreiben die Politik der Trennung 
Berlins von der Bundesrepublik Deutschland systematisch fort. 
Lassen Sie mich dies mit einigen Tatsachen in Ihre Erinner-ung 
zurückrufen. Sie fordern die Trennung der Berliner und der west­
deutschen Ausstellungsstände auf internationalen Messen und Aus-
stelliingen. Sie fordern, daß Berlin dabei seine eigene Flagge 
zeigt. Die DDR protestiert gegen die Besuche des Bundespräsiden­
ten in West-Berlin, obwohl diese nach dem Viermächteabkommen 
eindeutig zulässig sind. Sie protestiert gegen Besuche der Bundes­
tagspräsidentin, von Bundesministern, gegen die Tagung der CDU/CSU-
Praktion des Bundestages und gegen die Tagung des Innenausschusses 
des Bundestages. Die Warschauer-Pakt-Staaten boykottieren kultu­
relle und sportliche Veranstaltungen in V/est-Berlin, wenn Bund 
und Berlin gemeinsam als Träger•dieser Veranstaltungen auftreten. 

Die Sowjetunion verhindert die Mitwirkung des Botschafters der 
Bundesrepublik Deutschland in Moskau bei der Ausgestaltung des 
geplanten Besuchs des Berliner Regierenden Bürgermeisters, und 
die Sowjetunion verlangt schließlich, daß bei sowjetischen Be­
suchen und Ausstellungen in West-Berlin die Bundesflagge nicht 
gezeigt werden darf. 

Dies ist nur eine kleine Ausvjahl von Ereignissen aus der letzten 
Zeit. Aber sie zeigt doch mit erschreckender Deutlichkeit, wie 
schwerwiegend die Vernachlässigung der Interessen gerade Westber­
lins bei der Aushandlung der Ostverträge in den letzten drei Jahren 
gewesen ist. 

(Beifall) 

Ich muß immer und iimaer wieder darauf hinweisen, daß in dem soge­
nannten Bahr-Papier von Anfang 1970, in dem' die Bundesregierung 
sämtliche sovjjetischen Forderungen erfüllte, das Wort "Berlin" 
nicht vorkommt und' daß im Grundvertrag, bei dem die Bundesregierung 
nunmehr sämtliche Forderungen der DDR erfüllte, für Berlin eine 
ganz unzulängliche Regelung getroffen wurde. 

Meine lieben Freunde, es bereitet mir vjenig Freude, festzustellen, 
daß dies Dinge sind, die wir seit Jahren immer vorausgesagt haben. 
Aber es bereitet mir noch weniger Freude, festzustellen, daß dieje­
nigen Männer, die die Verantwortung für diese Politik tragen, so 
tun, als ob nichts geschehen wäre, und die Entspannungspolitik wei­
terhin als einen großen und uneingeschränkten Erfolg verkaufen 

(lebhafter Beifall) 

und nicht einsehen wollen, daß es zu einem großen Teil ihre Fehler 
sind, die sich jetzt Tag für Tag in der Entwicklung auswirken. 

loh möchte ganz klar sagen, von wem ich spreche. Ich spreche von 
deai Bundeskanzler, Herrn Brandt; ich spreche von Herrn Bahr; ich 
spreche von Herrn V/ehner; aber ich spreche auch von Herrn Scheel, 
dem Bundesminister des Ausv.'ärtigen. 

(Lebhafter Beifall) 

Denn er kann nicht so tun, als vjenn die Außenpolitik der letzten 
Jahre ohne seine entscheidende Mitverantwortung geführt worden v'äre. 
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Nun, meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, ich. will ja gar-
nicht behaupten, daß wir ein Rezept für alle Schwierigkeiten und 
alle internationalen Probleme hätten. Aber das eine kann ich Ihnen 
sagen: Diese entscheidenden Verhandlungen der letzten drei Jahre 
hätten wir besser geführt, wenn die Verantwortung in unserer Hand 
gelegen hätte. 

(Beifall) 

Wir werden eine bessere Ostpolitik führen, wenn wir die Regierung 
wieder übernehmen werden. 

(Beifall) 

Ich möchte dazu eines ganz klar sagen. Auch wir von der CDU -
ich schließe die CSU hier ausdrücklich mit ein - stehen zu dem 
Grundsatz, den wir so oft vertreten haben: Auch wir sind für Ent­
spannungspolitik; auch wir setzen uns für eine Verbesserung der 
Beziehungen zwischen uns ijnd den osteuropäischen Staaten ein; 
auch wir begrüßen persönliche Kontakte,'die in diesem Bereich 
stattfinden. Aber, ich meine, wenn man Entspannungspolitik betreibt, 
muß man sich an die essentiellen yoraussetzungen jeder vernünfti­
gen Entspannungspolitik erinnern.'Diese lauten: 

1. Die Entspannungspolitik muß in sich ausgewogen sein. Leistungen 
und Gegenleistiongen müssen in einem vernünftigen Verhältnis zuein­
ander stehen. 

2. Die Entspannungspolitik und die Ostpolitik müssen den den be­
troffenen Menschen dienen. Mit ihnen müssen menschliche Erleichte­
rungen verbunden sein. Es erfüllt mich mit großer Sorge, vor eini­
gen Tagen gelesen zu haben, daß Herbert Wehner, der mächtige Mann 
der SPD, kaum daß die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa in Genf begonnen hatte, schon erklärte, die Forderung 
nach größerer Freizügigkeit dürfe man nicht zur Vorbedingung für 
einen Erfolg dieser Konferenz machen. 

(Pfui-Rufe) 

Liebe Freunde, das heißt die gemeinsame Verhandlungsposition des 
Westens abbauen, bevor die Verhandlungen überhaupt begonnen haben. 

(Beifall) 

3. Berlin muß in die Entspanntmgspolitik einbezogen werden. 

(Beifall) 

4. Das Ziel der deutschen Einheit darf ungeachtet der Entspannungs­
politik nicht preisgegeben werden. 

(Beifall) 

Ich bin immer noch beschämt darüber, wenn ich daran denke, wie vor 
einem Jahr anläßlich der Unterzeichnung des Grundvertrages das Pro­
blem der deutschen Einheit behandelt wurde, indem nämlich ein Brief 
irgendwo zugestellt und nicht bei den Verhandlungen, um die es sich 
damals handelte, übergeben wurde. Ich bin sehr beunriihigt darüber, 
daß die Bemühungen, den I7. Juni als gesetzlichen Feiertag abzu-
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schaffen, immer noch nicht eingeschlafen sind. Wir von der CDU wer­
den jedenfalls mit aller Entschiedenheit und allem Nachdruck diesen 
Bemühungen entgegenwirken. 

(Beifall) 

5. und letztens. Zur Entspannungspolitik gehört die Beachtung der 
Regel, daß die westlichen Bedingungen der Bundesrepu"blik Deutsch­
land innerhalb des atlantischen Bündnisses und der Europäischen Ge­
meinschaften den Vorrang' vor der Entspann-ungspolitik haben müssen. 

(Beifall) 

Hier, meine Damen und Herren, berühre ich nun einen ganz kritischen 
Punlrt. Denn wir v/issen seit einiger Zeit, daß einer der wichtigen 
und maßgebenden Architekten der Ostpolitik mit dieser klar das Ziel 
verfolgt hat, die Bundesrepublik Deutschland aus ihren westlichen 
Bindungen herauszulösen und sie in eine neutrale zentraleuropäische 
Zone zu überführen. Diese Dinge sind durch Dokumente einwandfrei 
erwiesen. Es nützt überhaupt nichts, wenn die Regierung so tut, 
als ob das alles nicht existierte, und mit vagen Erklärungen diese 
Tendenzen zu dementieren versucht. 

Natürlich, meine Damen und Herren, im Augenblick spricht kein 
Mensch, der noch seinen Verstand hat, von der Neutralisierung 
Deutschlands. Dieser Moment wäre dafür in der Tat äußerst schlecht 
gewählt. Aber wir haben doch die Erfahrungen mit den zurückliegen­
den Krisen. Nach sechs Monaten ist alles vergessen; dann fangen 
die alten Tendenzen wieder an. 

Deswegen ist es so wichtig, daß wir auch bei der Gelgenheit des 
heutigen Parteitages ganz klar die Feststellung treffen: Die we­
sentlichen Bindungen der Bundesrepublik Deutschland innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften und im atlantischen Bündnis haben die 
Priorität. 

(Beifall) 

Damit komme ich zu dem zentralen Thema der auswärtigen Politik 
aller bisherigen von" der CDU/CSU geführten Bundesregierungen, 
nämlich der europäischen Einigung. Trotz aller Mühen, trotz 
aller Hindernisse, die uns auf diesem Weg entgegenstehen, bleibt 
die westeuropäische Integration das wichtige Ziel unserer aus­
wärtigen Politik. Wir, die CDU und die CSU, werden unentwegt dafür 
kämpfen. 

(Beifall) 

V/ir fordern sine engere politische Zusammenarbeit, insbesondere 
im Bereich der auswärtigen Politik, Gerade in den letzten zwei 
Wochen haben wir einen Versuch der europäischen Außenminister 
erlebt, in der Nahostkrise einen solchen gemeinsamen außen­
politischen Schritt zu tun- Aber ich muß leider sagon, daß dieser 
Schritt doch sehr enttäuschend war. 

(Beifall) 

Es war ein matter Schein; die europäische Stimme vmrde nicht 
wirklich in eine der 'Waagschalen gelegt. Es war ein schwacher 
Beitrag zum Frieden ujid zur 'Wiederherstellung des Friedens. 
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Zu meiner großen Überraschung "bezeichnete der Bundeskanzler 
vorige Woche im Bundestag bei unserer Debatte selbst diese 
Resolution von Brüssel als unvollkommen und unbefriedigend. 
Allerdings muß man sich dann fragen, warum der deutsche Außen­
minister ihr zugestimmt hat. Man wird leider den Eindruck nicht 
los, daß die Außenpolitik dieser Regierung zum Teil darin be­
steht, an dem jeweiligen Ort, an dem sie sich befindet, dem 
jeweiligen Adressaten gegenüber gerade das zu sagen, was der 
gerade hören möchte. 

(Bravo-Rufe und anhaltender Beifall) 

Aber, meine Damen und Herren, das ist so ungefähr die schlech­
teste Außenpolitik, die man überhaupt machen kann. 

Was die europäische Einigung anlangt, so möchte ich hier gerne 
noch einen weiteren Gedanken aussprechen. Wir sollten uns bemühen, 
einen Schritt voranzutun auf dem Wege zur direkten Wahl der Mit­
glieder des Europäischen Parlaments. 

(Beifall) 

Denn es ist doch eine unserer großen Schwierigkeiten, daß die 
Bevölkerung unseres Landes und aush der anderen Länder weit 
entfernt von dem Geschehen lebt, das sich in Brüssel abspielt, 
und gar keinen inneren Kontakt zu den politischen Kräften hat, 
die dort das Schicksal unseres Volkes und der anderen europäischen 
Völker zu einem wesentlichen Teil mitgestalten. 

Ich bin der Meinung, daß, v/enn es nicht möglich ist, alle neun 
EG-Staaten zu einem gemeinsamen Schritt in der direkten Wahl der 
europäischen Parlamentarier zu veranlassen - das wird wahrschein­
lich nicht möglich sein -, dann die Bundesrepublik Deutschland 
mit den Ländern, die dazu bereit sind, vorangehen sollte, daß 
wir hier den ersten Schritt tun sollten. 

(Beifall) 

Ich habe die Hoffnung, daß dann andere folgen werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte einige weitere Bemerkungen z',xv 
innenpolitischen Lage machen. Die innere Iiage in unserem Lstnde 
ist nach meinem Eindruck mehr als durch allea andere dadurch ge­
kennzeichnet, daß bestimmte Gruppen systematisch und zielbewußt 
die Verbreitung kommuristischer, neomarxistischer, antifreiheit­
licher und antirechtss\;aat].icher Doktrinen und Theorien betreiben. 
Vor wenigen V/ochen wurde darüber gestritten, ob ein Mitglied und 
Funktionär der Deutschen Kommunistischen Partei Richter in Hord­
rhein-Westfalen v/erden sollte. Ich möchte Sie daran eriLonern: 
Der sozialdemokratische Ministerpräsident dieses Landes war dafür, 
der sozialdemokratische Jufitizminister di-ses Landes war dafür, 
und der Bundeskanzler hat nicht eirien Finger gerührt, um diese 
Entwicklung zu verhiiidurn. V/ir wissen, daß in Hessen bereits eine 
ganze Reihe von Mitgliedern und Eunktionären der DK? in den Staats­
dienst berufen worden sind. 

Es gibt zwar eins klai'e Bestimnung des GinindgrsetÄes - jedenfalls 
eine nach meiner Auffassung vollkommen klare Bestimnung -, die 
verlangt, daß jemand, der in diesem Lande BeaiLter oder Richter wer­
den will, uneingeschränkt und rückhaltlos zu den Grundsätzen unseres 
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freiheitlicli-demokratiseilen 2eclitsstaatos stehen muß. Ich -/reiß 
nicht, wie ein Mitglied und F'uiiktionär der DKP, deren Ziel doch 
die Beseitigung dieses freiheitlichen Rechtsstaates ist, diese 
'/üi-aussetzung erfüllen kann. 

Wir haben auch einen klaj'cn Beschluß der Ministerpräsidenten und 
des Bundeskanzlers aus den vorigen Jalir, der diese Grundsätze 
noch einmal "bestätigt. Aber in der Pr:ixis wird dieser Beschluß 
weitgehe:id nicht angevjandt. Die SPD distanziert sich öffentlich 
und offen auf ihren Parteitagen von ihm, und ich muß sagen, die 
FDP hat auf ihrem soeben beendeten Parteitag in Wiesbaden zu die-
setr. Beschluß und zu der Frage der Übernahme von Kommunisten in 
den öffentlichen Dienst eine zumindest sehr zweideutige und zv;ie-
lichtige Haltung eingenommen. 

(Beifall) 

Wir erleben an den Schulen und Hochschulen unseres Landes d:i e 
umfassenden Versuche, das Beiaißtsiein der Schüler und Studenten 
im Sinne einer neomarxistiachen Ideologie und im Sinne des Klassen­
kampfes umzufunktionieren. Für difise Entvjickliang sind nicht irgend­
welche extreme Jusos verantvjortlich, meine lieben Prounde, sondern 
die Verantv/ortung dafür trngon die sozialdemokratischen Kultus­
minister: in Hessen, Herr von Fx>j.edeburg, in Eieder.saohen, ?Ierr 
von Oertzen, imd in Nordrhein-V/estfalen, Herr Girgensohn. 

(Beifall) 

Es wird gesagt, man müßte die Kinder, die Schüler dazu erziehen, 
daß sie in der Lage sind, die Verhältnisse in unserem Lande kri­
tisch zu beurteilen. Nun gut, damit bin ich voll und ganz ein­
verstanden. Ich bin sehr dafür, daß man das kritische Denken in 
einem jungen Menschen schult. Aber hier geht es doch in Wirklich­
keit um etwas ganz anderes: Die Schulung zum kritischen Denken 
besteht doch darin, daß alle angeblichen Nachteile unserer rechts­
staatlichen, freiheitlichen Ordnung zusammengezählt werden und 
dem alle angeblichen Vorteile des kommunistischen Systems gegen­
übergestellt werden. Dies hat doch mit einer Ausbildung zum kri­
tischen Denken nichts zu tun. 

(Beifall) 

Dann wird gesagt, daß Konflikt die Grundform des menschlichen 
Lebens sei, daß man nur durch Konflikte die Probleme in der Fami­
lie, in der Gesellschaft, im Staat lösen könnte. Meine Damen und 
Herren, es kommt mir so vor, als wenn man den Menschen als ein 
Lebewesen definiert, welches an Krankheiten leidet. Natürlich 
leidet der Mensch an Krankheiten; an schweren Krankheiten an. 
häßlichen Krankheiten. Aber jeder Mensch, der von den Krankheiten 
spricht, hat doch dabei das Ziel im Auge, daß der Mensch von 
diesen Krankheiten gesunden sollte. Und so bin ich der Meinung, 
daß, wenn von Konflikten gesprochen wird - Konflikten in der 
Familie, in der Gesellschaft, im Staat -, dabei das Ziel im Auge' 
behalten bleiben muß, daß diese Konflikte irgendwie überwunden 
werden, daß aus Gegensätzen auch eine Harmonie entstehen kann, 
daß man statt Klassenkampf eben Partnerschaft suchen und gewirmen 
kann. 

(Beifall) 
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Aber hören wir uns die Stimmen der TDerufenen Vertreter der Sozial­
demokratischen Partei an. Herr Eppler, einer ihrer ideologischen 
Wortführer, sagte nach einem Bericht der "Süddeutschen Zeitung" 
vom 10. Oktober 1975 wörtlich folgendes: 

Wenji wir das Konzept Lebensqualität 
ernsthaft durchsetzen wollen, müssen 
wir die Möglichkeit von Auseinander­
setzungen mit Klassenkampfcharak:ter 
einkalkulieren. 

Meine Damen und Herren, das muß man sich einmal klarmachen. Hier 
werden in den Dienst eines sicherlich erstrebenswerten Zieles, 
der Verbesserung der Lebensqualität, von der allerdings vielleicht 
viele nicht genau wissen, was das ist 

(Heiterkeit und Beifall) 

- nun, so ist es ja manchmal mit den politischen Begriffen; trotz­
dem stellt sich Jeder darunter etwas Gutes, etwas Erstrebenswertes 
vor -, Auseinandersetzungen mit KlassenkampfCharakter gestellt. 
Das scheint mir eine Pervertierung aller politischen Philosophien 
zu sein. 

Schließlich erleben wir an den deutschen Universitäten das Vor­
dringen linksradikaler Gruppen. Vor wenigen Wochen hat in Venedig 
ein Kongreß getagt, an dem Professoren aus Westeuropa, aus den 
USA und Japan, teilnalmien. Sie haben am Schluß in einer Entschlie­
ßung zum Ausdruck gebracht, daß an vielen der Universitäten, von 
denen sie kämen, Lehrer nach politischen Gesichtspunkten ernannt 
würden, daß Studenten mit Hilfe von Verfahren ausgewälilt und 
unterrichtet wü.rden, die mit der eigentlichen Aufgabe, nämlich 
der Vermittlung geistiger Disziplin und dem Streben nach Wahr­
heit, nichts zu tun hätten. Die Methoden kritischer Wissenschaft 
seien, so heißt es, durch ebenso lautes wie geistig wertloses 
ideologisches Sektierertum ersetzt worden. Jede Nation, in der 
dies geschehe, sei dabei, moralisch und geistig zu verarmen. Dann 
folgen diese beiden Sätze: 

Wir sind besonders besorgt und er­
schrocken über die Zustände in Deutsch­
land und Dänemark, wo die gesetzgebenden 
Körperschaften Vorschriften für die Lei­
tung und Verwaltung der Universitäten er­
lassen oder gebilligt haben, die - wenn 
sie lange genug in Kraft sind - diese 
Länder nach unserer Meinung zu geistiger 
Enthauptung verui'teil en. 

Kaum waren diese Berichte erschienen, wurde in der deutschen 
Linkspresse gesagt, es handle sich ur. eine große Übertreibung. 
In Wirklichkeit sei das bei uns alles ganz anders. Einen Terror 
an deutschen Universitäten gäbe es nicht. Wenige Tage danach er­
eignete sich in Bremen Jedoch, der Ihnen allen wohlbekannte Vor­
gang: Eine Kundgebung des RCDS, auf der unser Freund Langguth 
sprechen sollte, wurde durch physischen Terror linker Gruppen 
der bremischen Studentenschaft unmöglich gemacht und gesprengt. 
Die Lage ist auch deswegen so ernst, weil ein großer Teil der 
Masserjnedien diesen Tendenzen nicht nur nicht entgegentritt, 
sondern sie indirekt oder sogar direkt fördert. 
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In dieser Lage hat die CDU - so sehe ich es - eine doppelte Auf­
gabe. Sie hat die Aufgabe, die Grundlagen unserer freiheitlich-
demokratiscb-rechtsstaatlicfcen Verfassung zu verteidigen. Des 
weiteren hat sie die Aufgabe, die Reformen einzuleiten, die nach, 
unserer Auffassung nötig sind. Zur Verteidigung der Grundlagen 
unserer freiheitlichen Ordnung - lassen Sie mich dies sagen, auch 
wenn, es vielleicht schon zum Überdruß gesagt worden ist - gehört, 
daß wir uns darauf besinnen, warum wir diese freiheitlich-demo-
kratisch-reohtsstaatliche Staatsform vor 25 Jahren in unserem 
Lande eingeführt haben und daß die Gründe, weswegen wir sie da­
mals eingeführt haben, heute noch genauso gültig sind vjie damals. 

(Beifall) 

Diese unsere freiheitliche, rech.tsstaatliche Demokratie sichert 
dem einzelnen ein höheres Haß an Entscheidungsfreiheit als jede 
andere Staatsform. Sie setzt die freiheitlich-schöpferischen 
Kräfte im. Menschen frei und ermöglicht dadurch Leistungen auf 
wirtschaftlichem und auf wissenschaftlichem Gebiet, wie sie von 
keiner anderen Staatsfom und keinem anderen Gesellschaftssystem 
erreicht werden. Diese unsere Staatsform hat darüber hinaus die 
Fähigkeit, sich selbst zu reformieren, sich zu innovieren, wie 
es heute mit dem schönen Irremdwort heißt. Sie hat die Fähigkeit, 
die Kräfte zu ihrer Reform aus sich heraus zu entwickeln. Das 
ist die einzigartige, in keinem anderen System anzutreffende 
Voraussetzung. 

Schließlich verhindert sie die Zusammenballung von wirtschaft­
licher Macht und von politischer Macht. Sie sichert damit die 
Voraussetzungen für all die anderen Dinge, die ich genannt habe. 

Zur Verteidigung der Grundlagen der freiheitlichen Ordnung gehört 
als Gegenstück die Reform.. Dieser Parteitag wird sich mit den Re­
formen im einzelnen beschäftigen. Ich will darauf jetzt rieht ein­
gehen. Ich will nur daran erinnern, daß es ungeachtet mancher Aus­
einandersetzungen zwischen uns über einige wichtige Fragen der vor 
uns liegenden Projekte doch, wie mir scheint, eine völlige Über­
einstimmung über die Grundsätze gibt, nach denen wir an diese Re­
formen herangehen. Wir sind für die freie Entscheidung des Bür­
gers in den wichtigen Prägen seines Lebens und gegen die Bevor­
mundung des Bürgers durch den Staat oder durch kollektive Organi­
sation. Wir treten für gleiche Chancen in der Bildungspolitik im. 
Rahmen einer freien Wissenschaft und gegen die Ideologisierung 
des Unterrichts ein. 

(Beifall) 

Wir sind für Partnerschaft und gegen KlasserJcampf für individu­
elles und gegen kollektives Eigentum. V/ir treten für soziale 
Marktwirtschaft ein. Das bedeutet in unseren Augen und nach un­
serer Vorstellung: sowohl V/ettbewerb als auch soziale Gerechtig­
keit. 

Das sind die großen gemeinsamen Grundlagen, auf denen wir und mit 
uns unsere Schwesterpartei in Bayern stehen. Meine Damen und Her­
ren, meine lieben Freunde, dies ist nach meiner Einschätzung die 
stärkste positive politische Kraft, die es in unserem Lande zur 
Zeit überhaupt gibt! 

(Lebhafter Beifall) 
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Angesichts der politischen Auseinandersetzung, in der wir uns mit 
der Bundesregierung, mit der Regierungskoalition, .tagtäglich be­
finden, ist es, so meine ich, gut, ein paar elementare Grundsätze 
in die Erinnerung zurückzurufen, nach denen sich Regierung und 
Opposition in gleicher Weise verhalten sollten. Wir fordern Wahr­
haftigkeit und Ernsthaftigkeit der politischen Aussagen. Wir wen­
den uns gegen die systematische Irreführung der deutschen Öffent­
lichkeit in wichtigen politischen Fragen, wie sie mit den Namen 
Bahr, Ehmke und V/ienand verbunden sind. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir wenden uns auch dagegen, daß außenpolitische Konflikte und in­
nere Schwierigkeiten ständig verharmlost und bagatellisiert werden, 
so wie das die Herren Scheel und Friderichs zu betreiben pflegen. 

(Beifall) 

Wir wenden uns gegen die Überheblichkeit, mit der die Regierung 
und die Regieri.mgskoalition darüber befinden möchten, was deut­
schen Interessen diept. Wenn die CDU/CSU-Fraktion an dieser oder 
jener Maßnahme der Bundesregierung Kritik übt, wird ihr geantwor­
tet, sie-schade damit deutschen Interessen. Meine Damen und Herren, 
das Urteil darüber, wer deutschen Interessen schadet oder nützt, 
können wir getrost der deutschen Bevölkerung, dem deutschen Bürger, 
dem deutschen Wähler überlassen. 

(Lebhafter Beifall) 

An oberster Stelle muß trotz der Schwere und der Schärfe der poli­
tischen Auseinandersetzung aber das Gemeinwohl stehen. Die CDU/CSU-
Fraktion hat sich vor einigen Tagen entschlossen, dem Energiesi­
cherungsgesetz einstimmig die Zustimmung zu geben, weil wir der 
Meinung waren, daß die Lage ein solches oder ähnliches Gesetz er­
forderlich mache. Wir haben allerdings die Forderung gestellt, 
und zu unserer Freude auch durchgesetzt, daß das Gesetz auf ein 
Jahr zu befristen sei. Wir sind der Meinung, >,'enn man dem Parla­
ment schon zumutet, unter Zurückstellung aller verfassungsmäßigen 
Garantien und ohne daß der Bundesrat die Gelegenheit gehabt hat, 
sich zu dem Gesetzentwurf zu äußern, innerhalb von zwei Tagen ein 
wichtiges Gesetz zu verabschieden, so sollte dieses Gesetz gene­
rell und grundsätzlich zeitlich befristet sein, damit die Regie­
rung während der Laufzeit dieses Notgesetzes - so will ich es ein­
mal nennen - auf dem ordnungsmäßig dafür vorgeschriebenen Weg je­
nes Gesetz nachschieben kann, welches dann womöglich längere Zeit 
gelten muß. Wir sind zufrieden, daß es gelungen ist, diese unsere 
Forderung durchzusetzen. 

In der Lage, in der wir uns befinden, bietet die Regierung - das 
möchte ich vielleicht zum Schluß noch sagen dürfen - ein Bild 
trostloser Uneinheitlichkeit, Unentschlossenheit, Führungslosig-
keit und Schwäche. Herr Wehner schießt aus Moskau und aus Lenin­
grad gegen Herrn Brandt, die SPD- und FDP-Fraktion attackieren den 
Postminister wegen seiner Gebührenpläne - nebenbeigesagt, in diesem 
Punkte sicherlich mit Recht. Aber ein typisches Beispiel für die 
Desorganisation, in der sich diese Regierung befindet, ist doch die 
Tatsache, daß, kaum daß ein verantwortlicher Minister ein Projekt 
öffentlich verkündet hat, die beiden ihn tragenden Parteien erklä­
ren, so ginge das nicht. Die SPD-Fraktion schließlich greift die 
Pläne des Finanzministers auf dem Gebiet der Kraftfahrzeugsteuer 
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an. Im Bereicli des Pl-uglotsenTDUimnelstreiks bewegen wir lons seit 
fünfeinhalb Monaten im Kreise herum. Die Regierung erweist sich 
als völlig unfslhig, diesem Problem näherzukommen. 

(Beifall) 

Und der Bundeskanzler schweigt beharrlich zu all dem. 

Dies ist die große Chance der CDU/CSU. Die Union ist die einzige 
Partei, die in der gegenwärtigen Lage geschlossen für die frei­
heitlich-demokratisch-rechtsstaatliche Ordnung eintritt. Die SPD 
ist, wie wir wissen, gespalten. "Die Grotewohls sind unter uns", 
hat ein prominentes Berliner SPD-Mitglied gesagt. 

(Beifall) 

Herr Roth verbündet sich in Ost-Berlin mit Breschnew und ver­
brüdert sich mit Breschnew, G-ierek und Honeoker und erwähnt 
dann auch noch VJilly Brandt in diesem Zusammenhang. 

Das imperative Mandat wird, wie v;ir heute morgen gehört haben, 
in zahlreichen Gemeinden des Landes, in denen die SPD regiert, 
praktisch gehandhabt. Herr "Vogel, der Bundesminister für Wohnungs­
bau, hat am I.Oktober - ich zitiere iha Jetzt wörtlich - von einer 
Gruppe in der SPD gesprochen, die ganz offen einer staatszerstören­
den Konfliktstrategie, dem verschärften Klassenkampf und der Zu­
sammenarbeit mit den Kommunisten das Wort rede. Aus all diesen 
Auseinandersetzungen hält sich der Bundeskanzler'heraus, weil er 
den Konflikt scheut, insbesondere den Konflikt mit dem linken 
Flügel seiner Partei; aber er versagt damit in der entscheidenden 
Führungsaufgabe, die ihm in dieser Lage gestellt' ist. 

(Beifall) 

Die FDP ist entschlossen, auf diesem Wege Seite an Seite mit 
der SPD zusammen weiterzugehen. Sie sagt zvrar, sie habe keine 
Koalition mit den Jusos. Fun gut, das mag ja sein; aber mit den 
Herren Eppler, von Oertzen, Girgensohn und von Friedeburg ist sie 
liiert, und das sind diejenigen Männer in der SPD, die den Klassen­
kampf propagieren. 

(Beifall) 

Hier fragt man sich doch wirklich: vjie ist es möglich, daß sich 
eine liberale Partei mit diesen Kräften verbindet, statt ihnen 
mit aller Kraft entgegenzutreten. 

In dieser Lage hat die Opposition - das ist meine feste Über­
zeugung- eine einzigartige Chance. Sie bietet Alternativen auf 
dem Gebiete der Außenpolitik, sie bietet Alternativen auf dem 
Gebiet der Auseinandersetzung mit den radikalen, anti-rechtsstaat­
lichen, anti-freiheitlichen Gruppen. V/ir werden auf diesem Partei­
tag große, wichtige Beschlüsse zu den gesellschaftspolitischen 
Fragen fassen. Nur eines ist Voraussetzung, meine Damen und Herren, 
meine lieben Freunde: daß vjir diese Auseinandersetzung, in der wir 
stehen, erfolgreich bestehen, und das ist, daß wir, die CDU, und 
ich rechne hier die CSU mit dazu, geschlossen zusammenstehen. 

(Beifall) 
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Wir erscheinen nur dann als die starke, überzeugende Kraft, die 
starke, überzeugende Alternative zur Regierung und zur Regie'rungs-
koalition, wenn wir alle mit derselben Zunge sprechen. Deswegen 
möchte ich diese Gelegenheit, zu der ich zu Beginn deß Parteitags 
spreche, dazu benutzen, zu sagen: wir werden die Prägen, die zwi­
schen uns offen sind, hier durch Abstimmungen klären müssen. Ich 
möchte einen sehr leidenschaftlichen Appell an Sie alle richten, 
daß, wenn die Klärungen erfolgt und die Abstimmungen vorüber sind, 
wir alle gemeinsam für die Entscheidungen eintreten, die wir getrof­
fen haben. 

(Beifall) 

loh habe mit einer Darstellung der Folgen begonnen, die sich aus 
dem Nahost-Konflikt ergeben haben. Ich möchte schließen mit einer 
Betrachtung der Folgen^ die sich aus diesem Konflikt wahrscheinlich 
noch für uns in Zukunft ergeben werden. Es hat den Anschein, als 
wenn uns schwierige Zeiten bevorständen. Energie - Heizöl und Ben­
zin - wird knapp werden. Das bedeutet nicht nur Unbequemlichkeiten 
für jeden von uns, sondern es birgt auch die Gefahr der Einschrän­
kung unserer wirtschaftlichen Tätigkeit, unserer wirtschaftlichen 
Produktion in sich. Unser Volk hat diese Erfahrungen seit 25 Jahren 
nicht mehr machen müssen. Die Entwicklung wird uns alle vor eine 
Bewährungsprobe stellen. In dieser Lage möchte ich einen dreifachen 
Appell aussprechen. Ich möchte an die Bundesregierung dieses Landes 
appellieren,- der Bevölkerung endlich klaren Wein einzuschenken und 
mit der Beschönigung und Verharralosung einer ernsten Situation auf­
zuhören. 

(Beifall) 

Ich möchte an \ins alle appellieren zur Hilfsbereitschaft gegenüber 
den Alten, den Kranken und den Schwachen, weil es diejenigen in je­
der Bevölkerung sind, die unter derartigen Einschränkungen immer 
am meisten zu leiden haben. 

(Beifall) 

Ich möchte an xinser Volk appellieren, an all seine Bürger, in der 
Krise zusammenzustehen, 

(Beifall) 

den falschen Propheten, die den Klassenkampf propagieren, zu ent­
sagen und das zu tun, was verständige und tapfere Henschen zu al­
len Zeiten getan haben, wenn die Lage ernst \inj.rde, nämlich gemein­
sam nach einer Lösiong zu suchen. Wenn wir danach handeln, werden 
wir auch die vor uns liegende Krise meistern, und wir haben viel­
leicht sogar die Chance, aus dieser Krise stärker hervorzugehen, 
als wir in sie hineingegangen sind. 

(Starker, anhal.tender, sich immer wieder er­
neuernder Bei.Tall mit Bravo-Rufen) 

Dietrich Rollmann, Tagunspräsidium: Der Parteitag dankt Ihjien, 
lieber Herr Carstens, für diese Rede. Ich glaube, jeder Delegier­
te hat hier eben einen sehr persönlichen Eindruck davon bekommen, 
mit welcher £legan.z und Härte zugleich unsor Fraktionsvorsitzen-
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der im Deutschen Bundestag die Klinge zu führen weiß. Haben Sie 
vielen Dank! 

(Beifall) 

Meine Damen \md Herren, jetz.t hat das Wort der Generalsekretär \m-
serer Partei, unser Freund Professor Biedenkopf. 

(Beifall) 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf: Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
.Liebe Freiinde! Ich habe die Ehre. Ihnen den Bericht des General­
sekretärs vorzutragen. Die Arbeit der vergangenen Monate war vor 
allem von drei Themen beherrscht: der Parteiarbeit, dem Parteitag 
und der Vorbereitung auf die politischen Aufgaben nach Hamburg, 
loh habe meinem Bericht diese Dreiteilung zugrunde gelegt. 

In der Parteiarbeit galt die erste Priorität der Bundesgeschäfts­
stelle selbst und ihrer Organisation. Der Bericht der Bundes­
geschäftsstelle, der Ihnen vorliegt, gibt Auskunft über die bisher 
ergriffenen Maßnahmen. Ich kann auf diesen Bericht verweisen, nicht 
ohne ein Wort des herzlichen Dankes an unseren Bundesgeschäftsführer. 
Karl-Heinz Bilke und unsere Mitarbeiter im Konrad-Adenauer-Haus zu 
richten. 

(Beifall) 

Ohne ihrer aller Hilfe wäre es mir nicht möglich gewesen, mich 
so schnell in den neuen und vielfältigen Aufgaben zurechtzufinden, 
die nach meiner Wahl im Juni auf mich gewartet haben. 

Inzwischen haben wir, glaube ich, alle Tritt gefaßt. Zusammen mit 
Dorothee Wilms, die inzwischen zu uns gestoßen ist, 

(Beifall) 

werden wir ein gutes Team sein. Dorothee Wilms möchte ich beson­
ders dafür danken, daß sie bereit war, eine schöne und interessante 
Aufgabe gegen die Arbeit in der Partei einzutauschen. 

(Beifall) 

Sie hat es mir gleichzeitig möglich gemacht, liebe Freunde, mein 
Versprechen einzulösen, das ich dem Parteitag im Juni gegeben habe, 
eine Frau als stellvertretende Bundesgeschäftsführerin zu gewinnen. 

(Erneuter Beifall) 

Mit dem Stellenwert der politischen Arbeit berühren wir zugleich 
ein allgemeines Problem der Parteiorganisation. Wir haben in den 
vergangenen Monaten eine Reihe guter Mitarbeiter für die Bundes­
geschäftsstelle gewonnen. Mit weiteren stehen wir in Verhandlungen. 
Es hat sich gezeigt, daß gerade die jüngeren Mitarbeiter die Frage 
ihrer zukünftigen beruflichen Entwicklung beantwortet haben wollen. 
Wer sich bei einer politischen Partei bewirbt, sucht in der Regel 
mehr als einen Arbeitsplatz; er möchte mitgestalten vmd in der 
Politik etwas werden. Diesem Wunsch muß die Partei entsprechen 
können, wenn sie die Mitarbeiter gewinnen will, die sie braucht, 
um erfolgreich zu sein. Wir sind deshalb entschlossen, auch länger­
fristige Personalpolitik zu entwickeln. 
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Nach meiner Wahl ha"be ich es als einen wichtigen Teil meiner 
Aufgaben angesehen, nicht nur von Bonn aus, sondern auch aus dem 
Lande her Generalsekretär der CDU'zu sein. Die CDU ist eine föde­
rative Volks-oartei, föderativ in geoKrarihischer und in gruppen­
orientierter Hinsicht. Sie bietet damit vielfältige Chancen zur 
Mitwirkung bei der politischen Willensbildung in der Partei. Sie 
bietet allen Bürgern die Möglichkeit, sich nicht nur mit der großen 
Partei, sondern in ihr auch mit einem Ortsverband, einem Kreis­
verband, einem Landesverband oder einer Vereinigung zu identifi­
zieren und dort unter Gleichen mitzuarbeiten. Die Bereitschaft, 
von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen, ist besonders groß. 
Wir alle haben diese Bereitschaft in den letzten Monaten gespürt. 
Die Masse der Anträge zum Bundesparteitag ist ein beredter Aus­
druck des Engagements unserer Mitglieder und der freunde unserer 
Partei. Dieses Engagement ist unsere große Chance für die Zukunft. 

Meine Reisen in die Landesverbände und zu den Landesgeschäftsstel­
len, meine Besuche bei den Vereinigungen sollen den offenen, durch 
Pluralität gekennzeichneten Charakter unserer Partei unterstreichen 
und ihm gleichzeitig Rechnung tragen. Das Konrad-Adenauer-Haus in 
Bonn ist der Platz, von dem aus die Partei geführt wird. Aber es 
muß zugleich Drehscheibe und Knotenpunkt der innerparteilichen 
Diskussion werden und damit die integrierende Kraft entfalten, 
ohne die eine große Volkspartei nicht lebensfähig ist. 

(Beifall) 

Soweit wir in den letzten Wochen nicht mit dem Hamburger Parteitag 
beschäftigt waren, stand die Vorbereitung der kommenden Kommunal-
\md Landtagsv;ahlen im Vordergrund unserer Arbeit. Nach dem Statut 
unserer Partei ist der Generalsekretär für die Vorbereitung iind 
Durchführung der Bundestagsvjahl verantvfortlich. Für mich hat diese 
Aufgabe am IS.Jiini 1973 begonnen. 

(Beifall) 

Auch die Kommunal- und Landtagswahlen sehe ich im Zusammenhang mit 
der großen Aufgabe, 1976 wieder die führende politische Kraft in 
unserem Lande zu werden. 

(Erneuter Beifall) 

Nur wenn der breite Strom der politischen Kraft und Erneuerung 
unserer Partei von den Gemeinden und Städten ausgeht und sich 
in den Ländern verstärkt, werden wir 1975 erfolgreich sein können. 

(Beifall) 

Das heißt nicht, liebe Preunde, daß die Bundespolitik Thema der 
Kommunalwahlen und der Landtagswahlen allein sein soll. Im Gegenteil, 
gerade in der Aufmerksamkeit für das Detail und im Respekt vor 
den Problemen dtv Bürger in den Gemeinden und Ländern liegt 
unsere große Chance gegenüber einem politischen Gegner, der 
jeden politischen Vorgang im Lande als ideolog;Lsches Vehikel 
mißbraucht und selbst den natürlichsten nachbarschaftlichen 
Dienst für den Nächsten als Rechtfertigung sozialistischer 
Heilslehren beansprucht. 

(Beifall. Prof. Dr. Carstens: sehr gut!) 
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Bei aller Begeisterung für die Aktivierung unserer kommunalpoliti-
schen Arbeit dürfen wir uns allerdings nicht darüber täuschen, 
daß solche Aktivitäten auch in der Partei selbst auf eingefahrene 
Besitzstände und damit auch V/iderstände stoßen vj-erden. Manche 
CDU-Rathausfraktion, die sich in jahrelanger Praxis auf die ge­
sicherte Position des Tabellenzweiten eingerichtet hat und in 
einer Art unausgesprochener Großen Koalition mit der Mehrheits-
fraktion existiert, würde ein aktives kommunalpolitisches 
Engagement unserer Mitglieder und unserer Vereinigungen als über­
flüssige Störung eines beschaulichen Gleichgewichts empfinden. 

(Beifall und Bravo-Rufe) 

Wir werden im kommunalpolitischen Bereich nur erfolgreich sein, 
wenn wir, bei aller Hochachtung vor den Leistungen der Vergangen­
heit, nicht davor zurückschrecken, solche Besitzstände zu stören, 
die in Wirklichkeit die dauerhafte Herrschaft der SPD in den Rat­
häusern sichern. 

(Beifall) 

Eine Reihe von Organisationsfragen unserer Partei wartet noch 
immer auf Erledigung. So sind bis auf den Punkt Verankerung der 
Ehrenvorsitzenden in unserem Statut noch alle Prägen offen, die 
in der Organisationskommission besprochen worden sind. 

(Beifall) 

Das bitte ich aber nicht als einen Ausdruck der Prioritäten inner­
halb unserer Partei anzusehen! 

(Erneute Heiterkeit und Beifall) 

Der nächste Bundesparteitag - und schon vor ihm der Bundesaus­
schuß - werden sich daher mit organisatorischen Fragen der Par­
teiarbeit befassen. Ich nemie nur die Themen: Mitgliedschaft von 
Ausländern in der CDU, Geschäftsordnung der Partei, Aufbau eines 
zentralen Informationswesens, 

(teilv;eise Beifall) 

Portentv/ioklung der Parteistruktur im allgemeinen. 

Besondere Beachtung habe ich in den ersten Monaten meiner Tätig­
keit als Generalsekretär der Pressearbeit geschenkt. Hein Ziel war 
es, die Beziehungen der Bundesgeschäftsstelle zur Presse auszu­
bauen und dabei vor allem auch auf den Abbau der Vorurteile hin­
zuwirken, die gegenüber dem Konrad-Adenauer-Haus im besonderen 
und unserer Parteiarbeit im allgemeinen bestehen. Zahlreiche Hin­
tergrundgespräche, Redaktionsbesuche, aber auch Einzelgespräche 
haben mich, liebe Freunde, davon überzeugt, daß es durchaus mög­
lich ist, die Widerstände zu übervjinden, auf die die CDU in der 
verfaßten öffentlichen Meinung vielerorts stößt. 

(Vereinzelt Beifall) 

Sie haben mich aber auch davon überzeugt, daß der Bereich der 
uns vfohlgesonnenen Presse weit größer ist, als vir selbst es oft 
annehmen. 
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Manclies von dem, was wir in der Presse als unfreundlich empfinden, 
beruht nicht auf Überzeugung, sondern auf der Neigung, dem allge­
meinen Trend zu folgen. Auch die Vertreter der öffentlichen Mei­
nung" lassen sich nicht nur von dem hohen Maß an Rationalität leiten, 
das sie gern für sich in Anspruch nehmen. Wir sollten deshalb bei 
allem Respekt vor der Presse und ihrer Macht nicht vergessen: Die 
verfaßte Meinung ist auch auf -uns angewiesen. Die CDU als große, 
bedeutende und älteste Volkspartei in unserem Lande 

(vereinzelt Beifall) 

hat durchaus Grund, mehr Selbstbewußtsein im UmgajiK mit der Vierten 
Gewalt zu zeigen, als sie es oft tut. 

(Beifall) 

Nicht alle Vertreter der öffentlichen Meinung, liebe Freunde, 
die den Ruf der Unfehlbarkeit genießen, sind wirklich unfehlbar. 

(Erneuter Beifall) 

Man kann das Gegenteil beweisen. 
Im Zusammenhang mit der kommunalpolitischen Arbeit hat uns schließ­
lich ein Thema beschäftigt, das insbesondere mit der letzten Bundes­
tagswahl an Aktualität gewonnen hat, das Thema der sogenannten Bür­
gerinitiativen. Dabei müssen wir zwei Arten von Initiativen unter­
scheiden: das offene Engagement von Bürgern, die uns nahestehen 
und die für die CDU eintreten wollen, und die Versuche von Bürgern, 
lokale oder regionale Mißstände durch Bürgerinitiativen aufzu­
decken und abzustellen, weil die Behörden und Verwaltungen auf nor­
male Mittel der Abhilfe nicht reagieren. 

Die Partei sollte die Bereitschaft der Bürger z\im Engagement in 
beiden Bereichen nutzen. Dabei übersehe ich nicht, daß die organi­
sierte oder spontane Initiative, die unter Umgehung der parlamen­
tarischen Institutionen den Anspruch erhebt, auf bürokratische 
EntScheidungsprozesse Einfluß zu nehmen, auch zu einer Gefährdung 
der demokratischen Entscheidungs- und Kontrollprozesse führen kann. 
Gerade deshalb jedoch darf man solche Entwicklungen nicht sich 
selbst überlassen. Aufgabe einer Volkspartei muß es sein, Initi­
ativen dieser Art aufzufangen und damit in Bahnen zu lenken, die 
den Vorstellungen von einer demokratisch kontrollierten Regierung 
auf allen Ebenen lonseres Landes entsprechen. 

Wir machen damit - tmd das ist mir wichtig - zugleich deutlich, daß 
wir von unseren Mitgliedern und Ereiinden nicht nur die passive 
Unterstützung der Parteiarbeit durch Mitgliedschaft, Beiträge und 
Spenden, sondern auch den aktiven Einsatz für die Ziele vmd Ideale, 
für die lonsere Partei steht, erwarten. 

(Vereinzelt Beifall) 

Unsere Mitglieder wollen nicht nur in Karteien verwaltet, sie wol­
len von der Partei in Pflicht genommen werden. 

(Beifall) 

Die Bereitschaft der Bürger zur Übernahme von Verantwortung, zur 
Mitgestaltung ihrer Umwelt, zum Einsatz für den Nächsten, zur 
Solidarität für die Gemeinschaft ist weit größer, als wir glauben. 
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Lassen Sie uns den Mut haben, diese Bereitschaft herauszufordei-n.. 
Die Zahl derer, die diese Herausforderung annehmen werden, wird 
ein besserer Bev/eis für die Lehensfähigkeit unserer Demokratie sein 
als alle Reden, die vür zu diesem Thema halten können. 

(Beifall) 

Im Mittelpunkt unserer Arbeit in den letzten V/ochen stand natur­
gemäß die Vorbereitung des Hamburger Parteitages. Lassen Sie mich 
dazu zunächst ein persönliches Wort sagen. Wir haben uns in den 
letzten Wochen bei der Diskussion der Hamburger Themen nicht immer 
sanft angefaßt und haben manchmal das Maß überschritten, das auch 
in harten Auseinandersetzungen eingehalten vjerden sollte. 

(Vereinzelt Beifall) 

Die einen haben die Redlichkeit, die anderen den Verstand ihrer 
Diskussionsgegner bezweifelt. 

(Heiterkeit, Beifall und Hört-hört-
Rufe) 

Soweit ich beteiligt war, 

(erneute Heiterkeit) 

habe ich Hans Katzer - stellvertretend für alle Betroffenen -
mein Bedauern ausgesprochen. 

(Beifall) 

Ich möchte das hier in aller Form v/iederholen. 

(Erneuter Beifall) 

Mir liegt daran, daß im Wortgetümmel nicht die persönliche Hoch­
achtung verlorengeht, die ich gerade für Hans Katzer empfinde. 

(Erneuter Beifall) 

Der Parteitag, liebe Preunde, sollte allen Beteiligten den guten 
Willen attestieren, der sie in der Leidenschaft der Diskussion 
getrieben hat. Er vriirde damit zugleich der Aufforderung unseres 
Vorsitzenden folgen und einen Strich unter den persönlichen 
Teil der Debatte ziehen, die uns, ungeachtet aller Meinungsver­
schiedenheiten, in der Sache ein großes Stück vjeitergebracht hat. 

(Beifall) 

Der Hamburger Parteitag wurde vom alten Bundesvorstand beschlossen. 
Die Auswahl der Themen stand fest, als die neue Führung im Juni 
gewählt vnirde. Pur uns stellte sich damit die Aufgabe, vorgegebene 
Themen, die zum größten Teil schon in ausführlichen Kommissions­
berichten behandelt waren, zu übernehmen und zu einem Ganzen zu 
verbinden. Andere wichtige Prägen - wie die Strukturveränderimgen, 
die sich aus dem veränderten Verhalten der Entv/icklungsländer gegen­
über Europa ergeben, v>ie die Auswirkungen von Verknapp-ungserschei-
nungen auf unsere Wirtschaftsordnung und auf die Punktionsfähig­
keit der Marktwirtschaft, v/ie die Gastarbeiterfrage, die immer 
mehr als ein innenpolitisches Problem erkennbar wird - konnten 
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in den Arbeitsplan des Parteitages nicht mehr aufgenommen werden, 
obwohl ich meine, daß gerade dies Themen sind, über die unsere Partei 
bald diskutieren muß und die auf politische EntscheidiAngen warten. 

(Beifall) 

Man hat uns in den letzten Wochen wegen der Themenwahl für den 
Hamburger Parteitag oft den Vorwurf gemacht, wir diskutierten 
die falschen Themen zur falschen Zeit. 

Gute Freimde haben uns den Rat gegeben, uns nicht über einen Ge­
genstand zu entzweien, dem in den Augen der Öffentlichkeit nur 
•geringe Bedeutung zukomme und den wir zur Zeit gesetzgeberisch oh­
nehin nicht gestalten können. 

(Beifall) 

Ich bin der Auffassung, daß wir in Hamburg nicht über die falschen 
Themen diskutieren. 

(Beifall) 

Die Fragen, die uns der Zwischenbericht der Grundsatzkommission 
stellt: soziale Dienste, die Arbeitswelt, der Sinn der Freizeit, 
das Verhältnis zum Staat, sind alles Themen, die unsere politische 
Zukunft auf das unmittelbarste beeinflussen werden. Aber auch die 
vier großen Einzelthemen, die wir uns vorgenommen haben, sind von 
entscheidender Bedeutung. Bei allen handelt es sieb um Reformkon­
zepte großer Tragweite. Es sind zugleich Fragen, die auch die so­
genannte Regierung der inneren Reformen für sich beansprucht hat, 
die sie längst hätte erledigen müssen, wenn es um ihren Koalitions­
konsensus so gut bestellt wäre, und die jetzt nach vierjähriger 
Amtszeit immer noch unerledigt sind. Vieles, liebe Freunde, spricht 
nach diesen Erfahrungen dafür, daß die insgesamt sieben Jahre SPD-
FDP-Koalition, die wir ihr allenfalls zubilligen, als die sieben 
mageren Jahre in die Nachkriegsgeschichte der Bimdesrepublik 
Deutschland eingehen werden. 

(Lebhafter Beifall) 

Die Themen eines Parteitages sind so gut wie das, was der Partei­
tag aus ihnen macht. Wir v;erden die Themen des Parteitages nutzen, 
um sie zu Bausteinen unserer politischen Strategie zu formen. Die 
Kommissionen im Bereich Bodenrecht, Vermögensbildung und berufli­
che Bildung-haben dafür hervorragende Arbeit geleistet. Ich möch­
te =in dieser Stelle auch den Vorsitzenden der Kommissionen und den' 
Mitgliedern den besonderen Dank für diese Arbeit aussprechen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, alle Themen stehen im Zusammenhang mit der Zeiten­
wende, die sich in unseren Tagen so eindrucksvoll vollzieht und 
die das Ergebnis eines langjährigen innenpolitischen Strukturwan­
dels und einer neuen Entwicklung in der Weltpolitik ist. Die Ge­
sellschaft der Bundesrepublik hat sich zu einer selbstbewußten 
pluralistischen offenen Arbeitnehmergesellschaft entwickelt. Was 
zur Zeit der Gründervorstellungen der CDU, zur Zeit des Ah3ener 
Programms und der Düsseldorfer Leitsätze von 19^9 niemand für mög­
lich gehalten hat, ist eingetreten: eine Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung, in der sich der Traum des Vierten Standes von der 
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Emanzipation und Selbständigkeit praktisch A^erwirklicht hat, in 
der die Hoffnung auf die demokratische Herrschaft Wahrheit gewor­
den ist. Zum erstenmal in der Geschichte unseres Landes besitzt 
die überwiegende, die überwältigende Mehrheit unseres Volkes die 
politischen, wirtschaftlichen, geistigen und kulturellen Voraus­
setzungen für Freiheit, Vielfalt und Selbständigkeit. 

(Beifall; 

Dies ist nicht nur das Vez-dienst dieser Partei und nur dieser Par­
tei, es ist vor allem auch das Verdienst Ludwig Erhards. 

(Starker Beifall) 

Die tatsächliche wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick­
lung, meine .Freunde, ist damit in vielfältiger Weise der Entwick­
lung unseres politischen Denkens, unserer politischen Institu­
tionen und den Strukturen unserer Gesellschaft vorausgeeilt. Un­
ser politisches Ziel wird es sein, die Realität unserer Politik 
mit der Realität dieser Entwicklung in Einklang zu bringen. Unse­
re Aufgabe ist es, die Wirtschaftsverfassung und die Wirtschafts­
ordnung unseres Landes der neuen Lage anzuoassen. Berufsbil­
dung, Vermögensbildung und Unternehmensrecht sind drei Bereiche, 
die der rechtlichen Gestaltung dieser Entwicklung dienen und sie 
damit gleichzeitig weiter vorantreiben. Dabei gilt es - und das 
ist entscheidend -, stets zwischen den großen Alternativen zu 
entscheiden, die unsere politischen Auseinandersetzungen beherr­
schen, ob wir den selbständigen Bürger in verantworteter Frei­
heit oder den vervjalteten Menschen wollen, ob v;ir die Kenntnisse 
der modernen Wissenschaft nutzen, um die Zahl der Alternativen 
für den Bürger zu vergrößern oder um seine Verwaltung und Beherr­
schung zu perfektionieren, ob wir die Chance für Freiheit, Wohl­
fahrt und Wohlstand des Volkes für den Bürger nutzbar machen oder 
für diejenigen, die ihn vervjalten und ihm damit seine Freiheit 
nehmen wollen. 

(Beifall) 

Die Themen unseres Parteitages sind sämtlich Antworten auf die 
erste, auf die freiheitliche Alternative. Dies gilt nicht nur für 
das Unternehmensrecht, zu dem ich morgen aus Anlaß der Begründung 
der Vorlage des Bundesvorstandes sprechen werde, dies gilt ebenso 
für die Vermögensbildung, für die berufliche Bildung und das Bo­
denrecht. Die Vermögensbildung hat die Union als politische Aufga­
be gestaltet, sie hat mit dem 312-DK-Gesetz den Gewerkschaften das 
Angebot gemacht, über Tarifverträge in die Vermögensbildung ein­
zutreten. Die Gewerkschaften haben dieses Angebot nach langem Zö­
gern angenommen. Heute existieren fast 15 Millionen Verträge mit 
einer jährlichen Sparsumme von fast 8 Milliarden DM. Würde eine 
SPD-Regierung, die Regierung einer sogenannten Arbeitnehmerpartei, 
durch ihre Inflationspolitik nicht einen v.'ichtigen Teil dieser 
Vermögen vjieder in Frage stellen, so könnten wir heute eine wahr­
lich eindrucksvolle Veränderung in der Einstellung der Bevölke­
rung zur Vermögensbildung registrieren. 

(Beifall) 

Mit den Vorlagen für diesen Parteitag macht die Union den beiden 
Wirtschaftspartnern erneut d.as Angebot, die gesellschaftliche Ent­
wicklung durch Betriebsvereinbarungen oder tarifvertragliche Ab-
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macliungen voranzutreiben. Sozialisten pflegen solche Entwicklun­
gen durch Gesetz zu befehlen. Wir sind der MeinunR, daß die Men­
schen selbst das Recht haben müssen, gesellschaftspolitische Ent­
wicklungen in Gang zu setzen und zu gestalten. Das Maß der Alter­
nativen in einer Gesellschaft ist das Maß ihrer Freiheit. 

(Beifall) 

Die Vermehrung der Wahlmöglichkeiten bleibt aber wirkungslos, 
wenn die Menschen sie nicht nutzen können. Also muß ihre Ausbildung 
entsprechend gestaltet werden. Mit der Vorlage zur Bildungspolitik 
nimmt die CDU diese Aufgabe in Angriff. 

Sie bedeutet zugleich eine Neuregelung im Bereich der bildungspo­
litischen Präferenzen. Wir haben in den letzten Jahren zu viel über 
theoretische und zu wenig über praktische Ausbildung nachgedacht. 

Diese Entwicklung hat zu einer überproportionalen Ausdehnung der 
Aufwendungen für den universitären Bereich und zu einer sträf­
lichen Vernachlässigung der beruflichen Bildung in den öffent­
lichen Haushalten geführt. 

(Beifall) 

Damit sind gerade auch von denjenigen, die das Wort von der 
Chancengleichheit der Arbeiterkinder ständig im Mund führen, 
Entwicklungen gefördert und vorangetrieben worden, die die Bil­
dungskluft zwischen einer privilegierten, durch falsch verstan­
dene Autonomie vor jeder Leistungskontrolle geschützten Minder­
heit und der breiten Mehrheit der ju-ngen Menschen ständig ver­
größern, die ihre Bildung von der beruflichen Ausbildung er­
warten müssen. 

(Beifall) 

Heute setzt sich die Erkenntnis durch, daß in einer arbeits­
teiligen Industriegesellschaft auch ein besseres und chancen­
gerechtes Bildungssystem kein Volk von leitenden Angestellten 
produzieren kann. Das Bedürfnis nach Bildung ist nicht nur ein 
Problem der beruflichen Bildung, sondern auch der allgemeinen 
Entfaltung des Menschen. 

(Beifall) 

Neben den drei Kommissionen für die Themen unseres Parteitags, 
meine Freunde, hat der alte Bundesvorstand weitere Kommissionen 
gebildet. Sie befassen sich mit den Themen Sozialdienste, Jugend, 
Frauen, mit Problemen der Steuerpolitik und der Familienpolitik 
sowie mit dem Thema Medienpolitik. Mit den Themen dieser Kommis­
sionen sind zugleich die Aufgaben angesprochen, die nach dem 
Parteitag auf -uns warten. Lassen Sie mich deshalb zum Schluß noch 
einiges zu diesen Aufgaben sagen. 

Erste Aufgabe der Bundesgeschäftsstelle und des Generalsekretärs 
wird es nach dem Parteitag sein, die Ergebnisse unserer Bera­
tungen der breiten Öffentlichkeit bekanntzumachen. Die Bewälti­
gung dieser Aufgabe ist nicht nur ein technisches, sondern auch 
ein Problem unserer politischen Sprache. 

(Beifall) 
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In vielen Gesprächen in Landes- und Kreisverbänden "bin ich immer 
v/ieder auf die "Frage gestoßen, o"b es nicht möglich sei, unsere 
Politik so darzustellen, daß unsere politischen Aussagen auch 
ohne umfangreiche Kommentare verständlich sind. 

(Beifall) 

Nicht nur die Berichte unserer Kommissionen, sondern auch die An­
träge der Gliederungen unserer Partei zu diesem Parteitag zeigen, 
wie schwierig es ist, politische Aussagen zu komplizierten Sach­
verhalten so klar und eindeutig zu machen, daß sie sich gewisser­
maßen selbst erklären. Der politische Erfolg unserer Partei wird 
entscheidend davon abhängen, ob es uns gelingt, eine Sprache zu 
finden und zu praktizieren, die unsere Sprache ist. 

(Beifall) 

Sprache, liebe Preunde, ist nicht nur ein Hittel der Kommuni­
kation, V/ie die Auseinandersetzung mit der Linken zeigt, ist 
Sprache auch ein wichtiges Mittel der Strategie. Was sich heute 
in unserem Land vollzieht, ist eine Eevolution neuer Art. Es ist 
die Revolution der Gesellschaft durch die Sprache. Die gewalt­
same Besetzung der Zitadellen staatlicher Macht ist nicht länger 
Voraussetzung für eine revolutionäre Umwäl^.ung der staatlichen 
Ordnung. Revolutionen finden heute auf andere Weise statt. Statt 
der Gebäude der Regierungen werden die Begriffe besetzt, mit denen 
sie regiert, 

(Beifall) 

die Begriffe, mit denen wir unsere staatliche Ordnung, unsere 
Hechte und Pflichten und unsere Institutionen beschreiben. Die 
moderne Revolution besetzt sie mit Inlialten, die es uns unmöglich 
machen, eine freie Gesellschaft zu beschreiben, und es damit auch 
unmöglich machen, in ihr zu leben. 

Die neuen Begriffe verlieren die Fähigkeit, Lebenssachverhalte 
als Sachverhalte menschlicher Solidarität zu beschreiben. Die 
hessischen Rahjiienrichtlinien in der Gesellschaftskunde sind ein 
hervorragendes Beispiel dafür, daß man "mütterliche Liebe" in 
"klassenkäiapferische Konflikte" umdeuten kann. 

(Beifall) 

Wenn v;ir dieser Sprache folgen, dani verlieren wir die Fähigkeit, 
unsere Solidarität auszudrücken, und damit die Möglichkeit, unsere 
Probleme solidarisch zu lösen. V/as dies angesichts neuer Konflikte 
bedeuten kann, kann nur derjenige ermessen, der sich daran er­
innert, w±e sehr wir vor 25 Jahren auf Solidarität angewiesen 
waren, als wir dieses Land v;iederaufbauten. 

(Beifall) 

Deshalb, meine Freunde, ist die Auseinandersetzung mit der poli­
tischen Sprache von so großer Bedeutung. V/ir erleben heute eine 
Revolution, die sich nicht der Besetzung der Produktionsmittel, 
sondern der Besetzung der Begriffe bedient. Sie besetzt Begriffe 
und damit die Information in der freien Gesellschaft, indem sie 
die Medien besetzt, die Stätten also, in denen das vfichtigste Pro­
dukt einer Freiheit hergestellt wird: die politische Information. 



Wir müssen wieder den Mut haben, auch in der Politik deutsch zu 
sprechen. 

(Lebhafter Beifall) 

Wer unklar spricht, hat entweder nichts zu sagen oder etwas zu 
verheimlichen. 

(Beifall) 

Unsere Argumente sind gut; sie vertragen eine klare Sprache. 

(Beifall) 

Wer klar spricht, braucht keine Räte, die mitbestimmen, was er 
wirklich sagen will. 

(Beifall) 

Konrad Adenauer hatte die einfache Sprache. 

(Beifall) 

Die Verwalter der politischen Sprache haben sich über ihn mokiert. 
In Wirklichkeit waren sie verzweifelt, weil Adenauer sie nicht als 
Übersetzer brauchte. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall) 

Die politische Sprache, liebe Freunde, gibt auch Auskunft über 
ihr Verhältnis zur Umwelt. Ich möchte hier stellvertretend für 
alle anderen Fragen, die in diesen Zusammenhang gehören, unser 
Verhältnis zur Jugend ansprechen. Vor einigen Tagen hat der Gene­
ralsekretär der CDU als Mitglied der rechtswissenschaftlichen 
Abteilung der Ruhruniversität in Bochum gesprochen. Im größten 
Hörsaal der Universität haben wir über Chile und Fragen der Recht­
mäßigkeit politischer Revolutionen diskutiert. Diese Diskussion 
V7ar ein beglückendes Erlebnis. Die jungen Menschen hören uns wie­
der zu. Die Zeiten sind vorbei, in denen man glaubte, der CDU 
nicht zuhören zu müssen, weil man annahm, sie habe nichts zu 
sagen. Heute ist die Chancengleichheit der Argumente wieder ge­
geben. Dajnit haben wir die Jugend noch nicht als Mitglieder oder 
Freunde gewonnen, aber als Diskussionspartner. 

(Beifall) 

Diese Entwicklung berechtigt uns zum Optimismus; denn unter sonst 
gleichen Bedingungen sind unsere Argumente allemal die besseren. 

(Beifall) 

Für die weitere Entwicklung unseres Verhältnisses zu den jungen 
Menschen ist es entscheidend, welche Chancen wir ihnen einräumen 
und v/elche Aufgaben wir für sie haben. So wichtig der Beitrag zur 
Theoriediskussion ist, so bedeutsam sind die Initiativen, die im 
grundsätzlichen geleistet werden. Das breite Engagement der Jugend 
für unsere politischen Ziele wird entscheidend davon abhängen, 
welche Aufgaben wir der Jugend stellen und v/elchen Raum v/ir ihr 
für eigene Aufgabenstellung und Aufgabenbewältigung einräumen. 
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Junge Menschen wollen niclit nur diskutieren, sie wollen aucti 
handeln. Sie wollen ihr Lehen nicht nur theoretisch, sie wollen 
es auch praktisch gestalten, und sie wollen etwas tun, was durch 
die Älteren nicht schon "besetzt, verordnet, geregelt und damit 
erledigt ist. 

Weite Bereiche in unserer Gesellschaft bieten sich für solche 
Initiativen an: Die Konununalpolitik, der Dienst am Nächsten, die 
Arbeit in der Schule, sinnvolle Gestaltung der Freizeit sind nur 
einige davon; Aufgaben allemal, in denen sich junge Menschen in 
unserer Partei bewähren können und, indem sie sich bewähren, da­
zu beitragen, daß CDU nicht nur für Honoratioren, nicht nur für 
Zugang zu politischen Ämtern, nicht nur für die 'Bildung von Mehr­
heiten im Bund, sondern daß CD'J, auch als Symbol für aktive, in 
verantworteter Freiheit handelnde Bürger steht. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich zum Ende kommen. Noch eine Aufgabe will ich er­
wähnen, die mir von besonderer Bedeutung erscheint: die Siche-
'rung der Sozialen Marktv/irtschaft unter neuen Bedingungen. Wenn 
die Entwicklungen, die sich in der Jüngsten Energiekrise ab­
zeichnen, Realität werden, so wird sich unsere freiheitliche 
Wirtschaftsordnung zum erstenmal nicht im Überfluß, sondern im 
Zustand des Mangels bewähren müssen. Ziim erstenmal wird sich 
zeigen, ob wir in unserem Lande unter wirtschaftlicher Freiheit 
mehr verstehen als das Recht, in Daunenbetten frei zu sein. 

(Beifall) 

V/ohlstand ist eine wichtige Voraussetzung für Freiheit, aber 
Freiheit muß auch da.nn möglich sein, wenn der V/ohlstand gefährdet 
ist. 

(Beifall) 

Nur dann hat eine freie Ordnung einen Sinn. So sind wir aufge­
rufen, gerade jetzt das große Erbe unserer Partei, das Wissen 
um die Möglichkeit einer freien Gesellschaft, zu verteidigen, 
indem v/ir es ständig neu gestalten. 

Unsere Freiheit ist nicht aus Wohlstand geboren. Sie hat ihre 
Wurzel in dem V/issen, in dem Schmerz und in der Erfahrung der 
Unfreiheit. Sie bezieht ihre Kraft aus unserem gemeinsamen 
Glauben an den Menschen und aus unserer christlichen Geschichte. 
Diese Kraft ist unüberwindlich. Sie wird uns zum Siege führen. 

(Lang anhaltender starker Beifall) 

Dietrich Rollmann, Tagungspräsidium: Wir danken Ihnen, verehrter 
und lieber Herr Generalsekretär, für diesen Bericht, der in sei­
nem Format und in seiner Substanz weit über den landläufigen Be­
richt eines Generalsekretärs hinausgegangen ist. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, v;ir danken unserem General­
sekretär bei dieser Gelegenheit auch für den Mut, für die Kraft 
und die Kreativität, mit der er in der letzten Zeit, in den letz-
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ten wenigen Monaten seiner Amtszeit seit Sommer, das Amt des Gene­
ralsekretärs in unserer Partei wahrgenommen hat. Vielen Dank! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, bevor v;ir nun zum Bericht des Eundesschatz-
meisters kommen, möchte ich erst einmal die Landes- und Bezirksge­
schäftsführer von Nordhaden, Südbaden, Württemberg-Kohenzollern, 
Westfalen, Hessen, Eheinland, Schleswig-Holstein, Berlin, Hamburg 
und der Exil-CDU darum bitten, sofort das Tagungsbüro aufzusuchen. 

Weiterhin möchte ich dann in unserer Mitte sehr herzlich willkom­
men heißen Herrn Staatssekretär a.D.Dr. Sonnemann, den Präsiden­
ten des Deutschen Eaiffeisenverbandes, einen alten Freund von uns. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir haben im Anschluß an den Bericht des 
Bundesschatzmeisters, der jetzt gleich folgt, eine Generaldebatte 
vorgesehen über die Berichte von Kar] Carstens und Kurt Bieden­
kopf. Ich möchte jetzt schon darum bitten, daß dem Präsidium Wort­
meldungen heraufgereicht vjerden. 

Meine Damen und Herren, ich darf dem Bundesschatzmeister, Herrn 
Kiep, das Wort für seinen Bericht geben. 

Walter Leisler Kiep (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Die Sat­
zung ixnserer Partei zwingt mich dazu, Ihnen an dieser Stelle einen 
Bericht über das Geschäftsjahr 1972 zu geben. Dieser Bericht 
schließt sich unmittelbar an denjenigen an, den ich Ihnen auf un­
serem letzten Parteitag in Bonn gegeben habe. Er bezieht sich auf 
die Entwicklung und Situation der Finanzen unserer Partei im Jah­
re 1972. 

Dieses Berichtsjahr, das Jahr 1972, stand im Zeichen der Finanzie­
rung unseres Bundestagswahlkampfes. Die letzten abwicklungstech­
nischen Arbeiten wurden im Sommer und Kerbst dieses Jahres been­
det. Ich kann Ihnen heute berichten, daß die Finanzierung dieser 
Bundestagswahl abgeschlossen ist. 

(Beifall) 

Die für die Zwischenfinanzierxing aufgenommenen Kredite konnten wir 
vereinbarungsgemäß bis zum Jo. September dieses Jahres abwickeln. 

(Beifall) 

Dieses erfreuliche Ergebnis, meine Damen und Herren, war nur mög­
lich durch eine sehr enge und ungewöhnlich vertrauensvolle und gu­
te Zusammenarbeit auf allen Ebenen der Partei und durch die tat­
kräftige riithil^o nicht nur -unserer Mitglieder, sondern weiter 
Kreise der Bevölkerung. 
Ich möchte dafür hier an dieser Stelle, sicherlich auch in Ihrer 
aller Namen, herzlichen Dank sagen. 

(Beifall) 

Zu diesem Erfolg gehört auch, daß es trotz des Wahlkampfes und 
der damit verbundenen besonderen Aufgaben gelungen ist, die frü-
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her übernommenen Schulden erheblich, nämlich ntmmehr lua mehr als 
die Hälfte, zu reduzieren. 

(Beifall) 

Neine Freunde, die finanziellen Aufgaben, die Jetzt vor uns lie­
gen, sind um nichts geringer als die Aufgaben des Jahres 1972. 
Wenn unser Generalsekretär Kurt Biedenkopf vorhin davon sprach, 
daß er sich vom ersten Tag der Übernahme seines Amtes an auf die 
Biindestagswahl 1976 vorbereitete und auf die Erreichung des ge­
setzten Zieles hingearbeitet habe, so gilt das in gleicher Weise 
auch für die Finanzierung der Bundespartei. Neben der notwendigen 
endgültigen Konsolidierung ist die Vorbereitung dieser großen po­
litischen Auseinandersetzung vorrangige Aufgabe. Die Vorberei­
tungen dürfen nicht erst im Wahljahr beginnen; sie müssen schon 
heute anfangen. Wir werden auch diese Aufgabe lösen können, wenn 
wir in dem gleichen Geist, der uns bei der Lösung der Aufgaben 
des Jahres 1972 beseelt hat, auch jetzt wieder gemeinsam vorge­
hen. Zusajnmen mit dem Generalsekretär werde ich mir erlauben, 
der Partei schon in aller Kürze Vorschläge darüber zu unterbrei­
ten, wie wir die Finanzierung unserer Bemühungen auf allen Ebe­
nen der Partei auf eine breitere und eine sichere Grundlage für 
die Zukunft stellen können. 

(Beifall) 

Dietrich Eollmann, Tagungspräsidiiim: Herr Bundesschatzmeister, 
haben Sie vielen Dank für diesen Bericht und für Ihren unermüd­
lichen Einsatz für die Finanzierung der Christlich Demokratischen 
Union gestern, heute und morgen. 

(Beifall) 

Wir treten nionmehr in die Generaldebatte ein. Als erster Redner 
hat unser Freund Dr. Gerhard Stoltenberg das Wort. 

Dr. Gerhard Stoltenberg: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Unser Vorsitzender, Helmut Kohl, hat heute morgen in seiner Er-
öffniingsansprache hervorgehoben, daß neben den großen gesell­
schaftspolitischen Programmdebatten von vielen unserer Freunde 
und einer weiteren Öffentlichkeit mit Interesse Aussagen dieses 
Parteitages zur aktuellen wirtschaftlichen und politischen Situ­
ation erwartet werden, insbesondere angesichts der großen Sorgen, 
der neuen Schwierigkeiten und der Spannungen dieser Tage und 
Wochen. Dies ist es, wie ich meine, in der Tat, was viele unserer 
Freunde, aber auch viele politisch Andersdenkende heute von dem 
Parteitag einer großen Partei erwarten müssen. 

(Zustimmung) 

Nachdem die Freien Demokraten dies vor wenigen Tagen in einer 
Schau der Selbstgefälligkeit versäumt haben, sollten wir diesen 
Fehler nicht wiederholen. Deshalb haben die Mitglieder des Prä­
sidiums und andere Delegierte Ihnen einen Antrag zu den aktuellen 
Fragen der Konjunkturpolitik inad zur Energiekrise vorgelegt, den 
ich hier begründen möchte. Die Frage der wirtschaftlichen Stabi­
lität - wirtschaftliche Stabilität ist die Voraussetzung für Re­
form und sozialen Fortschritt - ist seit 1959 auf Grund der stei­
genden Inflationsraten ein Sohlüsselthema in der Auseinander­
setzung über die Lage in unserem Lande geworden. Wir haben diese 
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Frage im vergangenen Jahr in das Zentrum der Wahlauseinander­
setzung gerückt und damals mit unseren Forderungen und unserer 
Kritik nicht den erwarteten Erfolg gefunden. Einer unserer Freun­
de hat vor einem Jahr kurz nach der Wahl gesagt: Wir haben nicht 
recht erhalten, aher wir werden voraussichtlich recht hekommen. 
Diese Feststellung kann man heute unterschreiten, denn das Jahr 
1975 hat eine zunehmende Verschärfung -und Verschlechterung der 
Lage gebracht. Immer mehr Menschen aus immer mehr Berufen spüren 
jetzt im eigenen Lebensbereich die Härten einer anhaltenden In­
flation. Es bedurfte der wachsenden Unruhe in den Betrieben, es 
bedurfte erster wilder Streiks, bis eine zunächst zu selbstge­
fällige Bundesregierung endlich handelte und ein Program-n vor­
legte. 

Aber auch nach der Vorlage dieses Programms blieb das Verhalten 
der Bundesregierung widerspruchsvoll. Auf der einen Seite wurde 
Preisdämpfung das erklärte Ziel, d.h. die Zurückhaltung der Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer in ihren Forder-ungen. Auf der anderen 
Seite hat sich die Bundesregierung in den letzten Monaten als der 
größte Preistreiber erwiesen, den es in unserem Lande überhaupt 
gibt. 

(Beifall) 

In keinem Bereich der Wirtschaft waren im vergangenen Jahr so 
starke, massive Preiserhöhungen zu verzeichnen wie im Bereich 
des Staates. Die vollkommen unsinnige, von uns abgelehnte Erhö­
hung der Mineralölsteuer mit einem Volumen von 1,6 Millionen DM 
und die vor wenigen Wochen unter dem Vorzeichen erheblicher In­
flationsraten gefaßten Beschlüsse des Kabinetts, die Postgebüh­
ren um 3,5 Milliarden DM zu erhöhen, sind die herausragenden 
Ergebnisse dieses FehlVerhaltens. Man muß sich, wenn man diese 
die Postgebühren betreffenden Beschlüsse bewertet, in der Tat 
fragen, wo Herr Ehmke eigentlich gefährlicher für die deutsche 
Politik ist: im Bundeskanzleramt oder im Postministerium. 

(Beifall) 

Der verspätet eingeleitete und deswegen um so härtere Eestrik-
tionskurs hat bis jetzt leider keine Tendenzwede gebracht. Bundes­
finanzminister Schmidt irrte, als er den saisonbedingten gering­
fügigen Rückgang des Indexes auf 6,5 % im Spätsommer bereits 
als einen Erfolg pries. Was für eine erstaunliche Umkehrung der 
Perspektive: Meine Freunde, als wir 1966 unter Ludwig Erhard nach 
einer langen Periode der Stabilität und des wirtschaftlichen Auf­
schwunges für kurze Zeit Preiserhöhungsraten von 5 bis 5 1/2 % 
hatten, war dies in der Sprache der SPD ein Skandal. Dieselbe 
Partei will heute den Wählern erklären, daß eine Steigeriuag der 
Rate für die Lebenshaltungskosten von 6 1/2 % ein Erfolg sei. 
Dies ist eine Veränderung der Maßstäbe, die nicht nur wir ganz 
entschieden ablehnen und bekämpfen müssen. 

(Beifall) 

Dieses Jahr ist von dem Versuch der Sozialdemokraten bestimmt 
gewesen, von der eigenen Verantwortung abzulenken, sichtbar 
etwa in der sogenannten Gelben-Punkt-Aktion. 1966 war für die 
SPD und auch die überwiegende öffentliche Meinung die Verantwor­
tung für Schwierigkeiten klar. Die Verantwortung lag bei der 
Bundesregierung. Heute halten die Sozialdemokraten alle für ver-
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antwortlich, allen voran die Unternelimer, nur nicht die Bundes­
regierung. Auch hier giht es eine Umlcehrung der Werte und Begrif­
fe, der wir widersprechen müssen. 

(Beifall) 

Man kann den Sozialdemokraten nur raten, ihre mißglückte Gelbe-
Punkt-Aktion einzustellen oder sie, wenn sie weitergeführt wird, 
in ein Schwerpunktprogramm gegen die Preispolitik der eigenen 
Regierung umzuwandeln, anstelle weiterhin Einzelhändler, Hand­
werker, Mittelständler, Unternehmer für diese Entwicklung haft­
bar machen zu wollen. 

Was ist notwendig? Die Tatsachen müssen auf den Tisch. Die Lage 
ist im Herbst kritisch lond gefährlich geworden. Wir spüren seit 
Wochen, daß die Inflation nicht Arbeitslosigkeit verhindert, wie 
Helmut Schmidt vor der Bundestagsweihl sagte. Die Inflation bringt 
uns Arbeitslosigkeit! Schon Ende Oktober, vor dem Einsetzen der 
Energiekrise, hatten wir erhebliche regionale und sektorale Ein­
brüche in die Beschäftigung zu verzeichnen - und dies bei z-unächst 
anhaltender Hochkonjunktur in anderen Bereichen der Wirtschaft. 
Die Arbeitslosenzahlen in manchen Teilen der Bundesrepublik - so 
auch in bestimmten Gebieten der Länder Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen - lagen Ende Oktober um über 2 % höher als in den 
entsprechenden Monaten des Jahres 1966. Die Herren Scheel und 
Eriderichs machen, es sich zu leicht, wenn sie auf dem Wiesbade­
ner Parteitag davon sprechen, es handle sich luii den Zusammenbruch 
von sogenannten Konjunktui^rittern und Ko-ijuiikturlöwen. 

Nein, neben leichtfertig aufgebauten Firmen, die hiervon betroffen 
sind, geht es heute um die Existenz von Tausenden solider mittel-
ständisoher Unternehmer, die die Doppelwirkung von Restriktion 
plus Inflation in ihrem Lebenskreis kaum noch ertragen. 

(Beifall) 

Insofern sind die Aussichten für den V/inter ernst. Sie vjerden nun 
ohne Zweifel in dramatischer Weise verschärft durch die Energie­
krise dieser Wochen. Seit etwa 10 Tagen, meine Ereunde, zeichnet 
sich eine veränderte konjunkturpolitische Lage ab, in wichtigen 
Elementen erkennbar, in anderen erst in Umrissen sehbar. Zu der 
Verbindung von Inflation und verspätet eingeleiteter Restriktions­
politik kommt als drittes die Energiekrise. Insofern müssen wir 
heute befürchten, daß wir wohl vor dem sohvjersten Winter stehen, 
den wir seit über 20 Jahren gehabt haben. 

Notv;endig ist in dieser Situation - und dafür spricht sich unser 
Antrag aus - erstens eine ehrliche Bestandsaufnahme, eine offene 
Darlegung der Tatsachen. Ich glaube, daß die hier von meinen Vor­
rednern gesprochenen kritischen Worte an die Adresse der Bundesre­
gierung berechtigt und zu unterstreichen sind. Eine Regierung, die 
ständig vom mündigen Bürger spricht, muß diesem mündigen Bürger 
auch die V/ahrheit sagen, insbesondere in einer derarc kritischen 
Lage. 

(Beifall) 

Aber der große V/ahlredner Helmut Schmidt schweigt seit Wochen. Von 
ihm sind, neue Äußerungen und Beurteilungen nicht zu hören. Wer zum 
Zeitpunkt der Regierungsbildung um die verantwortlichen Kompeten-
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zen für die Konjunlcturpolitik stritt, muß sie jetzt auch in einer so 
scliwierigen Situation wahrnehmen; er kann nicht auf Tauchstation 
gehen. Der Bundesminister für Wirtschaft redet, aber zu der Ener­
giefrage bisher zum Teil in einer durchaus etwas irreführenden 
Weise. Er macht hei manchen Aussagen im Fernsehen sicher eine gute 
Figur, aber, meine Damen und Herren, bisher nicht viel mehr. 

(Beifall) 

Hier geht es zum zweiten um die Zusammenarbeit im Bundesstaat. Es 
ist ganz klar, daß vor allem in diesen Bereichen der regionalen 
Wirtschaftspolitik und auch der Energiepolitik nur durch Koopera­
tion von Bund und Ländern die notwendigen Maßnahmen eingeleitet 
werden können. Die Sozialdemokraten und die Freien Demokraten soll­
ten die Opposition im Bundestag und die Mehrheit im Bundesrat nicht 
länger als ein lästiges Übel ansehen, sondern als den demokratischen 
Partner und Kontrahenten, der sein Mandat genauso von den Wählern 
hat wie Bonner Koalitionsparteien und dessen Mitwirkung ganz unent­
behrlich in dieser Zeit ist. 

(Beifall) 

Ich sage das aus einem konkreten Grund. Wir haben schon Anfang die-
.ses Jahres im Bundesrat mit sehr großer Mehrheit - auch mit den 
Stimmen sozialdemokratisch regierter Länder - Ergänzungen zum Sta­
bilitätsgesetz beschlossen, vor allem für die notwendige regionale 
Verfeinerung. Wir erwarten, daß sie nun endlich von der Bundestags­
mehrheit aufgenommen werden und daß über diese Vorschläge abgestimmt 
wird. 

Drittens nämlich ist nach meiner Überzeugung in dieser Lage eine 
regionale Differenzierung ganz unvermeidlich und, so problematisch 
und schwierig dies ist, im Rahmen des Möglichen auch eine sektorale 
Differenzierung. 

Wir sind seit Jahren für Stabilität eingetreten. Wir haben den Vor­
rang der Inflationsbekämpfung betont. Dieses Ziel gilt weiterhin.-
Insofern werden wir auch in diesen Tagen nicht leichtfertig die 
Schrittmacher für ein allgemeines Durchstarten sein, weil es in der 
Tat im schweren Zielkonflikt zu astronomischen Inflationsziffern 
führen könnte. Aber genausowenig können wir übersehen, daß es in 
den besonders betroffenen Regionen und Bereichen jetzt um die Exi­
stenz von Tausenden von Betrieben und um die Arbeitsplätze von 
zehn- und vielleicht in Kürze von hunderttausenden Menschen geht. 

(Beifall) 

Deswegen ist nach unserer Überzeugung regionale und sektorale Dif­
ferenzierung notwendig, sektorale Differenzierung naturgemäß mit 
marktwirtschaftlichen Mitteln und nicht etwa als ein Pseudonym für 
Investitionslenkung. 

Viertens, meine Freunde, ist nach unserer Überzeugung eine Kurs­
korrektur im Verhalten des Staates notwendig. Die Möglichkeiten 
zu Entlastungen bei Verbrauchsteuern müssen da geprüft werden, wo 
die Preise erheblich angestiegen sind und wo die zum Teil erhöhten 
Verbrauchsteuern nun den Verbraucher besonders drücken. Dazu gehört 
ohne Zweifel, daß die Bundesregierung unnötige und falsche Beschlüs­
se für Gebührenerhöhungen - wie etwa bei der Post - rückgängig 
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macht und künftige Entscheidungen im Bereich der administrativen 
Preise sorgfältiger und gewissenhafter vorbereitet. 

(Beifall) 

Der fünfte Punkt, den ich hier hervorheben möchte, ist eine grund­
legende Uberarbeitang des Energieprogramms der Bundesregierung. Dies 
wird keine schnellen Wirkungen haben, und es ist keine leichte Auf­
gabe; aber die gegenwärtige Krise macht doch klar, daß wir versu­
chen müssen, eine zu sharke und zu einseitige Abhängigkeit vom Öl 
schrittweise zu reduzieren. Deswegen müssen wir die Beschleunigung 
moderner technologischer Entwicklungen fordern, u. a. auf dem Ge­
biet der Kernenergie, und wir müssen zu einer Neubestimmung der 
Möglichkeiten der Kohle im Rahmen der deutschen Energiewirtschaft 
gelangen. 

(Beifall) 

Die Kohle kann durch die eingetretene strukturelle Verteuerung der 
Energie, die in kurzer Zeit ja kaum korrigierbar ist, auch in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung unter anderen Kostenbedingungen eine 
verstärkte Rolle übernehmen. Hier müssen alle notwendigen Schritte 
eingeleitet werden. 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich glaube, daß wir uns heu­
te auf eine solche Aussage über die Grundsätze und die Schwerpunkte 
beschränken müssen, und daß es notwendig ist, in der Fraktion, im 
Parteivorstand, in den Ausschüssen die Konkretisierung vorzunehmen. 
Ich meine aber auch, daß eine solche grundsätzliche Aussage unver­
zichtbar ist, wenn sich der Parteitag den aktuellen Problemen stel­
len will. Die Hauptverantwortung trägt die Mehrheit in Bonn, trägt 
die Bundesregierung; aber wir müssen in dieser Schicksalsfrage un­
seres Landes bestrebt sein, mit aller Kraft unseren Beitrag zu lei­
sten. 

(Beifall) 

Dietrich Rollmarm, Parteitagspräsidium: Vielen Dank, lieber Herr 
Dr. Stoltenberg! 

Das Wort hat jetzt Peter Lorenz, Landesverband Berlin, zur Begrün­
dung des Antrages Nr. 74, der jetzt verteilt wird. 

Peter Lorenz: Meine Damen und Herren, liebe Freunde, meine Wort-
meldung gilt der Begründung eines Entschließungsantrages meiner 
Berliner Freunde und der Delegierten der Exil-CDU mit Unterstützung 
anderer Delegierter aus anderen Landesverbänden, weil wir glauben, 
daß die deutsche Öffentlichkeit zu diesem Zeitpunkt vom Bundespar­
teitag der CDU auch eine Aussage zur aktuellen innerdeutschen Situ­
ation erwartet. 

(Beifall) 

Viir leben, liebe Freunde, in diesen Tagen in besonderer Weise, 
vjas die Regierenden in der DDE unter Entspannung verstehen. Was 
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wir seit langem 'befürchtet haben-, ist eingetroffen. Kaum hat die 
SED ihre politische Ernte in den Scheuern eingebracht, ka\Mi ist sie 
gleichberechtigtes Mitglied der Vereinten Nationen und allgemein 
anerkajmt, schon tut sie alles, um teils in höchst einseitiger Aus­
legung der geschlossenen Verträge, teils auch unter Verletzung der 
Vereinbarungen möglichst viel von dem wieder zurückzunehmen, was 
sie widerwillig im Viermächteabkommen über Berlin und in den ande­
ren Ostverträgen zugestanden hat. Durch drastische Erhöhung dieser 
Zwangsumtauschquoten verteuert die DDH die Einreise nach OstcBerlin 
•und Mitteldeutschland in einer Weise, die es den Rentnern und den 
Angehörigen der ärmeren Schichten unseres Volkes praktisch verwehrt, 
von den Besuchsmöglichkeiten im ajideren Teil unseres Landes in dem 
vertraglich vereinbarten Umfang Gebrauch zu machen. Die SED behin­
dert dajnit die ohnehin nicht im gewünschten Maße möglichen Kontakte 
der Menschen im geteilten Deutschland in unerträglicher Weise und 
betreibt gegen den Geist der Verträge ihre Politik der Abgrenzung. 

In Sohauprozessen verurteilt sie Fluchthelfer zu unmenschlich 
hohen Strafen und behauptet dann noch, die Bundesregierung habe 
die Pflicht, deutsche Staatsbürger in ihrem Recht zu behindern, 
von einem Teil Deutschlands in den anderen zu gehen. Liebe 
Preunde, die Verhältnisse in der DDE, der Mangel an Freiheit dort, 
die Diktatur der Einheitspartei, das Fehlen von Freizügigkeit im 
Gegensatz zur Charta der Vereinten Nationen, das sind die wahren 
Gründe, die unsere Landsleute drüben zur Flucht bewegen. 

(Beifall) 

Einer Regierung, die sich seit Jahren die Freiheit politisch Ver­
urteilter gegen harte D-Mark abkaufen läßt, steht es sehr schlecht 
an, von Menschenhandel zu reden. 

(Erneuter Beifall) 

Wir müssen befürchten, daß die Schauprozesse die Rückkehr zu Be­
hinderungen auf den Zufahrtswegen von iind nach Berlin vorbereiten 
sollen. 

Schließlich bestreitet die Regierung der DDR \inter Assistenz aller 
Ostblockstaaten die Bindungen des freien Berlin an den Bund, ob­
wohl sie im Viermächteabkommen ausdrücklich vereinbart sind, und 
sie versucht nach wie vor, West-Berlin zu einer besonderen poli­
tischen und auch zu einer besonderen gesellschaftlichen Einheit 
zu machen. Wir, die CDU und CSU, haben zur rechten Zeit auf diese 
Gefahren hingewiesen. Wir haben gewarnt und wir haben verlangt, 
daß in gründlichen Verhandlungen klare Absprachen getroffen und 
nicht Formelkompromisse vereinbart werden, die Jeder nach seinem 
Belieben auslegen kann. Es macht uns aber keine Freude, leider 
recht gehabt zu haben. 

Wir haben aber auch gan keine Veranlass\ing, meine Freunde, diese 
Politik der DDR gegen die Entspannung nun schamhaft zu verschwei­
gen oder, wie es Herr Bahr und mancher andere in Bonn gern sähe, 
herunterzuspielen und unter den Teppich zu kehren. 

(Vereinzelter Beifall) 

Das sollte der Testfall für den Entspannungswillen der Sowjet­
union in Europa sein. Hier geht es lom die Menschen in unserem 
geteilten Land, es geht um die Lebensfähigkeit Berlins und um 
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die Einhaltung abgeschlossener Verträge. Da werden wir laut und 
deutlich unsere Meinung sagen. 

(Beifall und vereinzelte Bravo-Eufe) 

Wir verlangen, daß die Bundesregierung, daß die deutsche Politik 
unseren Rechten aus den Verträgen Geltung verschaffen. Wir ver­
langen die versprochenen Erleichterungen sovfie die vereinbarten 
menschlichen und technischen Kontakte. Wir verstehen Entspannung 
nicht so, daß sich die DDE alle Rechte und Vorteile einschließ­
lich der Milliardenkredite aus dem innerdeutschen Handel nutzbar 
macht und ihre Verpflichtungen, und unsere lebensinteressen igno­
riert. VJir wollen, liebe Ereunde - das drücken wir in unserem 
Resolutionsentwurf aus -, die Freiheit und die Freizügigkeit der 
Menschen in Deutschland, nicht Trennung und Abgrenzung. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Ich danke Herrn Lorenz für die 
Begründung des Antrags, der auf Umdruck F 74- verteilt worden ist. 

Meine sehr verehrten Parteifreunde, uns liegt inzwischen eine 
solche Anzahl von V/ortmeldunger. vor, daß sich das Präsidium ge-
zvmngen sieht, die Redezeit ab sofort auf fünf Minuten zu be­
grenzen. 

Ich habe jetzt eine Wortmeldung von Herrn Heinrich Wörner aus 
Württemberg-Hohenzollern zur Geschäftsordjiung. Wünscht Herr 
Wörner noch das Wort zur Geschäftsordnung? 

(Heinrich V/örner: Ja!) 

- Dann darf ich ihn bitten, seine Wortmeldung in drei Minuten 
zu begründen. 

Heinrich V/örner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
stelle hier Antrag auf Schluß dieser Generaldebatte und Abstim­
mung über die vorgelegten Anträge hierzu. 

Begründung: Ich habe Sorge, daß uns, je länger diese Generalde­
batte noch dauert - so sehr ich es natürlich bedauere, daß sie 
dann nicht weitergeführt werden kann -, um so mehr die Zeit für 
die in der Tagesordnung vorgesehenen Sachprobleme davonläuft. 

(Vereinzelter Beifall) 

Heines Erachtens v;äre es noch bedauerlicher, wenn wir am Dien­
stagabend nach Hause führen, ohne diese Tagesordnung zu Ende ge­
bracht zu haben. 

Sollte dieser mein Antrag abgelehnt vierden, würde ich das Präsi-
diuiij bitten, seine zeitlichen Vorstellungen zur Tagesordnung noch 
einmal näher zu präzisieren. 

(Vereinzelter Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Wörner, für 
die Bligründung Ihres Geschäftsordnungsantrages! Ich möchte dem 
Parteitag vorschlagen - und das ist durchaus im Sinne des An­
trags von Herrn V/örner -, daß wir die Aussprache auf Punkt 18.oc 
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Uhr begrenzen, um damit einer Reihe von Delegierten, die zu diesem 
aktuellen Thema etwas zu sagen haben, noch die Gelegenheit zu 
einer kurzen Meinungsäußerung zu geben. 

(Vereinzelter Beifall) 

Ich hoffe, daß der Parteitag damit einverstanden ist. Ich hoffe 
vor allen Dingen, daß Herr Wörner seinen Antrag zugunsten des 
Vorschlags des Präsidiums zurückzieht. Sind Sie bereit, meinem 
Vorschlag zu folgen? - Wenn Sie damit einverstanden sind, daß 
wir bis 18.oo Uhr diskutieren, dann darf ich Sie um das Hand­
zeichen bitten. - Danke schön! Das ist die überwältigende Mehr­
heit der Delegierten. 

Ich rufe jetzt als ersten Redner Herrn Kollegen Wissmann auf. 
Nach ihm werde ich Herrn Walther Leisler Kiep bitten, das Wort 
zu ergreifen. Herr Wissmann, bitte, fünS Minuten! 

Matthias Wissmann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Es 
ist in den letzten Tagen und Wochen sehr viel über das Verhältnis 
zwischen der Jungen Union und der CDU/CSU spekuliert worden. Hier­
zu möchte ich nur ein Wort sagen. Die Junge Union wird in der Zu­
kunft - und sie wird dies auch morgen tun - ihre sachlichen Kon­
zepte mit Härte, kämpferisch, aber auch sachlich und fair, in die 
Diskussion der Partei einbringen. Sie tut das in jedem Fall ohne 
personalpolitische Hintergedanken. 

(Beifall) 

Ein Zweites. Die Junge Union will keine Konfrontation um der Kon­
frontation willen. Aber wir alle, liebe Parteifreunde, müssen ei--
kennen, daß gerade auch für die junge Generation nur die Partei 
attraktiv ist, die bereit ist, ihre Konflikte offen auszutragen, 
statt sie untei' den Teppich zu kehren. 

(Beifall) 

Deswegen solüten wii' auch in der laorgigen Diskussion deutlich 
machen, d.aß wir uns in diesem Sinne als eine für DiFkussionen 
offene Partei begreifen. 

Prof. Carstens hat gezeigt, wo die entscheidenden Kontroversen 
zwischen der GDU/CSU-Fraktion und der Bundesregierung liegen. 
Es ist aber notwendig - dies ist eine Pord.erung der Junger. Union 
an uns alle, an die Politik der CDU -, daß wir .in der Zukunft mehr 
noch als in der Vergangenheit nicht nur deutlich machen, wo die 
Alternativen zur Regierung liegen, wogegen v/ir sind, sondern wo 
unsere eigene, christlich-demokratische Zukunftspersx'ektive ist. 

(Beifall) 

Dies zu sagen, ist gerade im Zusamaenliang mit der Grundsatzdis-
kussion in der Partei ei'forderlich. Denn wir schöpfen unser 
christlich-demokratisches Gedankengut Licht aus der Antithese 
zum Sozialismus und Marxismus, sondern unsei-e Wertvorstellungen 
sind originär chrjstlich-demoki-atisch und offensiv in der Aus­
einandersetzung zu vertreten. 

(Erneuter Beifall) 
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Wir sollten uns deswegen wenigei' auf die Schwächen und 3?ehler 
der Bundesregierung als auf die Aussagekraft unserer eigenen 
gesellschaftspolitischen Konzepte verlassen. 

Desv/egen meinen wir, daß es in der Arbeil; der Fraktion wie auch 
in der Arbeit der Partei in Zukunft darauf ankoimen wird, sowohl 
in der Außen- als auch in dei' Deutschlandpolil'.ik mit einer ei­
genen außen- und deutschlandpolitischen Plattform deutlich zu 
machen, wo die Perspektive der Union liegt, und nicht nur zu 
sagen, worin die Kontroverse mit der Regierung über ITeutralisiius 
und andere Erscheinungen besteht. 
Zweitens - zur Gesellschaftspolitik - meinen wir, daß es nicht 
genügt, die Beratungen etwa mit den vier Punkten der Diskussion 
dieses Parteitages abzuschließen. Die grundsätzliche gesell­
schaftspolitische Diskussion muß in der Partei auch in Zukunft 
geführt werden, beispielsweise an konkreten Fragen wie Vermensch­
lichung der Arbeitswelt, Freizeitprobleme usw., und sie sollte 
auch geführt werden in der Auseinandersetzung mit der ganz, ganz 
wichtigen Frage der sozialen Randgruppen in unserer Gesellschaft. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich möchte weiter eines zur Gesellschafts­
politik sagen, was auch an das vorhin von Herrn Professor Bieden­
kopf Gesagte anschließt. Wir sollten sehen, daß lonsere Attrakti­
vität in der jungen Generation, von der Professor Biedenkopf 
sprach, entscheidend davon abhängt, mit welcher Konsequenz wir 
bereit sind, unsere eigenen christlich-demokratischen Grundsätze 
auch gegen die Opportunität in die gesellschaftspolitische Wirk­
lichkeit umzusetzen. 

(Beifall) 

Das heißt, daß wir "soziale Bindung" nicht nur als Formel erwäh­
nen, sondern sie auch konkretisieren sollten, wenn es um die Ge­
staltung des Bodenrechts geht. Das heißt, daß wir "soziale Part­
nerschaft" nicht nur sagen, sondern auch konkretisieren sollten', 
wenn es um die Durchsetzung einer glasklaren gleichberechtigten 
paritätischen Mitbestimmung geht. 

(Teilweise Beifall) 

Professor Biedenkopf hat mit Recht von der klaren Sprache ge­
sprochen und hat sehr deutlich gemacht, was er damit meint. Aber 
klare Sprache heißt auch klare Sprache von Vorstandsvorlagen 
beispielsweise zur Mitbestimmung 

(teilweise Beifall) 

und heißt, daß Hintertüren in diesem Bereich nicht in Vorstands­
vorlagen einfließen sollten. 

Ein letztes Wort zur Gesellschaftspolitik. 

(Teilweise Widerspruch) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: 

Ich muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 
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Matthias Wissmann: 

Ja, ich hin gerade dahei, Herr Präsident. - Ein letzter Punkt zur 
Gesellschaftspolitik: Bestimmend für unser Verhältnis zur jungen 
Generation, von dem gesprochen wurde, wird die Fähigkeit der 
Union sein, auch nach außen deutlich zu machen, daß sie für unse­
re Grundprinzipien, für die Grundprinzipien unserer Ordnung, da­
durch eintritt, daß sie die Fehlentwicklungen und Mißstände der 
Sozialen Marktwirtschaft durch konkrete Reformen zu beseitigen 
bereit ist. Ich meine, daß v/ir deutlich machen müssen: Wir vrollen 
in der Gesellschaftspolitik weder alles beim alten lassen noch d.as 
Spiel der Systemüberwinder spielen. 

Robert Kennedy hat - damit möchte ich schließen - ein V/ort gesagt, 
das für die Offenheit und Reformbereitschaft der Union prägend 
sein könnte. Er sagte nämlich, wir sollten bei der Prüfung von 
Keformvorschlägen weniger "Warum eigentlich?" als "Warum eigent­
lich nicht?" fragen. Ich meine, dies wäre ein gutes Prinzip für 
die Reformdiskussion in unserer Partei. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Ich danke Herrn V/issmann und 
gebe Herrn Kiep das Wort. Gleichzeitig mache ich noch einmal 
darauf aufmerksam, daß ein Redner, wenn ich einmal läute, noch 
eine Minute Sprechzeit hat. - Bitte! 

Walther Leisler Kiep: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ixebe Parteifreunde! Die Opposition hat nicht 
nur eine Reihe von innenpolitischen Fehlern dieser Regierung zu 
kritisieren; sie muß auch die Außenpolitik kritisch begleiten. 
Der Fraktionsvorsitzende Karl Carstens hat dies in seinen Aus­
führungen in aller Eindringlichkeit getan. 

Die Fehler der Bundesregierung, die Carstens und Kohl hier kriti­
siert haben, haben nämlich bei den Bürgern in unserem Lande nicht 
nur zu Enttäuschung, sondern auch zu einer großen Ratlosigkeit 
geführt. Die Aufgabe der Opposition besteht nun insbesondere 
darin, daß sie mit ihren eigenen politischen Aussagen die Rat­
losigkeit der Bürger beendet und ihnen wieder eine klare Ziel­
richtung aufzeigt. 

Das Hin un.d Hei' der Regierungsparteien in der Nahostkrise hat 
gezeigt, daß das Konzept dei' Regierung von Willy Brandt und 
Egon Bahr keinen Kompaß für die Bev/ältigung der aktuellen Welt­
probleme darstellt. Ölfurcht und Opportunismus, wie wir sie in 
diesen Tagen erlebt haben, sind schlechte Ratgeber für die 
V/alirung und Durchsetzung der deutschen Interessen. 

Die Außenpolitik unseres Landes muß aber auch frei sein von 
jedem Zwielicht. Wir können nicht, vjie uns die Sozialdemokraten 
dies empfehlen, zwischen Neutralität der Sache und Neutralität 
des Herzens unterscheiden. 

(Teilweise Beifall) 
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Was also, meine Freunde, will die Opposition der Bevölkerung an­
bieten? Ich meine, wir sollten das Angebot Henry Kissingers auf­
nehmen und sollten unseren Entwurf für eine zukünftige Gestaltung 
der atlantischen Partnerschaft vorlegen. Wir sollten den Sozia­
listen und den abenteuerlichen Spelculanten in unserem Lande und 
in Europa, die es jetzt für richtig halten, den Auszug der 
Amerikaner aus Europa zu fordern, eine Absage erteilen. Für uns 
muß das Bündnis mit den USA so wie früher auch heute und in Zu-
das zweite G-rundgesetz der Bundesrepublik Deutschland sein. 

(Beifall) 

Und wir sollten draußen klarer machen, meine Freunde, daß wir mit 
den Vereinigten Staaten nicht nur durch Sicherheitsinteressen ver­
bunden sind, sondern daß es darüber hinaus eine gemeinsame Grund­
lage unserer freiheitlichen Ordnungen gibt, die uns schicksalhaft 
zusammengeführt hat und die auch in Zukunft \inser Verhältnis 
bestimmen wird. 

(Beifall) 

Wir sollten, meine ich, in dieser Stunde dieser Solidaritäts­
bekundung vielleicht auch ein Wort der Freundschaft mit Amerika 
hinzufügen, 

(teilweise Beifall) 

einem Amerika, das nach der Bewältigung einer gewaltigen Krise 
im Zusammenhang mit dem Vietnamkrieg sich in einer neuerlichen 
offenen Auseinandersetzung um innenpolitische Probleme befindet. 
Wir sollten unsere-Solidarität mit diesem Amerika bezeugen, und 
wir sollten all denen eine Absage erteilen, die glauben, man 
solle sich von diesem Amerika heute möglichst behutsam, aber 
doch schnell lösen und eine Sicherheitsbasis für unser Land mit 
anderen suchen und finden. Eine solche Politik kann nicht die 
Politik der Union sein! 

(teilweise Beifall) 

Atlantische Partnerschaft - vor 1o Jahren von Kennedy verkündet, 
dessen Todestag sich in diesen Tagen zum zehntenmal jährt - ist 
noch nicht Wirklichkeit geworden. Sie zu verwirklichen-, ist die 
Aufgabe Europas in dieser Stunde, aus der Erkenntnis heraus, 
daß die Existenz der europäischen Völker auf Sicht nur zusammen 
mit den Vereinigten Staaten gesichert werden kann. 

(Teilweise Beifall) 

Wir müssen erkennen, daß die sicherheitspolitischen Interessen 
Europas zusammengefaßt werden müssen. Wir brauchen eine deutsche 
Initiative zur Schaffung einer europäischen Verteidigungsgemein­
schaft und von daher einen neuen Impuls in Richtung auf die poli­
tische Einigung Europas. 

(Teilweise Beifall) 

Von der Fähigkeit, dies zu erlangen, von der Fähigkeit, dies 
durchzusetzen, hängt auch der Erfolg oder Mißerfolg aller 
künftigen Entspannungspolitik ab. Die Grundmaxime unserer Partei 
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muß sein: Ohne Entspannung ist Sicherheit nicht möglich, ohre 
Sicherheit aber wird Entspannung gefährlich. 

(Teilweise Beifa]l) 

Die Christlich Demokratische Union, meine Freunde, ist seit ihrer 
Gründung die Eui'opapartei in der Bundesrepuhlik Deutschland. Die 
Europaidee muß sich erst recht in einer Krisenzeit "bev;ähren. Für 
uns ist diese Gemeinschaft mehr als nur eine Schönwettergemein­
schaft. Sie muß sich auch angesichts der krisenhaften Entwicklung 
im wirtschaftlichen, im energiepolitischen und im währungspoliti­
schen Bereich bewähren. 

Wir fordern deshalb die Regierung auf, mit dem gleichen Engagement 
wie frühere deutsche Regierungen unter Konrad Adenauer, Ludwig 
Erhard und Kurt Georg Kiesinger die Europapolitik voranzutreiben 
und nicht zu warten, bis sich ein Europa aus der Sicht der Sozia­
listen ermöglichen läßt, das dann eben das sozialistische Europa 
der Epplers, der Mitterands und der Wilsons sein,wird. 

(Teilweise Beifall) 

Wer den freiheitlichen und sozdalen Grundgedanken der westlichen 
Demokratien in der Weltpolitik unserer Tage vertreten will, der 
kann dies nur über die Zusammenfassung aller politischen Kräfte 
des westlichen Europa erreichen. 

Wir werden, meine Freunde - damit möchte ich schließen -, unsere 
Ziele nicht nur deshalb erreichen können, weil die Regierung auf 
allen entscheidenden Gebieten in der Außenpolitik gerade in die­
sen Wochen und Monaten zu versagen scheint. Wir vferden den Erfolg 
nur dann erreichen können, wenn wir diesem Versagen eine überzeugen­
de Alternative der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
in den Bereichen der Außen-, der Europa-, der Entwicklungs- und 
der Deutschlandpolitik entgegenstellen können. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Danke schön, Herr Kiep. Jetzt 
Herr Jahn (Braunschweig), nach ihm Herr Josten. 

Dr. Hans Edgard Jahn, Braunschweig: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich will mich bemühen, wie im 
Europäischen Parlament mit fünf Minuten zurechtzukommen, auch um 
unseren Freunden bei der ^-Punkte-Debatte nicht zu viel Zeit weg­
zunehmen. 

Es ist gut, daß sich die Partei, vor allem der Vorstand, entschlos­
sen hat, an die Aussagen unseres Parteivorsitzenden und an die Aus­
sagen, die die übrigen Mitglieder des Peirteivorstandes gemacht 
haben, besonders auch der Fraktionsvorsitzende, eine kurze General­
debatte anzuschließen, die sich auf die Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik konzentriert, sich aber auch, wie es eben 
der Kollege Kiep gemacht hat, auf die Europapolitik ausweitet. 

Viele Freunde waren in den letzten Monaten besorgt, ob sich diese 
Partei auch auf diesem Parteitag ins Detail verlieren würde. Die 
Presseberichterstattung lief in zunehmendem Maße, wie Sie es bis 
heute erkennen können, in dieser Richtung. Es sah über weite 
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strecken der innerparteilichen Diskussion so aus, als hinge die 
Welt von heute und morgen nur von einigen sehr wicHtigen gesell­
schaftspolitischen Prohlemen at. Es ist niemand luiter \ins, der 
keine Klärung des sozialen Bauhodenrechts, der Vermögenspolitik, 
der beruflichen Bildung und der nithestiimnung hier und heute und 
damit für die Zukunft wünscht. Hier muß entschieden werden, und 
dann muß entschieden sein, liehe Freunde, im Gegensatz zu der 
Auffassung unseres Freundes Wissmann, denn es darf nicht wieder 
so sein wie nach anderen Parteitagen, daß am Tage nach dem Par­
teitag jemand sagt, nun hinden wir den Helm fester, und das Ge­
rangel geht von vorne los. Wir müssen Landtagswahlen gewinnen, 
und da müssen wir nach diesem Parteitag geschlossen sein. 

(Beifall) 

Ich möchte hier ein Wort zur Europapolitik sagen, wie es Kernstück 
unserer Außenpolitik ist. Unser Freund Kiep hat recht, und alle 
Europäer im Europäischen Parlament und im Europarat werden ihn 
darin unterstützen, würde diese Europapolitik scheitern, brauchten 
wir uns über West- über Ostpolitik, über Wirtschafts- und Gesell­
schaftspolitik nicht mehr zu unterhalten. Liese Europapolitik, 
der Weg über die Wirtschafts^ und Währungsunion zur politischen 
Union, ist in den letzten Wochen - ich darf Ihnen das sagen - tief, 
sehr tief erschüttert worden. Der Nahostkrieg und die weltweite 
Krise bewiesen, daß dieses Europa einer plötzlich hereinbrechenden 
Krise nicht gewachsen ist. Als die Waffen im Nahen Osten aufein­
anderprallten und die USA eingriffen, um den Frieden wiederherzu­
stellen und die sowjetische Hegemonie in diesem Gebiet zu verhin­
dern, handelten die europäischen Nationen so, als gäbe es kein 
Bündnis mehr. Engstirniger Nationalismus, kleinkarierter Egoismus 
\ind Konkurrenzstreben machten deutlich, daß einige europäische 
Staaten und ihre Regierungen meinten, man könne sich neutral ver­
halten. Die Regierung Brandt ist hiervon nicht auszunehmen, im Ge­
genteil, sie tat noch ein übriges, sie forderte unsere amerika­
nischen Freunde geradezu gegen uns heraus. Eine Erklärung des 
amerikanischen Präsidentenberates und heutigen Außenministers 
Kissinger vom Frühjahr 1975 zur Europapolitik hat diese Regie­
rung bis heute nicht beantwortet. Eine Antwort auf das Angebot 
der Erneuerung, der Vertiefung, der Neukonzipierung der atlan­
tischen Partnerschaft erhielten die USA nicht nur nicht von der 
Bundesregierung, sondern auch nicht von den übrigen Nationalstaa­
ten. Was aber die neun Außenminister der EG auf der Konferenz 
in Kopenhagen als Antwort an die USA beschlossen haben, ist ein 
Katalog von Allgemeinheiten und, um mit Kissinger zu sprechen, 
europäischer Platitüden und Phrasen. Es war die Einigung auf den 
geringsten Nenner, wie auch am 6. November in der Nahostkrise der 
geringste Nenner gesucht wurde. 

Liebe Freunde, so kann Europa nicht vorankommen. Da helfen auch 
die mit schauspielerischem - ich betone das - Dilletantismus vor­
getragenen und gesammelten Worte des Herrn Bundeskanzlers in der 
letzten Woche in Straßburg nicht weiter. 

(Beifall) 

Wir brauchen nicht Rhetorik und Bekenntnis, wir brauchen eine 
praktische Politik, eine Politik des Pragmatismus, die uns im 
Frühjahr 197^ in die zweite Stufe der V/irtschafts- und Währungs­
union führt. Wir brauchen eine Politik, die es uns ermöglicht, als 
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Europäische Gemeinschaft auch in Krisenzeiten mit einer Stimme 
zu sprechen, wie wir es auf der KSZE getan haben. 

Ich komme zum Schluß. Wir als Christdemokraten wünschen eine dy­
namische Westpolitik. Wir meinen auch, daß die SPD ihr eigenes 
Soll in der Ostpolitik weit überzogen hat, ziim Wachteil der 
deutschen Einheit, zum Nachteil des ganzen Volkes. 

Herr Präsident! Liehe Parteifreunde! Wir, die wir dieses Europa 
von Konrad Adenauer, Kurt Georg Kiesinger und Ludwig Erhard von 
der Basis aus geschaffen und während unserer Regierungszeit zu 
blühendem Leben gebracht haben, sollten dem ganzen Volk deutlich 
machen, daß die Europäische Gemeinschaft wirklich eine Gemeinschaft 
von heute 255 Millionen Menschen ist, auf die unsere Jugend bauen 
kann. Dies muß die Priorität unserer gesamten Außenpolitik sein. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: Danke schön, Herr Jahn. Ich 
rufe jetzt den Kollegen Josten auf. Nach ihm werde ich den Kol­
legen Kühnle aufrufen. 

Zwischenzeitlich möchte ich bitten, daß die Gänge freigemacht 
werden und die Menschentrauben vor den Ausgängen verschwinden. 
Gespräche können außerhalb des Plenarsaales geführt werden. 

(Beifall) 

Johann-Peter Josten: Herr Präsident! Meinen Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Professor Carstens hat bei seinen Ausführungen 
auf den schriftlichen Rechenschaftsbericht der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hingewiesen. Auf Seite 148 heißt es dazu: Prägen 
zur Fragestunde im Bundestag insgesamt gestellt 38o3, von der 
CDU/CSU-Fraktion 24o'4-. Nun, die SPD/FDP-Regierung versprach 
mehr Demokratie. Hier ein Wort dazu, wie das in der Praxis aus­
sieht. Die Koalitionsmehrheit von SPD und FDP sorgte für eine 
Änderung der Zeiten für die Fragestunden. Seit Jahren hatten wir 
in Sitzungswochen an drei Tagen je eine Fragestunde. Jetzt haben 
wir nur noch an zwei Tagen zwar anderthalb Stunden, das bedeutet 
aber in der Praxis nur an zwei Tagen die Möglichkeit, dringende 
mündliche Anfragen zu stellen oder etwa zu einer aktuellen Stun­
de zu kommen. 

Ein weiteres Beispiel: 28 Gesetzentwürfe, wie aus dem Bericht 
hervorgeht, wurden aus den Reihen der CDU/CSU-Fraktion im ersten 
Jahr unserer jetzigen Legislaturperiode eingebracht. Bisher wur­
den zwei davon angenommen. Lassen Sie mich auf zwei Entwürfe hin­
weisen, die besonders interessant sind -und auf die viele im Lande 
warten. Es betrifft die Soldaten und die ehemaligen Kriegsgefange­
nen. Es sind die Drucksachen 7/636 und 7/637. Professor Biedenkopf 
sagte vorhin mit Recht, man solle auch in der Politik deutsch 
sprechen. Das ist in diesem Falle offenbar notwendig. Beispiels­
weise betrifft die Drucksache 7/637 ü e Benachteiligung ehemali­
ger Soldaten bei der Rentenberechn;ing. Solange die SPD keine Ver­
antwortung in der Regierung trug, versprach sie den Heimkehrern 
und ehemaligen Soldaten die Beseitigung von Benachteiligungen. 
Seitdem die SPD und die FDP an der Regierung sind, ist davon 
nichts mehr zu hören. Früher, wenn wir auf den großen Verbands-
tagiingen, z.B. beim Verband der Heimkehrer, von selten der CDU 
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versprachen, soweit wie möglich für die Realisierung dieser Ver­
sprechen einzutreten, wurden wir oft ausgepfiffen, weil wir an­
geblich nicht genug leisten wollten. Jetzt schweigen die Kollegen 
von der SPD und von der FDP. Ich glaube, meine Damen und Herren, 
die Änderung, die gerade im Rahmen der Rentenherechniing für die 
ehemaligen Soldaten und Heimkehrer zur Diskussion steht, wurde 
von allen demokratischen Parteien immer wieder versprochen. Ich 
weiß noch, daß Fritz Erler 1955 sagte, die Sozialdemokraten 
würden als erstes dafür sorgen, daß diese Ungerechtigkeit besei­
tigt werde, weil diejenigen, die damals im Kriege draußen waren, 
bei der Hentenberechnung bleibende Nachteile gegenüber denjeni­
gen hätten, die in der Heim.at geblieben waren. Wir, die CDU, wol­
len das beseitigen. Ich kann nur sagen, die SPD und die FDP sol­
len sich das überlegen, denn wir sind der Meinung, nichts ist 
geregelt, was nicht gerecht geregelt ist. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Parteitagspräsident: Danke schön, Herr Josten, 
vor allen Dingen dafür, daß Sie das Ganze in dreieinhalb Minuten 
geschafft haben. 

Jetzt spricht Herr Kuehnle, nach ihm Herr Dr. Stavenhagen. 

Ich bitte jetzt zum letztenmal, die Aufgänge zu räumen und die 
Gespräche außerhalb des Plenarsaales zu führen; das gilt auch für 
die prominenten Mitglieder dieses Parteitages. 

(Beifall) 

Kuehnle: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Herr Professor Carstens hat erklärt, daß die 
Entspannungspolitik der derzeitigen Bundesregierung schwere De­
fekte aufzuweisen hat. V/ir müssen besonders darauf hinweisen, daß 
diese Bundesregierung - Herr Carstens mußte sich hier verständli­
cherweise zurückhalten - eine Mitschuld an der Krise im Nahen 
Osten hat, einer Krise, die den Lebensnerv der Westeuropäer getrof­
fen hat. Diese Mitschuld- ist dadurch begründet, daß die Sozialdemo­
kraten und leider auch FDP-Leute die kommunistische Strategie, Tak­
tik und Doktrin nicht erkennen und damit falsch einschätzen und da­
durch auch falsche Entschlüsse fassen. Sie erkennen vor allem nicht 
den weltweiten Zusammenhang zv;isohen dieser, Strategie und Taktik. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine Entlastung, die der Ostblock 
irgendwo erfährt, nicht dem inneren Aufbau und der inneren Entwick­
lung nützt, sondern daß die Kommunisten unter Verstärkung ihrer ei­
genen und der Rüstung ihrer stellvertretenden Krj egsführer und Hel­
fershelfer ihre Machtstellung in der Welt erweitern. 

Somit ist nach Abschluß der Ostverträge eine nur scheinbare Etit-
spannung eingetreten. Der kommuristische Osten hat sie benutzt, 
um Eui'opa in der militärischen Flanke, aber vox- allem hinsichtlich 
der Energiequellen zu bedrohen. An die Stelle v;irklicher Entspan­
nung ist eine lebensgefährliche Bedrohung nicht nur von Frieden 
und Freiheit, sondern auch unserer v/irtschaftliehen Existenz ge­
treten. 

Es ist deshalb erforderlich, unser Volk, aber auch unsere Parte:! 
auf diese Vorgänge und Zusammenhänge hinzuvjeisen. Vor allem muß 
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auf die verschiedenen Wortinhalts, Wortdeutungen im Sprachgebrauch 
der Demokraten einerseits und der Xommunisten andererseits hinge­
wiesen werden. So fordert die Sowjetunion jetzt die Israelis a.B. 
auf, die eroberten Gebiete freizugeben. Sie selbst denkt aber nicht 
daran, die von ihr im zweiten Weltkrieg eroberten Gebiete zu räu­
men. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Kommunisten verstehen unter 
Frieden, Freiheit, Demokratie, Koexistenz und Entspannung etwas an­
deres als wir. Hier liegt eine besondere Aufgabe und eine Verant­
wortung auf uns; denn die politische Bildung ist in erster Linie 
Aufgabe der Bundesländer; und da haben wir immer noch die Kehrheit. 
Schließlich muß in diesem Zusaiamenhang darauf hingewiesen v;erdHn, 
daß die Tätigkeit der kommunistischen Partei besonders deshalb ge­
fährlich ist, weil sie in unserem Lsnd als fünfte Kolonne der Sow­
jetunion agiert und in dem Zusammenhang und im Zusammenspiel die­
ser Kräfte unsere freiheitliche Existenz und unser freiheitlich-
demokratischer Bechtsstaat besonders bedroht sind. 

(Beifall) 

Ex'ik Blumenfeld, Parteitagspräsident: Ich danke auch Ihnen dafür, 
daß Sie Ihre Ausführungen innerhalb der gesetzten Z^it vorgetra­
gen haben. 

Das Wort hat jetzt Herr Dr. Stavenhagen und nach ilun Herr Eroll-
Schlüter. 

Dr. Lutz Stavenhagen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte Sie bitten, dem Thema "Humanisierung der Arbeitswelt" in 
Zukunft bei der Arbeit dieser Partei einen höheren Stellenwert ein­
zuräumen. Ich glaube, daß diese Partei bei ihrem Verhältnis zum In­
dividuum und zur Gesellschaft besonders dazu aufgerufen ist, sich 
mit diesem Thema mehr als in der Vergangenheit auseinanderzusetzen. 
Ich. meine, Humanisier\uig der Arbeitswelt ist mehr als die Beseiti­
gung des .Fließbandes; sie ist ein langfristiges, neues Verständnis 
für die Beziehungen von Mensch und Technik im Untemehrnsn. Es geht 
hier nicht um einige Lohnpfennige oder einige Pausenminuten, son­
dern um viel grundsätzlichere Dinge, mit denen sich gerade die 
Union auseinandersetzen sollte, bevor andere dieses Thema für sich 
belegen und nachher behaupten, wir rennten vrieder hinterher. 

(Beifall) 

Ich bitte Sie daher, meine Damen und Herren, diesem Thema in Zu­
kunft mehr Aufmerksamkeit au widmen. Machen wir gleich am Anfang 
der Diskussion deutlich, daß die Probleme der Arbeitswelt nicht 
spezifisch marktiifirtschaftlich sind, sondern Probleme jeder hoch­
industrialisierten Gesellschaft sind! Räumen wir also gleich zu 
Anfang dieses Mißverständnis aus! Die herzliche Bitte an Sie: 
Fangen wir mit der Diskussion an! Räumen wir dem Thema "Humanisie­
rung der Arbeitswelt" nach diesem Parteitag vorrangige Priorität 
ein! 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Parteitagspräsident: Vielen Dank! Das war exem-
plarisch in der Kürze und in der Gerafftheit. 
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Jetzt darf icli Herrn Kroll-Schlüter bitten. Nach ihm spricht Dr. 
Wagner, Hessen. 

Hermann Kroll-Schlüter: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Ich möchte kurz etwas zu dem sagen,' was Herr Pro-
fessoi- Biedenkop.t' zum Verhältnis zur jungen Generation gesagt hat. 
Es ist wichtig, daß v/ir diesea Verhältnis neu gestalten und die 
jung«-; Generation vor allem prakt:i sehe Aufgaben sucht. Aber sie 
sucht au<-.h klare Gruidsätze. Sie sucht klare Orientierungspunkte 
für die Bewältigung ihres eigenen Ijebens und für die Gestaltung 
dieser Gesellschaft. 

Es gibt an der Basis eine Entwicklung der Motivation zu. mehr Frei­
heit, Selbständigkeit, Mitverantwortung, Völkerverständigung. Man 
ist gegen totale Abkapselung und will diesen Staat; mitgestalten. 
Man sagt ja zu dieser Gesollschaft und ja zu diesem Staat. Es ist 
ein Unterschied, ob ich etwas über das Verhalten der jungen Gene­
ration oder über ihre Repräsentanten in Gestalt von Jugendverbands­
funktionären sage. 

Ich glaube, das Bild der jungen Generation in der ÖfTentlichkeit 
entspricht nicht dem, was die junge Generation will, entspricht 
nicht ihren Zielen. Wir sollten beachten, daß es geradezu eine 
Sehnsucht nach Geborgenheit gibt und diejenigen, die darauf ein 
klares E'ho geben, haben die Chance der nächsten Generation. 

Es ist so, daß die CDU auf diese Tendenz und diese Entwicklung zu­
nächst und vor allem mit prinzipieller Staudfestigkeit und grund­
sätzlichen. Aussagen antworten muß. Ich glaube, wir kommen erst dann, 
zu klaren Aussagen, v/enn wir auch ein klares Grundsatzprogramm ha­
ben. Darum möchte ich vor allem bitten. Wir sollten von daher das 
Gespräch mit der jungen Generation suchen, der schweigenden Mehr­
heit ein Forum der Artikulation bieten und mutig, nicht krieche­
risch, sondern in klarer Haltung auf die Jugendverbände zugehen. 

Der SPD darf nicht weiter erlaubt sein, daß sich die gleichen Leu­
te, die in Hessen, Frankfurt und München seit 2o Jahren Macht aus­
üben, ständig in der kritischen Distanz zu unserem Staat gefallen. 
Das muß entweder zur Resignation oder zur Radikalität .führe.n. Wir 
haben entgegen vielen Aussagen eine echte Chance bei der jungen 
Generation. Wir sollten sie durch mehr Grundsätzlichkeit und prin­
zipiellen Sohvrung nutzen. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Parteitagspräsident: Dank schön. 

Ich gebe das Wort jetzt Herrn Schröder (Lüneburg) und danach Herrn 
Erhard (Bad Schwalbach). 

Horst Schröder: Herr Präsident! Meine sehr verehrton Damen und Her­
ren! Gerade vorgestern sind einige Kollegen der Bundestagsfraktion, 
zu denen ich selber gehörte, von einer außerordentlich interessan­
ten Reise in die.Sowjetunion zurückgekehrt. Sie können sich vor­
stellen, daß wir noch unter den frischen Eindrücken der dort ge­
führten sehr bemerkenswerten Gespräche stehen. 
Ich möchte nicht versäumen, diesem Parteitag einen sehr unmittel­
baren Eindruck davon kurz wiederzugeben, weil nämlich das, V7as 
wir in diesen Tagen in Moskau an Gesprächen geführt haben, in gera-
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dezu eindrucksvoller und demonstrativer Weise unterstreicht, was 
der Vorsitzende unserer Bundestagsfraktion, Herr Prof. Carstens, 
hier heute zur Deutschland- und zur Ostpolitik ausgeführt hat. 

Meine Damen und Herren, ich will sehr wohl-vorvjegschicken, daß 
diese Gespräche zwar in einer sehr angenehmen Atmosphäre statt­
gefunden haben, daß auch sichtbar geworden ist, daß die Sowjet­
union daran interessiert ist, mit der Bundesrepublik Deutschland 
in internsivere wirtschaftliche \and wissenschaftliche Beziehungen 
zu treten, daß aber - und das ist der Punkt, warum ich mich zu 
Wort gemeldet habe und diese Ausführungen mache - in den ent­
scheidenden politischen Fragen, in den entscheidenen politischen 
Interessen der deutschen Nation die Sowjets unverändert eine 
knallharte, eine ganz klare Position beziehen, die der zukünftigen 
Deutschland- und Ostpolitik unsererseits nur einen äußerst geringen 
Spielraum läßt. 

Lassen Sie mich das nur an zwei Beispielen verdeutlichen. In bezug 
auf Berlin haben uns die sowjetischen Gesprächspartner ganz un­
zweideutig zum Ausdruck gebracht: Ihr müßt euch damit abfinden, 
daß diese Stadt nicht zur Bundesrepublik Deutschland gehört. Und 
sie haben mit sehr charmantem Lächeln hinzugefügt: Je eher ihr 
euch damit abfindet, desto besser für euch und desto besser 
die Chancen für ein normalisiertes Zusammenleben. 

Lassen Sie mich ein zweites Beispiel erwähnen. Es ist unmißver­
ständlich und unzweideutig davon gesprochen worden, daß es in 
Deutschland nicht nur zwei Staaten gibt, sondern aus sowjetischer 
Sicht sogar auch zwei deutsche Völker und zwei Nationen. 

Wenn ich diese Gespräche und. Beisi)iel'e, die ich fortsetzen könnte, 
zusammenfassen darf, dam:, .darf ich das in drei Punkten. Zum einen 
ist sichtbar geworden, daß die SowjetH nicht bereit si.Td - das 
unterstreicht das, was Prof. Carstens in sehr viel eindrucksvolleren 
Worten schon dargelegt hat -, ein EntgegerJcommen in wirtschaftlich­
en oder technisch - wissenschaftlichen Prägen etv;a mit Kon/.essionen 
in den elementaren politischen Anliegen imseres Volkes, unseres 
Staates und unserer Nation zu beantworten. 

Eine zweite Erkenntnis läßt sich aus diesen Gesprächen mitnehmen: 
daß politische Vorleistungen, so wie es die Strategie Egon Eshics 
gewesen ist Tind offensichtlich immer .'-loch ist, in keinex" V/eise 
honoriert werden. Eine dritte lassen Sie mich an den Abschluß 
steller.. .Es ist sehr de\it]ich geworden, - das haben uns sowjetische 
Gesprächspartner sogar wörtlich zuci AusdiTick gebracht -, daß 
Leisetreterei und perrr.anentes Nachgeben keineswegs honoriert wer­
den, sondern daß sehr wohl eine klare Position und eine klare Hal-
tiong in der Vertretung nationaler Interessen verstanden wird und 
daß nur eine Politik der Viürde und des klaren Eiastshens unserer 
nationalen Belange letztlich auch von diesem entscheidenen poli­
tischen KontraJ.ienten verstanden wird. 

(Beifall) 

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich habe diese wenigen 
Bemerkungen aus unmittelbaren und persönlichen Eindrücken und 
Gesprächen wiedergegeben, um damit zum Ausdruck zu bringen, vfie 
richtig die Linie ist, die die CDU/CSU-Bundestagsfraktion in 
den Prägen der Deutschland- und der Ostpolitik betrieben hat, wie 
richtig die Analyse gewesen ist, die Prof. Carstens heute nachmittag 
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gegeben hat, und wie notwendig es ist, daß v;ir uns eben nicht 
irgendwelchen vermeintlichen Zeitströmxingen in dieser l'rage beugen, 
sondern einen klaren Kurs nationaler Würde in der V/ahrung unserer 
Interessen auch in Zukunft wahrnehmen. 

(Beifall) 

Erik Eluraenfeld, Tagungspräsidiura: Vielen Dank, Herr Schröder, 
für Ihren bemerkenswerten Debattenbeitrag. 

Als letzten Redner in der Diskussion rufe ich jetzt Herrn Erhard 
(Bad Schwalbach) auf. Ich darf jedoch nochmals bitten, daß Ge­
spräche außerhalb des Auditoriums geführt werden. Ich bitte die 
Ordner, in den Saal zu kommen und diese Anv;eisungen ntmmehr 
durchzuführen lond dafür zu sorgen, daß wir endlich ein etwas dis­
ziplinierteres Auditorium haben. 

(Beifall) 

Benno Erhard: Herr Präsident! Heine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das Präsidium hat uns den Antrag E 75 vorgelegt. Herr 
Ministerpräsident Stoltenberg hat ihn begründet. 

Ich begrüße diesen Vorschlag, ich meine aber, er hat noch eine 
deutliche Auslassung, über die v;ir reden sollten. Wir haben der 
Regierung im Bundestag im Eilverfahren in v;enigen Tagen das 
Energiesicherungsgesetz gegeben. Auf Grund dieses Gesetzes hat 
die Regierung Vollmachten, wie sie überhaupt nur in engsten und 
stärksten Notfällen vorstellbar sind. Sie hat \inbegrenzte Macht­
befugnisse. 

Wenn auf bestimmten Sektoren, vjie zur Zeit beim Heizöl schon deut­
lich erkennbar, eine Mangellage eintritt, dann sind die Ftmktionen 
des Marktes außer Kraft gesetzt. V/enn das so ist und der Markt dann 
nur noch als Preisr:egulierung einigermaßen funktionieren soll, führt 
das notwendigerv;eise dazu, daß der Schv;ächste und Ärmste gegebenen­
falls überhaupt nicht mehr in den Besitz der nicht mehr ausreichend 
vorhandenen V/are kommen kann, also des Öles. 

In solchen Eällen hat die Regierung auf Grund dieses Gesetzes 
Möglichkeiten zuja Handeln. Wenn sie diese Möglichkeiten dauernd 
ausschließt, dann vjirken sie auch nicht in der Ankündigung. Des­
halb sollten v;ir dafür sorgen und sagen, daß diese Regierung mit 
ihren Rechten davon auch Gebrauch machen muß und soll, sobald das 
notwendig erscheint. Sie soll nicht ausklammern, vjas es an Mög­
lichkeiten gibt. Das heißt ganz konkret: Eventuell müßten bei einem 
ohnehin über die Zollbestimmungen zumindest genau kontrollierbaren 
Absatz notfalls Preisregulierungen und Zuteilungen eintreten. Wenn 
die Regierung von diesen Dingen nicht spricht, dann v̂ ird sie sie 
auch schvjerlioh einführen. Wenn sie es nicht tut, sollten wir es 
wenigstens tun, damit die Regierung weiß, was gegebenenfalls zu 
tun ist, und alleine schon die Ankündigung den regulierenden Pak­
tor auslöst. 

Ich meine, wir sollten nicht tatenlos zusehen, wenn jetzt schon 
Rentner wegen der Beheizung ihrer V/ohnungen in schwierige Lagen 
kommen. Ich meine, an diesem Punkt muß es aufhören, das allgemeine 
Geschehen nur zu beobachten. Wir müssen meines Erachtens sagen, 
vjo hier auch von der Regierung soziale Gerechtigkeit geübt werden 
muß. 
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Erik Bliomenfeld, Q?agungspräsidium: Danke schön, Herr Erhard. 
Es liegt zwar kein formeller Änderungsantrag vor, aber ich glaube, 
es ist richtig, daß Herr Dr. Stoltenberg als Begründer der Vorlage 
mit wenigen Sätzen dazu Stellung nimmt. 

Dr. Gerhard Stoltenberg: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Lieber Herr Kollege Erhard! Ich. teile und verstehe Ihren Wunsch. 
Ich glaube, daß diese Frage, auf die auch Herr Carstens hin­
gewiesen hat, was unter dem Vorzeichen der Energiekrise für die 
sozial Schwachen und Hilfsbedürftigen besonders geschehen muß, 
sofort in die Beratungen der Fraktion und des Bundesvorstandes 
hineingehört. 

Nur wirft dies natürlich einige Grundsatzfragen auf, wie weit 
wir jetzt und in welchen Punkten konkret die Anwendung des 
Energiesicherungsgesetzes über das Sonntagsfahrverbot hinaus 
fordern, das wahrscheinlich nicht der einzige Punkt bleiben 
wird. Hier sage ich als Antragsteller zu unserer Formulierung: 
Hierzu eine materielle Aussage zu machen, zur Anwendung des 
Energiesicherungsgesetzes, müßte der Parteitag eine gründlicher 
vorbereitete und breiter diskutierte Vorlage haben, als das unter 
den Bedingungen des heutigen Tages möglich war. 

(Beifall) 

Deshalb haben wir die Vorlage in diesem Punkte allgemein gehalten, 
um den Parteitag auch nicht zu überfordern. 

Aber ich empfehle, daß wir diese Frage mit besonderem Nachdruck 
der Fraktion und den Gremien der Partei zur Prüfung der not­
wendigen Detailinitiativen überweisen; Beratungen, die ohnehin 
in der kommenden Woche stattfinden müssen. 

(Beifall) 

Erik Blumenfeld, Tagungspräsidium: 

Danke schön, Herr Dr. Stoltenberg. 

Meine verehrten Damen und Herren und liebe Parteifreunde, wir sind 
damit pünktlich am Ende unserer Aussprache zu den aktuellen Berich­
ten unseres Bundesvorsitzenden, Helmut Kohl, sowie Karl Carstens 
und Kurt Biedenkopfs. 

Es liegen zwei Anträge vor, die verteilt worden sind, auf Umdruck 
F 73 lind 7^- Sie haben die notwendige Anzahl von Unterschriften 
der Delegierten. Änderungsanträge liegen nicht vor. Ich kann des­
halb jetzt zur Abstimmung über diese beiden vorliegenden Anträge 
schreiten. Ich bitte diejenigen, die dem Antrag des Präsidi"ums und 
weiterer 20 Delegierter auf Umdruck F 73) begründet von Dr. Stolten­
berg, ihre Zustimmung geben wollen, um das Handzeichen. - Gegen­
probe! - Stimmenthaltungen? - Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag F 7^. Wer diesem Antrag 
seine Stimme geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge­
genprobe! - Enthaltungen? - Einstimmig angenommen. 

Ich danke den Antragstellern und dem Parteitag dafür, daß es möglich 
war, die Beratung in der vorgesehenen Zeit abzuwickeln. 
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Die Leitung der Var'han'dlungen übernimmt. jetzt Herr Neumami. 

Bernd Heumann, Tagungspräsidium: Wir kommen nu.nmehr zu dem Tagen-
ordnungspuakt 12: 

Bericht der Handatsprüfungskommission 

Das Wort hat der Vorsitzende d.er Mandatsprüfungskornjuission, Herr 
Proseh. 

Eduard Presch: Nach dem Statut können die Landesverbände insgesamt 
642 voll stimmberechtigte Delegierte entsenden. Hinzu kommen die 
beiden voll stimmberechtigen Ehrenvorsitzenden, so daß 64-4 voll 
stimmberechtigte Delegierte Mitglieder dieses Parteitages sein kön­
nen. Die Exil-CDU kann 50 Delegierte mit eingeschränktem Stimm­
recht entsenden. Die Landesverbände sind ihren finaziellen Ver­
pflichtungen gemäß § 22 Abs. 2 des Statuts nachgekommen. 

Nach dem Stand von 17.00 Uhr waren 654 voll stimmberechtigte Dele­
gierte anwesend und im Besitz ihrer Stimmunterlagen. Von den Dele­
gierten der Exil-CDU sind 49 anwesend. 

Der Parteitag ist beschlußfähig. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Ich rufe Tagesordnungspunkt 
13 auf: 

Soziales Baubodenreoht 

Hier liegen die Anträge A l - 10?3 der Landesverbände und Kreis­
verbände vor. Darüber hinaus liegt Ihnen der Vorschlag des Bundes­
vorstandes und zusätzlich die Empfehlung der Antragskommission vor. 

Das Präsidium schlägt Ihnen vor, daß wir die Vorlage des Bundesvor­
standes zur Diskussionsgrundlage machen und uns methodisch an die 
Empfehlung der Antragskommission halten. Zu der Empfehlung der 
Antragskommission hat jetzt der Kollege Orgaß das V/ort. 

Gerhard Orgaß: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mit der Vorlage zum Baubodenrecht wendet sich der Partei­
tag dem ersten umfangreichen programmatischen Thema zu. Wir stellen 
fest, daß v/ir hierzu "viel im Keller haben". Die Kommission "Bo­
denrecht", die von Vorstand schon zuvor gebildet wurde, hat vor 
einer Unzahl von Anträgen gestanden. Insgesamt sind es über 1100 
Anträge gev/esen. Damit hat das Bodenrecht zweifellos den Vogel 
abgeschossen. Gebe Gott, daß die Verhandlungen dieses Parteitages 
wirklich zu solchen Lösungen führen, die es uns ermöglichen, den 
Vogel abzuschießen. 

(Zuruf: Welchen?) 

Den roten. 
(Beifall) 
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Wir haben in der Unterkommission "Bodenrectit" vor der schier un­
löslichen Aufgabe gestanden, innerhalb äußerst kurzer Zeit eine 
Fülle von z\m Teil langen Anträgen zu sichten und zu werten. Uns 
stand wegen der Antragsannahmefrist nur eine ganz begrenzte Zeit, 
ein Tag, zur Verfügung. Wir haben an diesem Tag in der vergangen­
en Woche von 15.30 Uhr bis ^.30 Uhr morgens getagt. Wir haben uns 
bemüht, die Fülle der Anträge so wichtig zu nehmen, wie die Anträge 
es samt und sonders verdienen. Wir mußten bei der Aufbereitung der 
Anträge für diesen Parteitag zu einem Verfahren greifen, das es 
uns ermöglicht, politische Entscheidungen zu treffen, die sichtbar 
sind und uns in der politischen Ausdrucksweise weiterhelfen. Wir 
haben deshalb alle Anträge in die Punkte, nach der die Vorlage des 
Bundesvorstands gegliedert ist, \interteilt, d. h. in 33 Abschnitte. 
So ist es zu erklären, daß mancher Delegierte den Antrag seines • 
Kreis- oder Landesverbandes in einer verstümmelten Form wiederfin­
det bzw. daß er vier oder fünf Anträge findet, obwohl nur ein An­
trag gestellt wurde. 

Ein weiteres Problem stellte sich dadurch, daß in der Partei einer­
seits auf der Grundlage der Vorlage der Bodenrechtkommission, der 
sogenannten Göb-Kommission, andererseits aber auf der Grundlage 
der neuen Vorlage des Bundesvorstandes diskutiert wurde. Beide 
Vorlagen sind weithin identisch, aber eben doch nicht ganz. Daraus 
hat sich eine Menge von Anträgen ergeben, die einen sehr ähnlichen 
Wortlaut haben. In diesen Anträgen wird darauf abgezielt, die alte 
Vorlage wiederherzustellen, die Vorlage des Bundesvorstandes zu 
beschließen oder auch eine gänzlich neue Fassung zu beschließen. 
In den Empfehlungen der Antragskommission haben wir iins bemüht, 
dies einzeln aufzuweisen. Aus technischen Gründen war es bei der 
Vorbereitung nicht möglich, im Anschluß an jeden Antrag gleich die 
Empfehlimg der Antragskommission auszudrucken, auch wenn dies für 
die Delegierten am übersichtlichsten und einfachsten gewesen wäre. 
Es ist aber durchaus möglich, die Stellungnahme der Antragskommis­
sion zu jedem einzelnen Antrag zu finden. 

Wir empfehlen ihnen, nach der Behandlung des allgemeinen Teils die 
Frage des Abgabenrechtes ziu? Entscheidung zu stellen, weil diese 
der eigentlich strittige Punkt ist und weil die Entscheidung in 
Sachen Abgaberecht Konsequenzen für die weitere Behandlung dieses 
Thema hat. Wir bitten Sie, diesem Vorschlag der Antragskommission 
zu folgen. 

Wir wollen weiterhin versuchen, möglichst eine Zusammenfassung zu 
erreichen, damit die Debatte heute politisch bleiben kann und nicht 
in Fachdiskussionen zerfließt und zerfasert, die zwar notwendig 
sind, aber nicht auf dem Parteitag in allen Einzelheiten ausge­
tragen werden sollten. Wir schlagen Ihnen deshalb vor, daß sich 
die Antragskommission nur dann zu Wort meldet, wenn von einem De­
legierten zu einem konkreten Antrag Stellung genommen wird. Wir 
möchten Sie um der Übersichtlichkeit willen herzlich darum bitten, 
dann, wenn Sie hier Stellung nehmen, deutlich zu erklären, zu 
welchem Antrag Sie sprechen. Damit könnten Sie uns die Arbeit ent­
scheidend erleichtern. Wir haben in der Antragskommission versucht, 
die Anträge," soweit es ging, zusammenzufassen, ohne eine eigene 
Meinung ins Spiel zu bringen. Durch die Annahme einer sinngemäßen 
Formulierung der Antragskommission wäre in manchen Fällen eine 
ganze Reihe von Anträgen als erledigt zu betrachten. Sie werden 
vielleicht auch mit Enttäuschung zur Kenntnis genommen haben, daß 
die Antragskommission der Ablehnung einiger Anträge empfiehlt. 

86 

file:///interteilt


Diese Ablehnung bedeutet nicht immer, daß mtica mit der .Slache nicht 
einverstanden war, sondern zum Teil e:rfolgte sie aus formalen 
Gründen, weil hier zwar sehr wertvolle Erkenntnisse gebracht 
wurden, die für die weitere gesetzestechnische Aibeit eine wahre 
Fundgrube sein können, diese Erkenntnisse aber für. die politische 
WillenserkläiTing eines Parteitages zu umfangreich dargestellt 
sind, jedenfalls nach Auffassung der Antragskommission, 

Vi/ir möchten Ilinen ferner sagen, daß wir uns im Grunde genommen 
bemühen v/ollen, die Diskussion auf die politischen Schwerpunkte 
zu legen, auf die etwa vier Punkte, die in diesem Zusammenhang 
zur Entscheidung durch den Parteitag anstehen. Das betrifft 
erstens die Ziffer I0.I bei der Frage der Abgabenregelung. Hier 
wird darüber zu befinden sein, ob der Vorschlag der Göb-Kommission, 
der ein in sich geschlossenes abgabenrechtliches System im Zu­
sammenhang mit Planungsmaßnahmen für geboten hält und dabei als 
einen der Punkte die Grundvjertsteuer mit hineingebracht hat, 
angenommen v;erden soll, wähx'end der Bundesvorstand diesen Punkt 
nicht in seine Vorlage aufgenommen hat. In einer ganzen Reihe 
von Anträgen ist gefordert, dies wieder aufzunehmen, von anderen 
ist gefordert, der Vorstandsvorlage zu folgen. Das wird sicher­
lich ein politischer Streitpunkt sein, der hier auszutragen wäre. 

Eine zweite Auseinandersetzung wird sich auf die Ziffer 1o.2 
beziehen, also auf die Frage des Planungswertausgleiohes bzw. 
der Infrastrukturabgabe. 

Der dritte Punkt wird die Frage des Wegfalls der Besteuerung 
der realisierten Gewinne und die Befristung betreffen. 

Ich glaube, es wäre möglich, zu einer Beschränkung auf diese 
Kernpunkte zu kommen und bei vielen Anträgen, die sehr wohl 
ihre Berechtigung hätten, dann die Sache dem Gesetzgebungsverfahren 
mit zu überlassen. 

Bernd Neumann, Pai'teitagspräsidium: Vielen Dank, Herr Orgaß! 

Meine Damen und Herren, bevor wir zu den eigentlichen Punkten 
kommen, möchte ich darauf aufmerksam machen, daß es für eine 
geordnete Diskussionsleitung entscheidend ist, daß die Sprecher 
unter Angabe der Antragsnummer auf der Wortmitteilung mitteilen, 
zu vjelohen Anträgen sie sprechen werden und daß diese Anträge 
selbstverständlich rechtzeitig hier eingereicht werden. 

Ich darf dann die Empfehlungen der Antragskommission auf Seite 1 
aufrufen. Es geht hier um zvjei Dinge, noch bevor wir zur eigent­
lichen Ziffer 1 kommen. Der Kollege Orgaß hat bereits darauf hin­
gewiesen, daß die Antragskommission empfiehlt, den Abschnitt 
Abgaberecht Ziffer I0 nach dem Abschnitt Soziales Eigentum -
Ziffern 1 bis t̂- - zu beraten. Wer bereit ist, den Empfehlungen 
der Antragskommission in diesem Punkte zu folgen, den bitte ich 
um ein Zeichen mit der Stimmkarte. - Dankeschön. Ich bitte um 
die Gegenstimmen. - Enthaltungen? - Mit Mehrheit angenommen. 

Ich darf vfeiter die Allgemeinen Anträge aufrufen, die Sie auf der 
Seite 1 finden. Ich brauche jetzt nicht im einzelnen das vorzulesen, 
was Sie vor sich liegen haben xmd. ohnehin kennen, so daß ich frage: 
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Wird das Wort gewünscht zu den Vorschlägen der Antragskommission 
betreffend die Allgemeinen Anträge? - Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. Wer auch hier bereit ist, den Empfehlungen der Antrags­
kommission zu folgen, den bitte ich um ein Zeichen mit der Stimm­
karte. - Dankeschön. Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Mit Mehrheit 
angenommen. 

Ich darf dann die Ziffer 1.aufrufen. Hierzu haben Sie die Vorschläge 
der Antragskommission vorliegen von der Seite 1 bis zur Seite 5 
unten. Auch hier kann ich mir ersparen, das im einzelnen vorzu­
lesen, weil Sie die Sache rechtzeitig zugeschickt bekommen haben. 
Wird hierzu das Wort gewünscht? -

Herr Janning, Westfalen, zum Thema Notwendigkeit der Reform, zum 
Antrag A 12 und A 39. 

Heinz Janning: Meine Damen und Herren, ich bitte um Verzeihung, 
ich bin erkältet. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich ein bißchen lei­
ser sprechen dürfte. Ich hoffe, daß ich dann trotzdem zu verstehen 
bin. 

Zur Sache selbst! Es geht um die Anträge A 12 und A 59 in Ihrer 
dicken Broschüre. Da der Antrag A 39 von der Jungen Union weit­
gehend identisch ist mit dem Antrag des CDU-LandesVerbandes 
Westfalen-Lippe, können Sie sich auf den Antrag A 12 auf den 
Seiten 6 und 7 dieser dicken Broschüre konzentrieren. Bitte, 
halten Sie nun dem die Problemane.lyse der Antragskommission 
gegenüber. Es ist ein Kompromißvorschlag auf den Seiten 1 bis 3 der 
kleinen Broschüre. 

Der Landesverband der CDU Westfalen-Lippe und der Deutschlandtag 
der Jungen Union haben zur Erage Notwendigkeit und Ansatzpunkte 
einer Bodenrechtsreform gesagt, wir müssen die Problemanalyse 
der Göb-Kommission beibehalten und in ihrem letzten Teil verfei­
nern, um die Faktoren, die im geltenden Boden- und Steuerrecht 
in Betracht kommen und die es zu ändern gilt, herauszuarbeiten. 
Dies ist der Hintergrund. 

Meine Bitte ist folgende. Lehnen Sie die Kompromißformulierung 
der Antragskommission ab. Wenn Sie aufmerksam diese Analyse 
durchsehen, werden Sie merken, daß durch diese Formulierung 
infolge der Umstellung sachlich falsche Bezüge hergestellt 
werden; auch ist sie unsystematisch aufgebaut. Bitte, nehmen 
Sie stattdessen den Antrag A 12 an. Dieser übernimmt, wie 
gesagt, im ersten Teil die alte Kommissionsanalyse der Göb-
Kommission, und im letzten Teil wird die Frage der Faktoren im 
Boden- und Steuerrecht noch einmal ausführlicher dargelegt. 

(Beifall) 

Bernd Neumann, Parteitagspräsidiuir..: Ich darf dazu Herrn Dr. 
Waffenschmidt für ̂ die Anti-agskommission das Wort gebeno 

Dr. Horst Waffenschmidt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte für die Antragskomaiission darum bitten, den eben ge-



stellten Antrag in dieser Form abzulelmen. Wii' sind der Auf­
fassung, daß das, was in dem Antrag Nr.12 im wesentlichen zum 
Ausdruck gebracht werden soll, in den sieben Teilabsclmitten 
aufgenommen worden ist, die wir Ihnen für die Ziffer 1 vorlegen. 
Dort sind nämlich alle die I'aktoren aufgenommen, die eine Zuspitzung 
auf dem Bodenmarkt herbeigeführt haben, nämlich die Mängel in der 
Raumordnung und im Städtebau, die unterschiedlichen Verhältnisse 
zwischen den Verdichtungsräumen und den ländlichen Gebieten, die 
Ausflüsse der inflationären Finanz- und Wirtschaftspolitik, die 
gerade im Augenblick ihre Auswirkungen auf den Bodenmarkt zeigt, 
ferner weitere Probleme, die sich in mehreren Anträgen zu der 
Ziffer 1 niedergeschlagen haben. Im übrigen darf ich darauf ver­
weisen, daß nach der Ziffer 1, so wie das jetzt die Antrags­
kommission vorschlägt, als Ziffer' 2 dasjenige kommen soll, was 
in der Vorlage des Bundesvorstandes als Ziffer 1 aufgenommen 
worden war. Hier soll gerade die Einengung der Gestaltungsfrei­
heit und die Möglichkeit einer breiten Eigentumsstreuung als 
Zielprojektion unserer ganzen Bodenrechtspolitik angesprochen 
werden. 

Ich möchte also zusammengefaßt noch einmal sagen, die Antrags­
kommission empfiehlt diese Beschreibung der Analyse und möchte 
im übrigen darauf verweisen, daß die Einzelprobleme, wie sie sich 
im Abgabenrechtlichen darstellen, in den einzelnen Bereichen an­
gesprochen werden, die wir gleich in den 15 Ziffern zu behandeln 
haben. Hier sollte niir eine Beschreibung der Situation statt­
finden. Wir glauben, daß gerade die Fragen der Haumordnung, die 
Zie]Vorstellungen eines humeoien Städtebaus, die nur schwierig 
\'ervfirklicht v/erden können, in ausreichender Weise von den 
Kompromißvorschlag de* Antragskomrnission aufgeno-iraisn sind. 

Bernd Neiimana, Parteitfigspräsidiu:Ti: Herr Schiiöle! 

Hans-Werner Sc]'iiiiöLe: Herr Präsident! Meine Dainen und Herren! 
xch m'ochte Sie hrbten, dem Antrag der Jungen Union und des 
Landesverbandes Westfalen-Lippe zu folgen. Zur Begründung 
möchte ich noch folgendes sagen; Der für die Antragskommission 
sprechende Kollege Orgaß hat darauf hingewiesen, daß die An-
tragskournission naturgemäß nur v,'enig Zeit zur Sichtung der 
Anträge gehabt habe. Uns scheint, daß man gerade deswegen, we:il 
wenig Zeit zur Verfügung gestai:den hat, in der Antragskomrnission 
versucl'it hat, eine nach bestimmter Systematik aufgebaute Analyse 
entsprechend zu verändern und Unsystematisches hier einzufügen. 

(Beifall) 

Ich bitte Sie deshalb darum, daß die nach langen Überlegungen 
zustande gekommene Situationsanalyse, wariim eine Änderung, eine 
Reform des Bodenrechts überhaupt notv/endig ist, beibehalten und 
um die Punkte ergänzt wird, die der Landesverband Westfalen-
Lippe und die Junge Union vorschlagen, weil sie systemgerecht 
sind und vjeil sie deutlich machen, v̂ arum eine entsprechende Ände­
rung des Bodenrechts dringend notwendig ist. Ich glaube, daß die 
Antragskommission versucht hat - dazu ist sie natürlich berech­
tigt -, die verschiedenen Anliegen, die man mit einer Reform des 



ßodenrechts erfüllen will, zusammenzufassen, meine aber, daß das 
die Systematik entscheidend verändert und die Grundprobleme, um 
die es gelit, etwas verwässert hat. 

Deshalb bitte ich Sie, den Anträgen von Westfalen-3'jippe und der 
Jungen Union zuzustimmen. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Neine Damen und Herren, zu dem 
Punkt liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. V/ir kommen zur Ab­
stimmung. Ich muß dafür Sorge tragen, daß das Verfaliren zügig 
weitergeht. Im Grunde liegen zwei Anträge vor, erstens der Antrag 
der Antragskommission, wie Sie ihn auf den Seiten 1 bis 3 finden, 
über den ich zuerst abstimmen lasse. Wird er abgelehnt, wird der 
Antrag Nr. A 12 von Mestfalen-Lippe zur Abstimmung gestellt. 

Wer bereit ist, den Empfehlungen der Antragskommission zur Ziffer 
1 zu folgen, den bitte ich um ein Zeichen mit der Stimmkarte. 
- Ich darf um die Gegenprobe bitten. - Das erstere war eindeutig 
die Mehrheit. Damit ist der Antrag der Antragskommiss Ion ange­
nommen. 

Ich rufe dann die Ziffer 2 auf. Hierzu liegt eine Wortmeldung 
von Herrn Jung aus Hessen vor. 

F.J. Jung: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte für den Antrag Nr. A 86 - Antrag des Bundes­
vorstandes der Jungen Union - sprechen, well ich meine, daß dies 
eine zentrale Frage ist, die wir noch mit in unser Programm ein­
beziehen sollten. Es handelt sich um den Problembereich der 
Kommunalisierung. Wir sollten in einer derartigen Konzeption ein­
deutig, nachdrücklich und auch argumentativ darstellen, daß wir 
eben keine Kommunalisierung wollen, sondern daß es unser Anliegen 
ist, die Sozialpflichtigkeit des Eigentums auszubauen und hier 
unsere Gegenposition zu sozialistischen Ideen aufzubauen. Wir 
sollten also noch dezidierter Gegenargumente in dieses Programm 
mit einbeziehen, und wir sollten auch konkret auf die Frage der 
Aufspaltung des Verfügungseigentums und des Nutzungseigentums ein­
gehen. Das sind Fragen, die sich uns in der aktuellen Situation 
stellen. Die CDU sollte in ihrem Programm dazu Stellung nehmen 
und diese Aufspaltung eindeutig als sozialistisches Gedankengut, 
das nicht in unsere Gesellschaftsordnung, in diesen Gesamtkomplex 
paßt, ablehnen. Wir sind auch nicht der Meinung - das sollten wir 
ebenfalls sagen -, daß z. B. das bewährte Institut des Erbbau­
rechts abgeschafft werden sollte. VJir sind allerdings nicht gegen 
Fortentwicklungen beim Eigentum als solchem. 

Ich möchte Sie daher bitten, den Antrag Nr. A 86 der Jungen Union 
in die Vorstandsvorlage mit einzubeziehen, damit wir eine voll­
kommen klare Aussage haben, worin wir uns in essentiellen Dingen 
von den Vorstellungen der Jungsozialisten und auch von den Vor­
stellungen der SPD-Kom.mission unterscheiden, die ja die Auf­
spaltung von Vei'fügungseigentum und Nutzungseigentum will. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Zu Ziffer 2 hat Herr Janjiing 
das Wort. 

Heinz Janning: Ich kann mich den Ausführungen meines Vorredners 
anschließen und möchte Sie bitten, den Antrag Nr. A M-Q auf Seite 
20 der Broschüre aufzuschlagen. Dort finden Sie einen identischen 
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